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Kap. Nr.  Empfehlungen 

 

L 1  Leitantrag des Bezirksvorstandes – Die 
nordhessische SPD zukunftssicher aufstellen 
und zu alter Stärke zurückkehren 

Streiche in Zeile 132 „1.“ 
 
 
Annahme empfohlen 

L 2 Kommunen stärken und Demokratie fördern! Annahme empfohlen 

 

S 1 Erneuerung der nordhessischen SPD Zeile 34 ab „mit folgenden fest 
zugeordneten Aufgaben… bis 
Zeile 40 „und kommunale 
Familie“ streichen  
und ersetzen durch: 
 
„Der Bezirksvorstand beauftragt 
die drei stellvertretenden 
Vorsitzenden in der jeweiligen 
Amtsperiode mit folgenden 
Aufgaben: 
- Verantwortliche/r für 
Personalangelegenheiten und 
Ansprechpartner/in für den 
Betriebsrat 
- Verantwortliche/r zur 
Vorbereitung der inhaltlichen 
Arbeit des Bezirksvorstandes 
sowie Bindeglied zu den 
Arbeitsgemeinschaften 
- Verantwortliche/r für 
Kommunales und Bindeglied 
Partei und kommunale Familie.“ 
 
Nach Zeile 95 einfügen: 
„der/die Betriebsratsvorsitzende 
der Beschäftigten im SPD-Bezirk 
Hessen-Nord“ 
 
Text von Zeile 97 bis 98 
„Landtagsfraktion…“ nach Zeile 
93 „der/die Fraktionsvorsitzende 
der“… einfügen 
 
So geänderter Antrag zur 
Annahme empfohlen 

 

EnU 1 Klimaschutz finanzieren statt verwalten: Reform 
der Schuldenbremse und Investitionspflicht 

Annahme empfohlen 

EnU 2 Klimaschutz finanzieren statt verwalten: Reform 
der Schuldenbremse und Investitionspflicht 

Erledigt durch EnU1. 

EnU 3 Verbot des Einsatzes von Glyphosat in Hessen 
und auf Bundesebene 

 
Ablehnung empfohlen 

 

IR 1 Neue Gesetzgebung für ukrainische Flüchtlinge 
nicht rückwirkend 

Zeile 1-5 streichen und ersetzen 
durch: „Wir fordern die 
Bundesregierung auf, bei 
ukrainischen Flüchtlingen keine 
rückwirkende Veränderung der 
Leistungen von Bürgergeld in 



den Asylbewerberleistungsbezug 
vorzunehmen. Bei neu 
angekommenen ukrainischen 
Flüchtlingen fordern wir den 
Bund auf, die den Kommunen 
durch Änderung des 
Leistungsbezugs entstehenden 
Kosten vollständig zu ersetzen. 
Das Land soll diese Mittel 
vollumfänglich an die Kommunen 
weiterleiten.“ 
In geänderter Form Annahme 
empfohlen 

IR 2 Analoge Teilhabe sicherstellen Annahme empfohlen 

IR 3 Deckelung von Parteispenden Ablehnung empfohlen 

IR 4 Einschränkung von Werbung für alkoholische 
Getränke 

Ablehnung empfohlen 

IR 5 Einschränkung von Werbung für alkoholische 
Getränke 

Erledigt durch IR 04 

IR 6 Abschaffung Genderverbot Ablehnung empfohlen 

IR 7 Abgabe von Energydrinks an Jugendliche unter 
16 Jahren verbieten 

Annahme empfohlen 

IR 8 Analoge Teilhabe sicherstellen Erledigt durch IR 02 

 

JBK 1 Studiengänge Deutsch als Fremdsprache 
einrichten 

Streiche in Zeile 1 „landesweit“ 
und ersetze durch „mehr“ 
Annahme in der geänderten 
Form empfohlen 

JBK 2 Einstündigkeit von PoWi zurücknehmen Annahme empfohlen 

JBK 3 Kreis- und Stadtschülerräte stärken Adressat ergänzen um 
„Landkreise und kreisfreie 
Städte“ 
 
Keine Empfehlung 

JBK 4 Modellversuch für einen konfessionell-
kooperativen Religionsunterricht 

Durch Praxis erledigt 

JBK 5 Masterstudiengang Community Health Nursing 
in Hessen einführen – Curriculum entwickeln 
und praxisorientierte Fachkräfte für die 
Gesundheitsversorgung 

Erledigt durch JBK 06 

JBK 6 Masterstudiengang Community Health Nursing 
in Hessen einführen – Curriculum entwickeln 
und praxisorientierte Fachkräfte für die 
Gesundheitsversorgung ausbilden 

Annahme empfohlen 

JBK 7 Einführung von Aufnahmeprüfungen und 
Ausbau der Studienplatzkapazitäten in den 
Studiengängen Medizin und Psychologie 

Annahme empfohlen 

JBK 8 Glück als Schulfach implementieren – für 
gerechte Chancen, gesunde Kinder und eine 
resiliente Gesellschaft 

Ablehnung empfohlen 

JBK 9 Glück als Schulfach implementieren – für 
gerechte Chancen, gesunde Kinder und eine 
resiliente Gesellschaft 

Erledigt durch JBK 08 

JBK 10 Jugendpresse stärken – Demokratie sichern: 
Finanzspritze für junge Medienschaffende 

Zeile 16 ab „fester 
Haushaltstitel… bis Zeile 18 
„ausgerichtet“ streichen. Und 
ersetzen durch: „Zur 
Absicherung dieser Förderung 
sollen Finanzmittel zur 
Verfügung gestellt werden.“ 



JBK 11 Einführung eines 
Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) für 
Hessen – Schutz vor Diskriminierung in Schulen 

Annahme empfohlen 

JBK 12 Einführung eines 
Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) für 
Hessen – Schutz vor Diskriminierung in Schulen 

Erledigt durch JBK 11 

JBK 13 Einführung von Aufnahmeprüfungen. Ausbau 
von Studienkapazitäten in den Studiengängen 
Medizin und Psychologie 

Erledigt durch JBK 07 

JBK 14 Verpflichtende Thematisierung des Völkermords 
von Srebrenica im Schulunterricht der Oberstufe 

Überweisung an die SPD-
Landtagsfraktion 

JBK 15 Verpflichtende Thematisierung des Völkermords 
von Srebrenica im Schulunterricht der Oberstufe 

Erledigt durch JBK 14 

JBK 16 Kostenfreie Office-Zugänge für alle 
Schüler*innen in Hessen 

Überweisung an SPD-
Landtagsfraktion 

JBK 17 Inklusion statt Segregation in der Bildung Ablehnung empfohlen 

JBK 18 Anonyme Klausuren Ablehnung empfohlen 

JBK 19 Aufwandsentschädigung für Lehramts-Praktikum Überweisung an die SPD-
Landtagsfraktion 

JBK 20 Duales Lehramtsstudium Überweisung an die SPD-
Landtagsfraktion 

 
 

K 1 Kommunale Infrastruktur stärken – 
Investitionsprogramm „Kommune 2030“ 
auflegen 

Zeile 23-27 streichen. 
 
Annahme empfohlen 

K 2 Kommunale Infrastruktur stärken – 
Investitionsprogramm „Kommune 2030“ 
auflegen 

Erledigt durch K 01 

K 3 Nordhessen, die Region mit Zukunft Adressaten streichen. 
Als Resolution an 
Bezirksvorstand überweisen 

K 4 Die Kommunen benötigen reales Geld. 
Buchgeld ist kein Bargeld und muss trotzdem 
bezahlt werden. 

Keine Empfehlung 

K 5 Prozess zur Gebietsreform – 
Verwaltungsstrukturen anpassen 

Als Adressaten einfügen: 
SPD-Landesparteitag, SPD-
Landtagsfraktion, SPD-
Landesvorstand 
 
Annahme empfohlen 

K 6 Handlungsfähige Kommunen Annahme empfohlen 

K 7 Kommunale Finanzpolitik: Finanzielle Situation 
der Kommunen verbessern und Demokratie 
schützen 

Annahme empfohlen 

 
 

WBA 1 Rückzahlung der Corona-Soforthilfen Annahme empfohlen 

WBA 2 Meisteranerkennung ausweiten Annahme empfohlen 

WBA 3 Verantwortungsvolle Textilwirtschaft fördern – 
Gesetzliche Maßnahmen gegen Fast Fashion 
entwickeln 

Annahme empfohlen 

WBA 4 Lohngerechtigkeit Ablehnung empfohlen 

WBA 5 Verantwortungsvolle Textilwirtschaft fördern – 
Gesetzliche Maßnahmen gegen Fast Fashion 
entwickeln 

Erledigt durch WBA 03 

 

SGR 1 Eine nordhessische Antwort auf Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik im 21. Jahrhundert – Für 
Respekt, Sicherheit und soziale Gerechtigkeit 

Annahme empfohlen 



SGR 2 Qualität in sozialer Arbeit erhalten Zeile 1 bis 8 in Begründung 
verschieben.  
So geänderter Antrag zur 
Annahme empfohlen 

SGR 3 Comeback der Werkswohnungen – Schaffung 
von Anreizen für den Bau von Wohnungen für 
Mitarbeitende durch Firmen 

In Zeile 1 einfügen „Die SPD 
fordert eine umfassende Initiative 
zur Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum für Fachkräfte.“ 
Zeile 1 bis 2 bis “… zur 
Verfügung stellten“ in 
Begründung verschieben.  
In so geänderter Form Annahme 
empfohlen 

SGR 4 Bezahlbaren Wohnraum für Azubis schaffen – 
Fachkräfte von morgen entlasten 

Rücküberweisung an 
Antragsteller 

SGR 5 Direkte Investitionen in den sozialen 
Wohnungsbau 

Rücküberweisung zur 
Überarbeitung an Antragsteller 

SGR 6 Erleichterung der Anerkennung von 
Psycholog:innen mit 
Fremdsprachenkompetenzen – Für eine 
vielfältige und inklusive Gesundheitsversorgung 

Erledigt durch SGR 07 

SGR 7 Erleichterung der Anerkennung von 
Psycholog:innen mit 
Fremdsprachenkompetenzen – Für eine 
vielfältige und inklusive Gesundheitsversorgung 

Annahme empfohlen 

SGR 8 Förderung der Versorgung und Weiterbildung 
von Psychotherapeut:innen 

Erledigt durch SGR 09 

SGR 9 Förderung der Versorgung und Weiterbildung 
von Psychotherapeut:innen 

Als Adressat SPD-
Bundestagsfraktion ergänzen 
Annahme empfohlen 

SGR 10 Maßnahmen gegen die Überlastung von 
Psychiatrien und die Sicherstellung des 
Schutzes in Schutzhäusern 

Annahme empfohlen 

SGR 11 Maßnahmen gegen die Überlastung von 
Psychiatrien und die Sicherstellung des 
Schutzes in Schutzhäusern 

Erledigt durch SGR 10 

SGR 12 Verbesserung der Situation in der Beihilfe Annahme empfohlen 

SGR 13 Für geschlechtersensible Erste Hilfe und 
Reanimationsmaßnahmen 

Annahme empfohlen 

SGR 14 Pauschale Beihilfen für Beamt*innen Annahme empfohlen 

SGR 15 Flächendeckender Ausbau von 
Gewaltambulanzen 

Annahme empfohlen 

SGR 16 Verhinderung teurer Drehtüreffekte bei der 
Refinanzierung von Pflegefachkräften 

Keine Empfehlung. 
Antragskommission empfiehlt 
dem Antragsteller eine 
verständlichere Beschreibung. 

SGR 17 Aufbau und Förderung von Kompetenzzentren 
für erwachsende ME/CFS-Betroffene auf 
Bezirks- und Landesebene 

Annahme empfohlen 

SGR 18 Erhalt des ME/CFS-Kompetenzzentrums für 
Kinder und Jugendliche in Kassel und 
Verlängerung der Förderperiode 

Annahme empfohlen 

SGR 19 Einführung einer Zuckersteuer zur Förderung 
der öffentlichen Gesundheit 

Annahme empfohlen 

SGR 20 Unterstützung und Umsetzung eines 
Modellprojekts „Mobile Retter“ in Kassel/Hessen 
– und bundesweit 

Annahme empfehlen 

SGR 21 Verbesserung des e-Rezeptes im Interesse der 
Apotheken und der Patientinnen und Patienten 

Annahme empfohlen  

SGR 22 Verbesserung der kinderärztlichen Versorgung 
auf dem Land und in der Stadt 

Annahme empfohlen  



SGR 23 Eine nordhessische Antwort auf Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik im 21. Jahrhundert – Für 
Respekt, Sicherheit und soziale Gerechtigkeit 

Erledigt durch SGR 01 

 

STF 1 Steuerprüfung bei Einkommensmillionären Annahme empfohlen  

STF 2 Soziale Kapitalertragsbesteuerung jetzt! In Begründung erste vier Zeilen 
des 2. Absatzes von „Auf dem 
Bundeskongress … bis 
besteuern zu können“ streichen 
 
Annahme empfohlen 

STF 3 Eat the Rich: Steuerflucht erschweren Annahme empfohlen 

STF 4 Abschaffung der Verschonungsbedarfsprüfung Annahme empfohlen 

 

V 1 Mehr Zuverlässigkeit und Kapazität für die 
Deutsche Bahn – Infrastruktur ausbauen und 
strategisch planen 

Annahme empfohlen 

V 2 Landesweiter Ausbau von Sanitäranlagen in 
Industriegebieten für LKW-Fahrende 

Ablehnung empfohlen  

V 3 Landesweiter Ausbau von Sanitäranlagen in der 
Stadt 

Erledigt durch V 02 

V 4 Auch vor der StVO sind alle gleich Annahme empfohlen 

V 5 Mehr Zuverlässigkeit und Kapazität für die 
Deutsche Bahn – Infrastruktur ausbauen und 
strategisch planen 

Erledigt durch V 01 

 

O 1 Aufteilung der Partei-Beiträge Ablehnung empfohlen. 

 

R 1 Resolution Gerechte Finanzierung statt sozialer 
Kürzungen 

Annahme empfohlen 

R 2 Gerechtigkeit geht anders Annahme empfohlen 
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Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

108

SGR10 Maßnahmen gegen die Überlastung von Psychiatrien und die Sicherstellung 
des Schutzes in Schutzhäusern
SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Annahme

110

SGR11 Maßnahmen gegen die Überlastung von Psychiatrien und die Sicherstellung 
des Schutzes in Schutzhäusern
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Nichtbefassung erledigt durch SGR10

112

SGR12 Verbesserung der Situation in der Beihilfe
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Annahme

114

SGR13 Für geschlechtersensible Erste Hilfe und Reanimationsmaßnahmen
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Annahme

115
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Bezeichner Titel · Antragsteller*in · Empfehlung Seite

SGR14 Pauschale Beihilfen für Beamt*innen in Hessen
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Annahme

116

SGR15 Flächendeckender Ausbau von Gewaltschutzambulanzen
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Annahme

117

SGR16 Verhinderung teurer Drehtüreffekte bei der Refinanzierung von 
Pflegefachkräften
ASG-Bezirkskonferenz

118

SGR17 Aufbau und Förderung von Kompetenzzentren für erwachsene ME/CFS-
Betroffene auf Bezirks- und Landesebene
ASG-Bezirkskonferenz
Annahme

119

SGR18 Erhalt des ME/CFS-Kompetenzzentrums für Kinder und Jugendliche in Kassel 
und Verlängerung der Förderperiode
ASG-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Annahme

121

SGR19 Einführung einer Zuckersteuer zur Förderung der öffentlichen Gesundheit
ASG-Bezirkskonferenz
Annahme

122

SGR20 Unterstützung und Umsetzung eines Modellprojekts „Mobile Retter“ in 
Kassel/Hessen - und bundesweit
ASG-Bezirkskonferenz
Annahme

124

SGR21 Verbesserung des e-Rezeptes im Interesse der Apotheken und der 
Patientinnen und Patienten
ASG-Bezirkskonferenz
Annahme

126

SGR22 Verbesserung der kinderärztlichen Versorgung auf dem Land und in der 
Stadt
ASG-Bezirkskonferenz
Annahme

128

SGR23 Eine nordhessische Antwort auf Sozial- und Arbeitsmarktpolitik im 21. 
Jahrhundert – Für Respekt, Sicherheit und soziale Gerechtigkeit
AG60plus-Bezirkskonferenz
Nichtbefassung erledigt durch SGR01

130
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STF - Steuern und Finanzen
Bezeichner Titel · Antragsteller*in · Empfehlung Seite

STF01 Steuerprüfung bei Einkommensmillionären
SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Annahme

134

STF02 Soziale Kapitalertragsbesteuerung jetzt!
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

135

STF03 Eat the Rich: Steuerflucht erschweren
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Annahme

136

STF04 Abschaffung der Verschonungsbedarfsprüfung
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Annahme

137
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V - Verkehr
Bezeichner Titel · Antragsteller*in · Empfehlung Seite

V01 Mehr Zuverlässigkeit und Kapazität für die Deutsche Bahn – Infrastruktur 
ausbauen und strategisch planen
SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Annahme

139

V02 Landesweiter Ausbau von Sanitäranlagen in Industriegebieten für LKW-
Fahrende
SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Ablehnung

141

V03 Landesweiter Ausbau von Sanitäranlagen in der Stadt
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Nichtbefassung erledigt durch V02

142

V04 Auch vor der StVO sind alle gleich
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Annahme

143

V05 Mehr Zuverlässigkeit und Kapazität für die Deutsche Bahn – Infrastruktur 
ausbauen und strategisch planen
Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Nichtbefassung erledigt durch V01

144
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O - Organisationspolitik
Bezeichner Titel · Antragsteller*in · Empfehlung Seite

O01 Aufteilung der Partei-Beiträge
SPD-Unterbezirk Hersfeld-Rotenburg
Ablehnung

83
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R - Resolution
Bezeichner Titel · Antragsteller*in · Empfehlung Seite

R01 Resolution Gerechte Finanzierung statt sozialer Kürzungen
AfA-Bezirkskonferenz
Annahme

84

R02 Gerechtigkeit geht anders
AG60plus-Bezirkskonferenz
Annahme

86
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Antrag 01: Leitantrag des Bezirksvorstandes - Die nordhessische 
SPD zukunftssicher aufstellen und zu alter Stärke zurückkehren
Laufende Nummer: 1

Antragsteller*in: Bezirksvorstand
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen mit folgenden 
Änderungen

Sachgebiet: L - Leitanträge
Antragsblock: Leitanträge und Satzungsänderungen

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Der Bezirk Hessen-Nord steht vor bedeutenden Herausforderungen aufgrund schlechter
 2 Wahlergebnisse, sinkender Mitgliederzahlen, finanzieller Engpässe und veränderter
 3 gesellschaftlicher Rahmenbedingungen. Ziel dieses Antrags ist es, die Strukturen,
 4 Organisation und das Hauptamt der SPD im Bezirk zukunftsfähig aufzustellen, um eine
 5 nachhaltige Mitgliederbindung, eine effiziente Arbeitsweise sowie eine stärkere
 6 politische Präsenz zu gewährleisten. Ziel ist es, die Voraussetzungen zu schaffen
 7 wieder dauerhaft die stärkste politische Kraft in Nordhessen zu werden.

 8

 9

 10 I. Struktur- und Organisationsentwicklung

 11

 12 Erhaltung und Modernisierung der Bezirksstrukturen

 13 Wir sehen die Erhaltung beider Bezirke in Hessen als essenziell an, weil nur so die
 14 regionalen Unterschiede in der hessischen SPD umgesetzt werden können. Gleichzeitig
 15 ist es wichtig, klare Rollen zwischen den Bezirken und dem Landesverband zu
 16 definieren. Angesichts sinkender Mitgliederzahlen ist es unumgänglich,
 17 Synergieeffekte stärker zu nutzen. Deshalb soll die Zusammenarbeit zwischen den
 18 beiden Bezirken und dem Landesverband in allen Bereichen weiter ausgebaut werden,
 19 wobei der Landesverband eine koordinierende Rolle übernehmen sollte.

 20

 21 SPD-Geschäftsstellen
 22 Die Stärke der nordhessischen SPD liegt in ihrer regionalen Verankerung. Deshalb
 23 bekennt sich der Bezirksparteitag zum Erhalt aller acht Unterbezirksgeschäftsstellen
 24 und einer personellen Ausstattung seitens des Bezirks, auch wenn die Finanzmittel
 25 knapper werden. Für die Zukunft sollen gemeinsam mit dem Bezirksvorstand und den
 26 Beschäftigten praktikable Lösungen entwickelt werden. Zudem sollten die
 27 Geschäftsstellen möglichst barrierearm oder barrierefrei ausgestattet sein.

 28

 29 Digitale, familienfreundliche und barrierefreie Parteitage
 30 Durch gesetzliche Änderungen ist es einfacher geworden, Parteitage in digitaler
 31 Begleitung durchzuführen. Daher sollen Parteitage im Bezirk und auf Unterbezirksebene

Ord. Bezirksparteitag Hessen-Nord 2025 - Präsentations- und Versammlungssystem
Baunatal, 27.9.2025

15 / 154



 32 weiterhin in Präsenz zukünftig aber verstärkt digital gestaltet werden, z. B. bei
 33 Wahlen und der Antragsbearbeitung. Außerdem sollen die Parteitage technisch
 34 barrierefrei sein, hierzu soll der Bezirksvorstand mit der AG Selbst Aktiv eine
 35 Hilfsbroschüre erarbeiten. Zudem soll bei Parteitagen immer eine Kinderbetreuung
 36 angeboten werden, um die Teilnahme für Mitglieder mit Kindern zu erleichtern.

 37

 38 Bezirksausschuss zu Themenwerkstätten entwickeln

 39 Der Bezirksausschuss ist ein wichtiges Gremium für die Zusammenarbeit zwischen den
 40 Bezirksparteitagen. Oft ist er jedoch sehr formalisiert. Wir werden daher mindestens
 41 eine Sitzung pro Jahr in eine „Themenwerkstatt“ für alle Mitglieder aufwerten.

 42

 43 Diese Themenwerkstätten sollen dazu dienen, gemeinsam Positionen zu erarbeiten, zu
 44 diskutieren und nach außen zu vertreten.

 45

 46 Online-Arbeitsgemeinschaft im Bezirk Hessen-Nord
 47 Um Mitgliedern eine Mitarbeit zu ermöglichen, die nicht an der klassischen
 48 Ortsvereinsarbeit interessiert sind, soll der neugewählte Bezirksvorstand prüfen eine
 49 „Online-Arbeitsgemeinschaft“ zu gründen. Diese bietet eine Plattform für alle, die an
 50 der politischen Willensbildung teilnehmen möchten, ohne in Ortsvereinen aktiv zu
 51 sein. Sie soll eine Ergänzung sein und nicht in Konkurrenz zu den Ortsvereinen und
 52 Arbeitsgemeinschaften stehen.

 53

 54 Kreisverbände statt Unterbezirke
 55 Moderne Parteistrukturen brauchen auch zeitgemäße Bezeichnungen. Daher schlägt der
 56 Bezirksvorstand vor, den Begriff „Unterbezirke“ durch „Kreisverbände“ in der
 57 Bezirkssatzung zu ersetzen, um die Organisation zeitgemäß zu benennen.

 58

 59

 60 II. Stärkung des Ehrenamts im Bezirk Hessen-Nord: Maßnahmen zur Unterstützung, 
 61 Schulung und Wertschätzung unserer Mitglieder

 62

 63 Unsere Mitglieder stellen die zentrale Stärke unserer Partei in Nordhessen dar, und
 64 es ist unser gemeinsames Anliegen, sie bei der Ausübung ihres Ehrenamtes noch
 65 gezielter zu unterstützen. Vor diesem Hintergrund schlägt der Bezirksvorstand dem
 66 Bezirksparteitag die Umsetzung folgender Maßnahmen vor:

 67

 68 Erstellung einer Übersicht aller Angebote und Dienstleistungen für das Ehrenamt
 69 Obwohl der Bezirk Hessen-Nord bereits zahlreiche praktische Unterstützungsangebote
 70 bereitstellt, sind diese bislang nicht ausreichend im Ehrenamt bekannt geworden. Wir
 71 werden eine umfassende Übersicht aller bestehenden Unterstützungsangebote des
 72 Bezirks, des Landesverbandes, des Parteivorstandes und der Unterbezirke erstellen.
 73 Diese wird kontinuierlich, beispielsweise in einem Mitgliederbereich auf der
 74 Homepage, zugänglich gemacht werden. Eine klare Übersicht trägt dazu bei das Ehrenamt
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 75 zu stärken und die Mitglieder besser zu befähigen, ihre Aufgaben wahrzunehmen.

 76 Wir werden die Voraussetzung dafür schaffen, dass der Bezirk und die Unterbezirke
 77 auch als Anlaufstelle für Kandidierende für hauptamtliche Posten fungieren kann, um
 78 auf der einen Seite mit Wissen aus Wahlkämpfen nützliche Informationen weiterzugeben
 79 und auf der anderen Seite, um ggf. ein Grundstock an Materialien und Gegenständen
 80 (bspw. Beachflags, Sitzwürfel, Kundenstopper etc.) vorzuhalten, die gegen Gebühr
 81 ausgeliehen und in Wahlkämpfen verwendet werden können.

 82

 83 Verstärkung und Intensivierung der Schulungsangebote
 84 Die Schulungen zu digitalen Hilfen wie EasyMailer, der Organize-Plattform der SPD
 85 sowie dem Medienraum des Bezirks bauen wir aus. Ziel ist es, die Mitglieder in der
 86 Nutzung dieser digitalen Werkzeuge zu schulen und somit die Effizienz und Qualität
 87 ihrer ehrenamtlichen Arbeit zu erhöhen.

 88

 89 Wertschätzung des politischen Ehrenamts durch transparente Berichterstattung
 90 Das politische Ehrenamt lebt auch von Anerkennung und Wertschätzung. Um dies zu
 91 fördern, werden wir die Nachverfolgung von Anträgen und Beschlüssen des Parteitages
 92 und Bezirksvorstandes stärker in den Fokus. Konkret sollte auf jedem Bezirksparteitag
 93 ein Bericht über die zuletzt beschlossenen Anträge erfolgen. Dabei sollten
 94 insbesondere die Mitglieder der Landtags- und Bundestagsfraktion sowie die
 95 Regierungsmitglieder in die Pflicht genommen werden, um über die Umsetzung und
 96 Fortschritte zu berichten.

 97

 98 Vereinheitlichung des Begrüßungsmanagements für Neumitglieder
 99 Der erste Kontakt zu neuen Mitgliedern ist von entscheidender Bedeutung. Daher wird
 100 der Bezirksvorstand mit den Unterbezirken ein einheitliches Begrüßungskonzept für
 101 Neumitglieder entwickeln und umzusetzen.

 102

 103

 104 III. Optimierung der Bezirksarbeit: Neue Funktionen, inhaltliche Stärkung und 
 105 Satzungsanpassungen im Bezirk Hessen-Nord

 106

 107 Verantwortliche*r für Öffentlichkeitsarbeit

 108 Um die Außenwahrnehmung unseres Bezirks zu verbessern, werden wir eine neue
 109 ehrenamtliche Position im Vorstand einführen: die/der „Verantwortliche für
 110 Öffentlichkeitsarbeit“. Diese Funktion soll in der Satzung verankert und im
 111 geschäftsführenden Bezirksvorstand integriert werden.

 112 Die Aufgaben umfassen die Koordination der Öffentlichkeitsarbeit des Bezirks sowie
 113 die Entwicklung von Ideen, um die Sichtbarkeit und Außenwirkung zu steigern –
 114 besonders außerhalb von Wahlkampfzeiten. Unterstützung erhält die/der Verantwortliche
 115 durch die Bezirksgeschäftsstelle.

 116

 117 Stärkere Einbindung und neue Aufgaben des/der Mitgliederbeauftragten
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 118 Der/die Mitgliederbeauftragte des Bezirks soll künftig mehr Aufgaben übernehmen. Er
 119 soll die Mitgliederbeauftragten der Unterbezirke besser koordinieren und den
 120 Austausch fördern. Außerdem soll er themenbezogene „Online-Sprechstunden“ anbieten,
 121 bei denen Expert*innen der Partei Fragen der Mitgliedschaft beantworten.

 122 Der Mitgliederbeauftragte sollte regelmäßig über seine Arbeit und die Online-
 123 Sprechstunden berichten.

 124 Diese herausgehobene Position werden wir im geschäftsführenden Bezirksvorstand
 125 satzungsrechtlich verankern.

 126

 127 Drei Stellvertretende Bezirksvorsitzende mit klarem Aufgabengebiet

 128 Wir werden die Satzung dahingehend ändern, dass zukünftig drei stellvertretende
 129 Bezirksvorsitzende die Arbeit des geschäftsführenden Bezirksvorstandes auf mehr
 130 Schultern verteilen. Hierbei werden wir folgende Aufgaben den Stellvertreter*innen
 131 übertragen:

 132

 133

 134

 135

 136

1. Stellvertreter*in zuständig für Personal

weitere*r Stellvertreter*in zuständig für inhaltliche Arbeit des
Bezirksvorstandes sowie Bindeglied zu den Arbeitsgemeinschaften

weitere*r Stellvertreter*in zuständig für Kommunales – Bindeglied Partei und
Kommunales

 137

 138 Reduzierung der Anzahl der Beisitzer*innen

 139 Durch die klarere Verteilung der Arbeit und der damit einhergehenden Stärkung des
 140 geschäftsführenden Bezirksvorstandes, sollte der Gesamtvorstand nicht weiter
 141 vergrößert werden. Daher werden wir die satzungsrechtliche Anzahl der Beisitzer*innen
 142 von 15 auf 12 reduzieren. Somit wird der Bezirksvorstand nicht aufgebläht und bleibt
 143 somit funktional.

 144

 145 Jeder Unterbezirk soll im Bezirksvorstand einen festen Platz erhalten

 146 Da eine feste regionale Quote in der Bezirkssatzung gegen das Organisationsstatut der
 147 SPD verstößt, werden wir dennoch per Satzung eine Möglichkeit zur adäquaten
 148 Einbindung aller Unterbezirke im Bezirksvorstand schaffen. Wir werden daher
 149 sicherstellen, dass bei einer Nichtrepräsentation eines Unterbezirks bei den
 150 Vorstandswahlen, diejenigen Unterbezirke per Kooptierung in den Bezirksvorstand
 151 eingebunden werden.

 152

 153 Gelebte Kooptierungen im Bezirksvorstand fest verankern

 154 Die bisher mit jeder neuen Amtsperiode praktizierten Kooptierungen im Bezirksvorstand
 155 werden wir in der Satzung fest verankern. Beratend im Bezirksvorstand sollen per
 156 Satzung:

 157

 158

 159

die nordhessischen Mitglieder des Parteivorstands,

die nordhessischen Mitglieder des Landesvorstands,

die nordhessischen Bezirksvorsitzenden der Arbeitsgemeinschaften in Person,
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 160

 161

 162

 163

 164

 165

 166

 167

 168

der/die Vorsitzende der Nordhessenrunde der MdB und MdL in Person,

der/die Landesvorsitzende/r des Landesverbandes, der/die Generalsekretärin des
Landesverbandes, der/die Fraktionsvorsitzende der Landtagsfraktion, der/die
parlamentarische Geschäftsführer/in der Landtagsfraktion soweit diese aus
Nordhessen sind,

das nordhessische Mitglied des Europaparlaments,

ein Mitglied des Gewerkschaftsrates des SPD-Bezirks Hessen-Nord,

der/die Betriebsratsvorsitzende der Beschäftigten im SPD-Bezirk Hessen-Nord,

die/der DGB-Geschäftsführerin in Nordhessen, sofern SPD-Mitglied.

 169

 170 Ordentliche Bezirksparteitag zukünftig zweijährig

 171 Den ordentlichen Bezirksparteitag werden wir per Satzung zukünftig zweijährig
 172 stattfinden lassen. Dies sollte zudem mit dem Landesverband und dem Bezirk Hessen-Süd
 173 synchronisiert werden. In einem Jahr tagen die Bezirke und in dem anderen der
 174 Landesverband mit ihren ordentlichen Parteitagen.

 175 Außerordentliche Bezirksparteitage sind auch zukünftig jederzeit möglich, wenn er auf
 176 Beschluss des Bezirksvorstandes oder auf Antrag von mindestens drei
 177 Unterbezirksvorständen dieser einberufen wird.

 178

 179

 180 IV. Zukunftsperspektiven und Strukturreformen der nordhessischen SPD im Hauptamt: 
 181 Effizienzsteigerung, Mitgliederbindung und nachhaltige Organisation

 182

 183 Die nordhessische SPD hat derzeit rund 13.000 Mitglieder. In den vergangenen Jahren
 184 haben sich in etwa Eintritte und Abgänge die Waage gehalten. Im Durchschnitt verlor
 185 jedoch die nordhessische SPD rund 670 Mitglieder in diesem Jahrzehnt pro Jahr, dies
 186 ist in größten Teilen dem demografischen Wandel bedingt. Wird mit diesem
 187 Mitgliederverlust gerechnet, wird die nordhessische SPD im Jahr 2035 nur noch rund
 188 6.700 Mitglieder haben. Anders als andere Parteien finanziert sich die SPD jedoch
 189 überwiegend von den Beiträgen ihrer Mitglieder, der Rückgang wird massive
 190 Einnahmeverluste für die nordhessische SPD bedeuten.

 191

 192 Im Zuge zurückgehender finanzieller Möglichkeiten wurde in den vergangenen 10 bis 15
 193 Jahren immer nur punktuell und mit aus der Not heraus entstandenen Lösungen die
 194 Struktur im Hauptamt angepasst. Dies erzeugte Unzufriedenheit bei den Beschäftigten,
 195 weil immer ein Gefühl der strukturellen Unsicherheit gegeben war und es nicht zu
 196 einer planungssicheren Zukunft des Hauptamtes führte. 

 197 Der SPD-Bezirk Hessen-Nord steht als Arbeitgeber in der Verantwortung nicht nur die
 198 aktuellen Herausforderungen zu bewältigen, sondern auch im Hauptamt langfristig
 199 tragfähige Strukturen zu schaffen, um auch in Zukunft eine verlässliche Perspektive
 200 und Planungssicherheit für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sicherzustellen.

 201
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 202 Festzuhalten ist, dass in den vergangenen zehn Jahren vakante Stellen im Bezirk und
 203 in den Unterbezirken (Sachbearbeiter*innen) aufgrund der finanziellen Lage nicht
 204 nachbesetzt wurden. Infolgedessen ist die Arbeitsauslastung enorm gestiegen, zumal
 205 keine strukturellen Anpassungen oder Neuzuordnung von Aufgaben erfolgte. Aus diesem
 206 Grund sehen wir folgende Maßnahmen für zwingende notwendig:

 207

 208 1. Gründung eines Kompetenzzentrum Nordhessen (ServiceCenter Hessen-Nord)

 209 2. Übernahme des Personals aus den Unterbezirken und Integrierung in das 
 210 Kompetenzzentrum

 211 3. Umstrukturierung der Geschäftsstellen in den Unterbezirken

 212 4. Erarbeitung gemeinsamer Grundlagen und Standards

 213

 214 Gründung eines Kompetenzzentrum Nordhessen (ServiceCenter Hessen-Nord)

 215 Die Gründung eines Kompetenzzentrum ist aus organisatorischer, strategischer und
 216 praktischer Sicht unumgänglich. Die administrative Verwaltungsarbeiten werden aus den
 217 Unterbezirken in das Kompetenzzentrum überführt und werden zukünftig zu einheitlichen
 218 Qualitätsstandards bearbeitet. Die Übertragung dieser Aufgaben wird zu einer
 219 spürbaren Entlastung und Effizienzsteigerung der Mitarbeiter*innen führen, hiervon
 220 werden insbesondere die Geschäftsführungen in den Unterbezirken profitieren. Durch
 221 die Entlastung der Geschäftsführungen in den Unterbezirken und die Schaffung freier
 222 Kapazitäten, erhalten die Unterbezirke die Möglichkeit, sich verstärkt auf ihre
 223 Kernaufgaben – insbesondere politische Arbeit, Mitgliederbindung und strategische
 224 Ausrichtung zu fokussieren.

 225

 226 Administrative und organisatorische Tätigkeiten werden im Kompetenzzentrum gebündelt.
 227 Folgende Dienstleistungen werden zukünftig für die Untergliederungen durchgeführt:

 228

 229

 230

 231

 232

Mitgliederverwaltung

Rechenschaftslegung

Druck und Versand für Untergliederungen

Buchhaltungsservice für Untergliederungen

IT-Support für Geschäftsstellen

 233

 234 Durch die Zentralisierung der Verwaltungsarbeit wird Doppelarbeit in den
 235 Geschäftsstellen vermieden. Gleichzeitig ermöglicht die Integration von
 236 qualifizierten Mitarbeiter*innen aus den Unterbezirken den gezielten Einsatz von
 237 spezifischem Fachwissen. Dies führt zu einer Steigerung des Qualitätsstandards.

 238

 239 Ziel ist es, durch die Einrichtung eines Kompetenzzentrum die Mitarbeiter*innen
 240 wirksam zu entlasten, die organisatorische Leistungsfähigkeit des Bezirks und der
 241 Unterbezirke zu stärken und die Qualität des Dienstleistungsangebots nachhaltig zu
 242 verbessern.

 243
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 244 Übernahme des Personals aus den Unterbezirken und Integrierung in das 
 245 Kompetenzzentrum

 246 Im Einvernehmen mit den Unterbezirken wird der Bezirk allen noch drei Beschäftigten
 247 der vier Unterbezirke ein Angebot zur Übernahme unterbreiten, unter Wahrung des
 248 Bestandsschutzes. Die drei Beschäftigten sollen bei erfolgreicher Übernahme
 249 spätestens zum 01.07.2026 im „Kompetenzzentrum“ integriert werden.  Durch die
 250 Übernahme und Integration bereits erfahrener Mitarbeiter*innen aus den Unterbezirken
 251 kann auf bestehendes Fachwissen, gewachsene Strukturen und Kenntnisse interner
 252 Abläufe zurückgegriffen werden. Dies erleichtert die Einarbeitung, gewährleistet
 253 Kontinuität im Service und stärkt die Akzeptanz des neuen Kompetenzzentrum bei
 254 Mitgliedern und Mitarbeitenden gleichermaßen.

 255

 256 Der erforderliche Stellenanteil ist im Vorfeld zu ermitteln. Da davon auszugehen ist,
 257 dass dieser unter dem derzeitigen IST-Stellenanteil der in den Unterbezirken
 258 beschäftigten Mitarbeitenden liegt, soll der Bezirksvorstand mit den betroffenen
 259 Unterbezirken eine solidarische Finanzierungsvereinbarung zu vereinbaren.

 260

 261 Erarbeitung gemeinsamer Grundlagen und Standards

 262 Die gemeinsamen einheitlichen Standards für das Kompetenzzentrum sind unter
 263 Berücksichtigung und systematischer Einbindung des Fachwissens der Mitarbeiter*innen
 264 zu erfassen und strukturiert aufzubereiten. Dieser Prozess soll im Rahmen einer
 265 Klausur der Beschäftigten im 4. Quartal 2025 stattfinden.

 266

 267 Finanzierung

 268 Die Gründung des Kompetenzzentrums sowie die Integration des dafür notwendigen
 269 Personals stellen eine nicht zu unterschätzende finanzielle Belastung für den Bezirk
 270 dar. Auf dem ordentlichen Bundesparteitag 2025 wurde ein neuer Vorwegabzug in Höhe
 271 von 1,10 EUR pro Mitglied ab dem 01.01.2027 beschlossen. Aus diesen Mitteln erhalten
 272 die regionalen Service Center einen Anteil für die von ihnen betreuten Mitgliedern
 273 zurück.

 274 In diesem Zusammenhang wird dem Kompetenzzentrum ermöglicht anderen Landesverbänden
 275 und Bezirken die Bearbeitung ihrer Mitgliederverwaltung plus zusätzliche Services
 276 anzubieten. Besonders bietet sich hier eine Kooperation mit dem SPD-Bezirk Hessen-Süd
 277 an, dieser hat seine Mitgliederverwaltung bereits an das „ServiceCenter NRW“
 278 ausgelagert.

 279

 280 Der Bezirksvorstand soll gemeinsamen mit den Unterbezirken zudem ein solidarisches
 281 Finanzierungsmodell erarbeiten, das im Jahr 2026 dem Bezirksparteitag zur Abstimmung
 282 vorgelegt werden soll.

 283

 284 Umstrukturierung der Geschäftsführungen in den Unterbezirken

 285 Derzeit beschäftigt der Bezirk Hessen-Nord zwei Geschäftsführer*innen in Vollzeit und
 286 sechs in Teilzeit. Insbesondere die Teilzeitstellen würden in den nächsten Jahren,
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 287 unter Beibehaltung der jetzigen Strukturen und finanziellen Mitteln, eher zunehmen.
 288 Jedoch zeigt sich immer stärker, dass diese Stellen nicht attraktiv sind und es kaum
 289 Bewerbungen auf die ausgeschriebenen Stellen gibt. Zieht man nun noch den zu
 290 erwarteten Mitgliederrückgang und den damit einhergehenden weiter schrumpfenden
 291 finanziellen Mitteln mit ein, kommen wir zur Schlussfolgerung, dass die jetzige
 292 vorhandene Struktur nicht mehr haltbar sein wird. Der Bezirk Hessen-Nord ist einer
 293 die letzten Bezirke bzw. Landesverband, der noch so stark in der Fläche, mit einer
 294 Geschäftsstelle in jedem Unterbezirk und Personal, vertreten ist. Um dies auch für
 295 die Zukunft gewährleisten zu können, schlagen wir daher vor, dass bis zum Jahr 2035
 296 die Anzahl der Geschäftsführungen auf vier Geschäftsführer*innen mit einer
 297 Vollzeitstelle im Rahmen der Fluktuation reduziert wird. Somit sollte in der
 298 Zielstruktur ein*e Geschäftsführer*in zwei Unterbezirke bearbeiten. Durch die
 299 Gründung eines „Kompetenzzentrums“ werden die Geschäftsführungen in den Unterbezirken
 300 von der verwaltenden Tätigkeit enorm entlastet und daher halten wir dies, vor dem
 301 Hintergrund des Mitgliederrückgangs, für umsetzbar. Der Bezirksvorstand sollte
 302 hierbei die vier Stellen im Einvernehmen mit den Unterbezirken in einem ersten
 303 Schritt identifizieren. Im Rahmen der personellen Fluktuation ist sich dann der
 304 Zielstruktur zu nähern. Eine zwingende Umsetzung bis zum Jahr 2035 halten wir für
 305 dringend gegeben. Andernfalls drohen dem Bezirk als Ganzes und somit auch den
 306 Untergliederungen massive Finanzierungsprobleme im kommenden Jahrzehnt. Der Bezirk
 307 sollte zudem bei dieser Umsetzung flexibel agieren können. 

 308

 309 Für alle Neueinstellungen gilt, dass die Verträge auf die Zielstruktur angewandt
 310 werden.
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Antrag 02: Kommunen stärken und Demokratie fördern!
Laufende Nummer: 42

Antragsteller*in: Bezirksvorstand
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: L - Leitanträge
Antragsblock: Leitanträge und Satzungsänderungen

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Wir fordern die hessische Landesregierung und den hessischen Landtag auf, dass 77% 
 2 der Hessen zustehenden Mittel aus dem 100-Milliarden-Euro-Sondervermögens des Bundes 
 3 an die hessischen Kommunen verteilt wird.

 4 Mit rund 7,4 Milliarden Euro stehen Hessen erhebliche Mittel aus dem 100-Milliarden-
 5 Euro-Sondervermögen des Bundes zu. Rund drei Viertel der Investitionen in Hessen 
 6 werden von den Kommunen geschultert. Dann müssen auch drei Viertel der Investitionen 
 7 an die Kommunen gehen. Genau gerechnet sind es 77%. Und das nicht zweckgebunden oder 
 8 in kleinteiligen Programmen – sondern als echte Handlungsfreiheit für die 
 9 Kommunalverantwortlichen vor Ort.

 10 Wir wollen, dass der Staat funktioniert, daher müssen wir bei den Städten und 
 11 Gemeinden anfangen – denn dort wird jeden Tag konkret entschieden, ob die 
 12 Gesellschaft zusammenhält.

 13 Die SPD Hessen-Nord macht sich daher stark für diese Verteilung: Gut drei Viertel für 
 14 die Kommunen, ein Viertel für das Land. Wir wollen die Orte stärken, an denen 
 15 Demokratie konkret wird – im Alltag, im Ehrenamt, im Rathaus, im Krankenhaus.

 16 Der Handlungsdruck ist groß: Laut Bertelsmann-Stiftung beläuft sich das aktuelle 
 17 Finanzloch hessischer Kommunen auf 3 Milliarden Euro, zwei Drittel der Städte, Kreise 
 18 und Gemeinden schlossen 2024 mit einem Defizit ab. Das ist alarmierend. Wenn 
 19 Schwimmbäder schließen, Straßen verfallen und Schulgebäude bröckeln, dann verlieren 
 20 die Menschen Vertrauen in den Staat. Es ist unsere Aufgabe, dieses Vertrauen zu 
 21 erhalten!

 22 Wir stehen in einer Zeit großer Umbrüche. Wer Demokratie stark halten will, muss ihre 
 23 Fundamente schützen. Und das sind unsere Kommunen. Dort schlägt das Herz unseres 
 24 Zusammenlebens – und genau dort müssen die Mittel ankommen.

Weiterleitungsempfehlung:

Hessische Landesregierung, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag EnU01: Klimaschutz finanzieren statt verwalten: Reform der 
Schuldenbremse und Investitionspflicht
Laufende Nummer: 4

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: EnU - Energie und Umwelt

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 1. Abschaffung der Kreditobergrenze für strategische Investitionen in Infrastrukturen
 2 in Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen.

 3

 4 2. Verbindliche Reform der Schuldenbremse mit einer gesetzlich verankerten 
 5 Investitionspflicht, damit jährlich ausreichende Mittel für den sozial-ökologischen
 6 Wandel bereitgestellt werden.

 7

 8 Konkret soll Klimaschutz nicht als „Sondervermögen“ oder Ausnahmefall definiert
 9 werden, sondern als staatliche Daueraufgabe gelten, die im Grundgesetz als
 10 Gemeinschaftsaufgabe verankert wird. Die Ressorts sollen so zu jährlich, dem Weg zur
 11 Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 angemessene verbindlichen Investitionen
 12 verpflichtet sein und nicht länger in jeder Haushaltsverhandlung aufs Neue um
 13 Klimaetats ringen müssen.

Begründung

Die junge Generation trägt in doppelter Hinsicht die Last eines unzureichenden Klimaschutzes: Einerseits 
wird sie mit den verschärften Folgen der Klimakatastrophe leben müssen, andererseits wird sie den 
Schuldenberg abtragen, der durch zögerliches und halbherziges Handeln entsteht.

Eine rein formale Aufnahme des Ziels „Klimaneutralität bis 2045“ in die Verfassung reicht nicht aus, wenn 
es keine konkreten und verbindlichen Mechanismen gibt, die sicherstellen, dass Investitionen tatsächlich 
in CO�-Einsparungen fließen. Bestehende Finanzierungsmodelle wie Sondervermögen oder 
Ausnahmetatbestände werden dem Ernst der Lage nicht gerecht, da sie schnell ausgehöhlt oder in 
Haushaltsverhandlungen beschnitten werden können.

Die Reform der Schuldenbremse mit Einführung einer Investitionspflicht stellt sicher, dass die benötigten 
Mittel für Dekarbonisierung, Klimaanpassung und nachhaltige Infrastrukturprojekte verstetigt und für die 
Zukunft planbar sind. Damit würde die Bundesregierung ihre Verantwortung unterstreichen und die 
Glaubwürdigkeit ihres Klimaversprechens erhöhen.

Nur so kann verhindert werden, dass hohe Summen in ineffiziente Maßnahmen fließen, ohne dass die 
CO�-Bilanz tatsächlich sinkt. Eine verbindliche Verankerung im Grundgesetz – als Staatsziel Klimaschutz – 
sowie feste Vereinbarungen im Koalitionsvertrag schaffen Planungssicherheit für alle Ressorts, erhöhen 
die Transparenz und demonstrieren, dass es der Gesetzgebung mit dem Ziel Klimaneutralität bis zum 
Jahre 2045 ernst gemeint ist.
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Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag EnU02: Klimaschutz finanzieren statt verwalten: Reform der 
Schuldenbremse und Investitionspflicht
Laufende Nummer: 5

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung Erledigt durch EnU01

Sachgebiet: EnU - Energie und Umwelt

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Abschaffung der Kreditobergrenze für strategische Investitionen in Infrastrukturen in
 2 Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen.

 3 Verbindliche Reform der Schuldenbremse mit einer gesetzlich verankerten
 4 Investitionspflicht, damit jährlich ausreichende Mittel für den sozial-ökologischen
 5 Wandel bereitgestellt werden.

 6 Konkret soll Klimaschutz nicht als „Sondervermögen" oder Ausnahmefall definiert
 7 werden, sondern als staatliche Daueraufgabe gelten, die im Grundgesetz als
 8 Gemeinschaftsaufgabe verankert wird.

 9 Die Ressorts sollen so zu jährlich, dem Weg zur Klimaneutralität bis zum Jahr 2045
 10 angemessene verbindlichen Investitionen verpflichtet sein und nicht länger in jeder
 11 Haushaltsverhandlung aufs Neue um Klimaetats ringen müssen.

Begründung

Die junge Generation trägt in doppelter Hinsicht die Last eines unzureichenden Klimaschutzes: Einerseits 
wird sie mit den verschärften Folgen der Klimakatastrophe leben müssen, andererseits wird sie den 
Schuldenberg abtragen, der durch zögerliches und halbherziges Handeln entsteht.

Eine rein formale Aufnahme des Ziels „Klimaneutralität bis 2045" in die Verfassung reicht nicht aus, wenn 
es keine konkreten und verbindlichen Mechanismen gibt, die sicherstellen, dass Investitionen tatsächlich 
in CO2-Einsparungen fließen. Bestehende Finanzierungsmodelle wie Sondervermögen oder 
Ausnahmetatbestände werden dem Ernst der Lage nicht gerecht, da sie schnell ausgehöhlt oder in 
Haushaltsverhandlungen beschnitten werden können.

Die Reform der Schuldenbremse mit Einführung einer Investitionspflicht stellt sicher, dass die benötigten 
Mittel für Dekarbonisierung, Klimaanpassung und nachhaltige Infrastrukturprojekte verstetigt und für die 
Zukunft planbar sind. Damit würde die Bundesregierung ihre Verantwortung unterstreichen und die 
Glaubwürdigkeit ihres Klimaversprechens erhöhen.

Nur so kann verhindert werden, dass hohe Summen in ineffiziente Maßnahmen fließen, ohne dass die 
CO2-Bilanz tatsächlich sinkt. Eine verbindliche Verankerung im Grundgesetz – als Staatsziel Klimaschutz – 
sowie feste Vereinbarungen im Koalitionsvertrag schaffen Planungssicherheit für alle Ressorts, erhöhen 
die Transparenz und demonstrieren, dass es der Gesetzgebung mit dem Ziel Klimaneutralität bis zum 
Jahre 2045 ernst gemeint ist.

Weiterleitungsempfehlung:
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SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag EnU03: Verbot des Einsatzes von Glyphosat in Hessen und 
auf Bundesebene
Laufende Nummer: 6

Antragsteller*in: ASG-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: EnU - Energie und Umwelt

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Aufgrund starker gesundheitlicher Schäden ist der Einsatz des Herbizids Glyphosat in
 2 Hessen sowie auf Bundesebene vor Ablauf der Frist vom 15.12.2033 vollständig zu
 3 verbieten.

 4 Dieser Schritt ist notwendig, um die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen und die
 5 damit verbundenen Kosten zu vermeiden, unsere Umwelt zu bewahren und eine nachhaltige
 6 Landwirtschaft in Deutschland zu fördern.

 7 Wir fordern daher:

 8
 9

 10

 11

 12

 13

Die sofortige Einleitung eines Gesetzgebungsverfahrens zum vollständigen Verbot
von Glyphosat in Hessen, auf Bundesebene und auf EU – Ebene.

Die Unterstützung landwirtschaftlicher Betriebe bei der Umstellung auf
nachhaltige Anbaumethoden.

Eine umfassende Aufklärungskampagne über die Risiken von Glyphosat und die
verfügbaren Alternativen.

Begründung

Aufgrund starker gesundheitlicher Schäden ist der Einsatz des Herbizids Glyphosat in Hessen sowie auf 
Bundesebene vor Ablauf der Frist vom 15.12.2033 vollständig zu verbieten.

Dieser Schritt ist notwendig, um die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen und die damit verbundenen 
Kosten zu vermeiden, unsere Umwelt zu bewahren und eine nachhaltige Landwirtschaft in Deutschland zu 
fördern.

Wir fordern daher:

•      Die sofortige Einleitung eines Gesetzgebungsverfahrens zum vollständigen Verbot von Glyphosat in 
Hessen, auf Bundesebene und auf EU – Ebene.

•      Die Unterstützung landwirtschaftlicher Betriebe bei der Umstellung auf nachhaltige Anbaumethoden.

•      Eine umfassende Aufklärungskampagne über die Risiken von Glyphosat und die verfügbaren 
Alternativen.
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Antrag IR01: Neue Gesetzgebung für ukrainische Flüchtlinge nicht 
rückwirkend
Laufende Nummer: 7

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Hersfeld-Rotenburg
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: IR - Innen- und Rechtspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Der SPD-Bezirksparteitag Hessen-Nord spricht sich gegen eine rückwirkende Regelung
 2 zum 1.April 2025 für Schutzsuchende Ukrainerinnen und Ukrainer aus. Der Parteitag
 3 fordert gleichzeitig den Bund auf, die Kosten, wie versprochen, zu übernehmen. Der
 4 Parteitag fordert zudem das Land Hessen auf, die Kosten, wie versprochen, durch
 5 ungeminderte Weiterleitung des Bundesgeldes an die Kommunen weitgehend zu ersetzen. 

Begründung

1. Bislang konnten ukrainische Flüchtlinge, die vor dem verbrecherischen, völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg Russlands in die Bundesrepublik Deutschland geflohen sind, Leistungen nach 
Sozialgesetzbuch (SGB) erhalten.

2. Die neue Bundesregierung plant nun, rückwirkend nur Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz auszuzahlen. Derzeit werden alle ukrainischen Flüchtlinge nach 1. 
aufgenommen. Nunmehr sollen ukrainische Flüchtlinge zwar nach 1. zunächst aufgenommen werden, um 
dann nach 2. fürderhin eventuelle Unterstützung zu erfahren.

Diese bedeutet für die Verwaltungen zusätzlichen Aufwand, erzeugt in unserem demokratischen 
Rechtsstaat Rechtsunsicherheit und bedeutet schließlich auch für die kommunalen Kassen zusätzliche 
Ausgaben, die der Bund und das Land nicht ersetzen. Zumindest Rechtssicherheit könnte durch Geltung 
des Gesetzes ab Datum des Inkrafttretens für alle dann Schutzsuchenden viele Probleme minimieren. 

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundesvorstand
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Antrag IR02: Analoge Teilhabe sicherstellen
Laufende Nummer: 8

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: IR - Innen- und Rechtspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Der Bundesgesetzgeber soll rechtliche Voraussetzungen schaffen, um eine umfassende
 2 (insbesondere kulturelle, soziale, wirtschaftliche) und gleichwertige
 3 gesellschaftliche Teilhabe ohne unverhältnismäßigen Mehraufwand auch jener Menschen
 4 sicherzustellen, die über keine digitalen Endgeräte und damit keinen Online-Zugang
 5 verfügen.

 6

 7 Die großen Vorzüge einer breiten Digitalisierung für unsere Lebens- und Arbeitswelt
 8 dürfen nicht dazu führen, dass in einem der reichsten Länder der Erde mehrere
 9 Millionen Bürgerinnen und Bürger zunehmend von der gesellschaftlichen Teilhabe
 10 ausgegrenzt werden.

Begründung

Ein aktuelles Beispiel unter vielen anderen ist der Wegfall der analogen BahnCard und damit der 
Ausschluss von Millionen potenzieller Kundinnen und Kunden von diesem verkehrspolitisch sinnvollen 
und breit angenommenen Angebot des „volkseigenen Betriebs“ Deutsche Bahn AG. Erschwerend kommt 
hinzu, dass die DB AG bei dem Angebot der BahnCard Monopolstellung einnimmt, also der Wechsel zu 
einem anderen Anbieter nicht möglich ist.

Sogar innerhalb der SPD ist mit Sorge festzustellen, dass die letzte verbleibende SPD-eigene Zeitung zwei 
Jahre hintereinander jeweils mit zwei Ausgaben ausschließlich als E-Paper schienen ist. Ab Jahresende ist 
geplant, dass alle Mitglieder mit einer E-Mail-Adresse den Vorwärts digital beziehen müssen. Anders 
gesagt: Wer die Mitgliederzeitung weiterhin in Papierform beziehen möchte, müsste seine hinterlegte E-
Mail-Adresse zurückziehen. – Das kann es nicht sein!

Auch nachvollziehbare Kostengründe dürfen nicht dazu führen, dass der letzte noch verbliebene Print(!)-
Medium unsere traditionsreiche Partei für einen großen Teil der Mitglieder nicht mehr erreichbar ist (der 
Anteil der über 80-Jährigen Genossen und Genossen im Bezirk Hessen-Nord lag zum Jahresende 2023 bei 
18,1 % - bundesweit dürfte es ein ähnlicher Anteil sein).

Es könnte notfalls auch eine Kostenbeteiligung für Druck und Versand erhoben werden, um die 
Bereitstellung der gedruckten Version für einige zehntausende SPD-Mitglieder auch künftig sicher zu 
stellen.

Dieser Ausschluss vom Erhalt des „Vorwärts“ ist auch deshalb kontraproduktiv, weil außerhalb digitaler 
Kanäle und Plattformen nur über dieses Medium SPD-Positionen „pur“ kommuniziert und 
Argumentationshilfen an die täglich schrumpfende Zahl von Mitgliedern – also Repräsentanten der 
Sozialdemokratie vor Ort – herangetragen werden können! Die verzerrte Wahrnehmung der Alltagsrealität 
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und der Bedürfnisse einer großen und schützenswerten Minderheit der Mitglieder innerhalb des SPD-
Bundesvorstandes und innerhalb der Redaktion des „Vorwärts“ gibt Anlass zur Sorge, Dass derlei 
Wahrnehmungsdefizite auch in Teilen der Bundestagsfraktion und der Bundesregierung zunehmend 
erkennbar sind, macht es nicht besser…

Knapp 6 % der in Deutschland lebenden Menschen im Alter zwischen 16 und 74 Jahren hatten im Jahr 2022 
noch nie das Internet genutzt, entsprechend 3,4 Mio. Personen (Quelle: Statistisches Bundesamt). In den 
Altersgruppen über 74 Jahren dürfte der Anteil noch deutlich höher sein.

Dieser Bevölkerungsanteil verfügt weder über eine E-Mail-Adresse noch über digitale Endgeräte mit 
Zugang zum WWW.

Ernst zu nehmende Rechtsmeinungen gehen dahin, dass durch den immer weiter fortschreitenden Wegfall 
analoger Teilhabemöglichkeiten der aus unserer Verfassung abgeleitete Grundsatz eines 
gleichberechtigten Zugangs aller Bürgerinnen und Bürger zu wesentlichen staatlichen Angeboten 
zunehmend gefährdet ist.

Ein konkretes „Recht auf analoge Teilhabe“ ist nicht nur deshalb geboten, weil ein erheblicher Teil der 
Bevölkerung entweder die technischen Hürden für den online-Zugang nicht überwinden kann oder – will 
oder sich die privat erforderliche digitale Infrastruktur nicht leisten kann, sondern nicht zuletzt eine 
wachsenden Gruppe auch jüngerer Menschen mit alterstypischer – oder sogar überdurchschnittlicher 
Digital-Kompetenz und vorhandenen digitalen Endgeräten dies nicht möchte, da sie es ablehnt, in nahezu 
allen Bereichen unseres Lebens in einer freiheitlichen Gesellschaft ihre digitale Spur zwangsweise 
hinterlassen zu müssen.

Eine ökonomisch und politisch zunehmend, gleichsam erzwungene Konzentration auf die Anwendung 
digitale Zugänge zu grundlegenden Aspekten des gesellschaftlichen Zusammenlebens, vor allem aber 
auch staatlicher Angebote und Dienstleistungen diskriminiert einen erheblichen Anteil von Menschen, die 
diesen Zugangsmöglichkeit nicht haben oder aus dem genannten Grund nicht in jedem Fall nutzen 
möchten.

Gerade dieser Personenkreis kann sich in Ermangelung einer „analogen Reichweite“ zudem schlecht 
artikulieren – und auf die Problematik der rückläufigen analogen Teilhabemöglichkeiten multimedial (also 
auch über das Internet) aufmerksam machen.

Das Recht auf analoges Leben resultiert auf dem Prinzip der Gleichstellung und dem 
Diskriminierungsverbot unserer Verfassung.

Die Antragsstellerinnen und Antragssteller legen ausdrücklichen Wert auf die Feststellung, dass keinerlei 
Beschränkung der notwendigen Digitalisierung beabsichtigt ist, die in vielen Bereichen in Deutschland 
sogar im internationalen Vergleich unterdurchschnittlich entwickelt ist. – Es geht vielmehr darum, dass 
die Teilhabe an wesentlichen Angeboten auch weiterhin immer auch analog möglich sein muss.

Die Nutzung analoger Zugänge -  etwa der Bezug einer papierförmigen Zeitung oder eines nachhaltigen 
Mobilitätsangebotes wie der BahnCard – darf u. U. auch mit Mehrkosten verbunden sein, jedoch müssen 
sich diese im Rahmen halten und dürfen nicht übermäßigen Nachteilen für den / die analogen 
Anwender / Anwenderin verbunden sein.“

Weiterleitungsempfehlung:

AG 60plus Hessen-Nord, SPD-Bundesparteitag
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Antrag IR03: Deckelung von Parteispenden
Laufende Nummer: 9

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: IR - Innen- und Rechtspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Obergrenze für Parteispenden soll auf 50.000 Euro pro Person bzw. pro
 2 Unternehmen/Jahr gedeckelt werden. Das Parteiengesetz soll dementsprechend geändert
 3 werden.

Begründung

In 19 der 27 EU-Staaten existiert bereits eine Obergrenze für Parteispenden. In Deutschland kommt 
erschwerend dazu, dass antidemokratische Parteien entstanden sind, die insbesondere auch 
Parteifinanzregeln umgehen. Bekannte Vorfälle sind Goldverkäufe oder Vereine oder Verlage, die 
Wahlkampagnen für rechte Parteien schalten. Durch Spenden über Vereine können Offenlegungspflichten 
und Annahmeverbote umgangen werden.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Parteivorstand, SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Mitglieder des Bundeskabinetts
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Antrag IR04: Einschränkung von Werbung für alkoholische 
Getränke
Laufende Nummer: 10

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: IR - Innen- und Rechtspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Werbung für alkoholische Getränke soll eingeschränkt werden, um insbesondere
 2 Minderjährige vor den Folgen von übermäßigen Alkoholkonsum zu schützen.
 3 Alkoholwerbung darf im Kino (vor Filmen mit FSK unter 16 Jahren) nicht gezeigt
 4 werden:

 5 Im Umkreis von 100 Metern um Bildungseinrichtungen, Kinder- und Jugendeinrichtungen
 6 und Sportstätten darf Werbung (Plakate, oder digital) nur mit
 7 Aufklärungsinformationen (z.B. die Kampagne “Alkohol, Kenn dein Limit”) gezeigt
 8 werden, dazu zählt z.B. auch ein evtl. Sponsoring für Sportvereine von Brauereien.
 9 Ein Sponsoring für Sportvereine von Brauereien, ist nur dann zulässig, wenn
 10 ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass die Brauerei auch alkoholfreie Getränke
 11 anbietet. Es sollen in Zukunft Warnhinweise auf alkoholischen Produkten, die im
 12 Supermarkt vertrieben werden, aufgedruckt werden, ähnlich wie das aktuell bei
 13 Zigarettenpackungen der Fall ist. Die Warnhinweise sollen gut erkennbar sein und
 14 mindestens 20% der Produktetikettierung betragen. Ähnlich wie bei Glücksspielen, soll
 15 darüber hinaus ein Hinweis auf eine Sucht-Beratungsstelle auf alkoholischen Getränken
 16 gedruckt werden.

Begründung

Alkoholwerbung muss aus dem Straßenbild und den Medien verschwinden, da sie zum Konsum animieren 
und damit zum erhöhten Konsum beitragen. Die gesundheitlichen Schäden und das große 
Abhängigkeitspotential tragen zu einem Großteil der Kosten für das Gesundheitssystem bei. 7,9 Millionen 
Menschen der 18- bis 64-jährigen Bevölkerung in Deutschland konsumieren Alkohol in gesundheitlich 
riskanter Form. Zudem ist missbräuchlicher Alkohol einer der wesentlichen Risikofaktoren für zahlreiche 
chronische Erkrankungen (zum Beispiel Krebserkrankungen, Erkrankungen der Leber und Herz-Kreislauf-
Erkrankungen) und für Unfälle verursacht unter Einfluss von Alkohol.

Analysen gehen von jährlich etwa 74.000 Todesfällen durch Alkoholkonsum allein oder bedingt durch den 
Konsum von Alkohol aus. Alkoholkonsum sinkt bei Jugendlichen die Hemmschwelle, das sorgt dafür das 
sie risikofreudiger und unvorsichtig werden, das wiederum führt dazu das die Unfallwahrscheinlichkeit 
stark ansteigt. Jugendliche werden selbstbewusster, überschätzen sich und zeigen ein Verhalten, welches 
Sie ohne Alkohol-Konsum nicht haben würden. Werbung für alkoholische Getränke hat durchaus eine 
Wirkung auf Jugendliche, zum Glück ist der Alkoholkonsum in den letzten Jahren gesunken, aber dennoch 
trägt Werbung dazu bei, dass in Verbindung mit Gruppenzwang und dem Druck von gesellschaftlicher 
Anerkennung durch Werbung mehr alkoholische Getränke konsumiert werden.
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Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag IR05: Einschränkung von Werbung für alkoholische 
Getränke
Laufende Nummer: 11

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch IR04

Sachgebiet: IR - Innen- und Rechtspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Wir fordern eine Einschränkung von Werbung für alkoholische Getränke, um insbesondere
 2 Minderjährige vor den Folgen von übermäßigem Alkoholkonsum zu schützen. Wir fordern,
 3 dass Alkoholwerbung im Kino (vor Filmen mit FSK unter 16 Jahren) nicht gezeigt werden
 4 darf. Im Umkreis von 100 Metern um Bildungseinrichtungen, Kinder- und
 5 Jugendeinrichtungen und Sportstätten darf Werbung (Plakate oder digital) nur mit
 6 Aufklärungsinformationen (z.B. die Kampagne "Alkohol, Kenn dein Limit") gezeigt
 7 werden, dazu zählt z.B. auch ein evtl. Sponsoring für Sportvereine von Brauereien.
 8 Ein Sponsoring für Sportvereine von Brauereien ist nur dann zulässig, wenn
 9 ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass die Brauerei auch alkoholfreie Getränke
 10 anbietet. Es sollen in Zukunft Warnhinweise auf alkoholischen Produkten, die im
 11 Supermarkt vertrieben werden, aufgedruckt werden, ähnlich wie das aktuell bei
 12 Zigarettenpackungen der Fall ist. Die Warnhinweise sollen gut erkennbar sein und
 13 mindestens 20% der Produktetikettierung betragen. Ähnlich wie bei Glücksspielen soll
 14 darüber hinaus ein Hinweis auf eine Sucht-Beratungsstelle auf alkoholischen Getränken
 15 gedruckt werden.

Begründung

Alkoholwerbung muss aus dem Straßenbild und den Medien verschwinden, da sie zum Konsum animiert 
und damit zum erhöhten Konsum beiträgt. Die gesundheitlichen Schäden und das große 
Abhängigkeitspotenzial tragen zu einem Großteil der Kosten für das Gesundheitssystem bei. 7,9 Millionen 
Menschen der 18- bis 64-jährigen Bevölkerung in Deutschland konsumieren Alkohol in gesundheitlich 
riskanter Form. Zudem ist missbräuchlicher Alkohol einer der wesentlichen Risikofaktoren für zahlreiche 
chronische Erkrankungen (zum Beispiel Krebserkrankungen, Erkrankungen der Leber und Herz-Kreislauf-
Erkrankungen) und für Unfälle verursacht unter Einfluss von Alkohol. Analysen gehen von jährlich etwa 
74.000 Todesfällen durch Alkoholkonsum allein oder bedingt durch den Konsum von Alkohol aus. 
Alkoholkonsum senkt bei Jugendlichen die Hemmschwelle, das sorgt dafür, dass sie risikofreudiger und 
unvorsichtiger werden, das wiederum führt dazu, dass die Unfallwahrscheinlichkeit stark ansteigt. 
Jugendliche werden selbstbewusster, überschätzen sich und zeigen ein Verhalten, welches sie ohne 
Alkohol-Konsum nicht haben würden. Werbung für alkoholische Getränke hat durchaus eine Wirkung auf 
Jugendliche, zum Glück ist der Alkoholkonsum in den letzten Jahren gesunken, aber dennoch trägt 
Werbung dazu bei, dass in Verbindung mit Gruppenzwang und dem Druck von gesellschaftlicher 
Anerkennung durch Werbung mehr alkoholische Getränke konsumiert werden.

Weiterleitungsempfehlung:
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SPD-Bundesparteitag
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Antrag IR06: Abschaffung Genderverbot
Laufende Nummer: 12

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: IR - Innen- und Rechtspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die hessische Landtagsfraktion wird aufgefordert, das im Koalitionsvertrag
 2 festgelegte Verbot geschlechtergerechter Sprache in staatlichen und öffentlich-
 3 rechtlichen Institutionen

 4 rückgängig zu machen und eine inklusive, diskriminierungsfreie Sprachregelung zu
 5 ermöglichen.

 6 1.         Die Rücknahme der Regelung, die das Gendern in der öffentlichen Verwaltung
 7 untersagt. Stattdessen soll eine Leitlinie entwickelt werden, die eine gendergerechte
 8 Sprache in Behörden ermöglicht und nicht verbietet. Damit wird sichergestellt, dass
 9 Menschen unabhängig von ihrer Geschlechtsidentität in der öffentlichen Verwaltung
 10 sichtbar gemacht und respektiert werden.

 11 2.         Die Autonomie von Schulen zu wahren, sodass Lehrkräfte weiterhin selbst
 12 entscheiden können, ob sie geschlechtergerechte Sprache im Unterricht nutzen.
 13 Schülerinnen und Schüler, insbesondere in weiterführenden Schulen, befinden sich in
 14 einer wichtigen Phase der Identitätsfindung. Lehrkräfte sollen weiterhin die
 15 Möglichkeit haben, durch geschlechtergerechte Sprache ein inklusives Lernumfeld zu
 16 schaffen, in dem sich alle respektiert fühlen. Gerade für nicht-geoutete
 17 Schüler*innen kann dies eine wichtige Signalwirkung haben.

 18 3.         Den Schutz der Wissenschaftsfreiheit sicherzustellen, indem Hochschulen
 19 selbst über den sprachlichen Umgang mit geschlechtergerechter Sprache entscheiden.
 20 Universitäten verstehen sich als inklusive Orte, die Gleichstellung, Diversität und
 21 Antidiskriminierung fördern. Der Präsident der Frankfurter Goethe-Universität, Enrico
 22 Schleiff, betonte hierzu: „Die hessischen Universitäten verstehen sich als
 23 vielfältige und inklusive Orte, die sich die Verwirklichung von Gleichstellung,
 24 Diversität und Antidiskriminierung zum Ziel gesetzt haben. Dazu gehört auch, Personen
 25 aller Geschlechtsidentitäten in der Ansprache einbeziehen zu können.“ Ein Eingriff
 26 der Landesregierung in die Sprache an Hochschulen stellt eine massive Einschränkung
 27 der im Grundgesetz und in der Hessischen Verfassung garantierten Freiheit von
 28 Wissenschaft, Forschung und Lehre dar.

 29 4.         Die Unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu respektieren
 30 und keine Einflussnahme auf die sprachliche Gestaltung in redaktionellen Inhalten
 31 vorzunehmen. Ein staatlich verordnetes Sprachverbot widerspricht dem Prinzip der
 32 staatsfernen Mediengestaltung und greift in die redaktionelle Freiheit der
 33 Rundfunkanstalten ein.

 34
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Begründung

Dieses Verbot ignoriert gesellschaftliche Realitäten und setzt ein fatales Signal der Ausgrenzung. Während 
das Selbstbestimmungsgesetz die Möglichkeit zur Änderung des Geschlechtseintrags erleichtert, 
behindert Hessen mit dieser Regelung aktiv die Anerkennung von geschlechtlicher Vielfalt. Sprache 
entwickelt sich kontinuierlich weiter und bildet gesellschaftliche Veränderungen ab – 
geschlechtergerechte Sprache trägt dazu bei, dass sich alle Menschen gleichermaßen angesprochen 
fühlen.

Es steht weder dem Staat noch dem Land zu, Sprache politisch zu reglementieren. Niemand

wird durch das Gendern eingeschränkt – aber das Verbot nimmt Menschen das Recht, sich

sprachlich sichtbar zu machen. Unsere Gesellschaft hat sich längst weiterentwickelt. Hessen

muss sich auf den Weg zu einer offenen, modernen und inklusiven Zukunft machen – nicht in einem 
ideologischen Stillstand verharren.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag
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Antrag IR07: Abgabe von Energydrinks an Jugendliche unter 16 
Jahren verbieten
Laufende Nummer: 13

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: IR - Innen- und Rechtspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Aufgrund des hohen Gesundheitsgefährungspotenzials von Energydrinks (gem. §4 der
 2 FrSaftErfrischGetrV) soll die Abgabe an Jugendliche unter 16 verboten werden.

Begründung

Gemäß aktuellen Studien ist der erhöhte Konsum von Energiedrinks mit diversen gesundheitlichen 
Risiken (z. B. Angstzustände, Schlaflosigkeit, depressives und panisches Verhalten bis hin zu einem 
erhöhten Suizidrisiko) verbunden.

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit beziffert eine unbedenkliche Koffeinmenge mit max. 
3 mg pro Kilogramm Körpergewicht. Bereits eine Dose „Monster Energy“ (500 ml) hat einen Koffeingehalt 
von ca. 160 mg. Das Durchschnittsgewicht von 14-jährigen Kinder liegt zwischen 50-60 Kilogramm. Das 
heißt, dass die unbedenkliche Höchstdosis an Koffein bereits durch eine Dose (500 ml) ausgeschöpft ist.

In der jetzigen Rechtslage gibt es keinerlei Verkaufsbeschränkung an Minderjährige, sodass eine Abgabe 
an deutlich jüngere Kinder und Jugendliche nicht ausgeschlossen werden kann. Bei ihnen wird die max. 
tägliche Höchstdosis sodann sehr schnell deutlich überschritten. Durch die Aufnahme einer Beschränkung 
in das Jugendschutzgesetz kann dies verhindert werden.

Die bisherige Praxis der freiwilligen Verpflichtung zur Nichtabgabe an Minderjährige halten die 
Antragsteller für nicht zielführend. Andere Länder haben dieses Problem bereits erkannt und 
entsprechende Verkaufsverbote erlassen. Hierzu zählen u. A. Lettland, Litauen, Rumänien und Polen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag IR08: Analoge Teilhabe sicherstellen
Laufende Nummer: 14

Antragsteller*in: AG60plus-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch IR02

Sachgebiet: IR - Innen- und Rechtspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Der Bundesgesetzgeber soll rechtliche Voraussetzungen schaffen, um eine umfassende
 2 (insbesondere kulturelle, soziale, wirtschaftliche) und gleichwertige
 3 gesellschaftliche Teilhabe ohne unverhältnismäßigen Mehraufwand auch jener Menschen
 4 sicherzustellen, die über keine digitalen Endgeräte und damit keinen Online-Zugang
 5 verfügen.

 6 Die großen Vorzüge einer breiten Digitalisierung für unsere Lebens- und Arbeitswelt
 7 dürfen nicht dazu führen, dass in einem der reichsten Länder der Erde mehrere
 8 Millionen Bürgerinnen und Bürger zunehmend von der gesellschaftlichen Teilhabe
 9 ausgegrenzt werden.

Begründung

Ein aktuelles Beispiel unter vielen anderen ist der Wegfall der analogen BahnCard und damit der 
Ausschluss von Millionen potenzieller Kundinnen und Kunden von diesem verkehrspolitisch sinnvollen 
und breit angenommenen Angebot des „volkseigenen Betriebes" Deutsche Bahn AG. Erschwerend kommt 
hinzu, dass die DB AG bei dem Angebot der BahnCard Monopolstellung einnimmt, also der Wechsel zu 
einem anderen Anbieter nicht möglich ist. Sogar innerhalb der SPD ist mit Sorge festzustellen, dass die 
letzte verbleibende SPD-eigene Zeitung zwei Jahre hintereinander jeweils mit zwei Ausgaben 
ausschließlich als E-Paper erschienen ist. Ab Jahresende ist geplant, dass alle Mitglieder mit einer E-Mail-
Adresse den Vorwärts digital beziehen müssen. Anders gesagt: Wer die Mitgliederzeitung weiterhin in 
Papierform beziehen möchte, müsste seine hinterlegte E-Mail-Adresse zurückziehen. - Das kann es nicht 
sein! Auch nachvollziehbare Kostengründe dürfen nicht dazu führen, dass das letzte noch verbliebene 
Print(!)-Medium unserer traditionsreichen Partei für einen großen Teil der Mitglieder nicht mehr 
erreichbar ist (der Anteil der über 80jährigen Genossinnen und Genossen im Bezirk Hessen-Nord lag zum 
Jahresende 2023 bei 18,1 % - bundesweit dürfte es ein ähnlicher Anteil sein). Es könnte notfalls auch eine 
Kostenbeteiligung für Druck und Versand erhoben werden, um die Bereitstellung der gedruckten Version 
für einige zehntausend SPD-Mitglieder auch künftig sicher zu stellen.- Dieser Ausschluss vom Erhalt des 
"Vorwärts" ist auch deshalb kontraproduktiv, weil außerhalb digitaler Kanäle und Plattformen nur über 
dieses Medium SPD-Positionen "pur" kommuniziert - und Argumentationshilfen an die täglich 
schrumpfende Zahl von Mitgliedern - also die Repräsentanten der Sozialdemokratie vor Ort - 
herangetragen werden können! Die verzerrte Wahrnehmung der Alltagsrealität und der Bedürfnisse einer 
großen und schützenswerten Minderheit der Mitglieder innerhalb des SPD-Bundesvorstandes und 
innerhalb der Redaktion des "Vorwärts" gibt Anlass zur Sorge. Dass derlei Wahrnehmungsdefizite auch in 
Teilen der Bundestagsfraktion und der Bundesregierung zunehmend erkennbar sind, macht es nicht 
besser... Knapp 6 % der in Deutschland lebenden Menschen im Alter zwischen 16 und 74 Jahren hatten im 
Jahr 2022 noch nie das Internet genutzt, entsprechend 3,4 Mio. Personen (Quelle: Statistisches 
Bundesamt). In den Altersgruppen über 74 Jahren dürfte der Anteil noch deutlich höher sein. Dieser 
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Bevölkerungsanteil verfügt weder über eine E-Mail-Adresse noch über digitale Endgeräte mit Zugang zum 
WWW. Ernst zu nehmende Rechtsmeinungen gehen dahin, dass durch den immer weiter fortschreitenden 
Wegfall analoger Teilhabemöglichkeiten der aus unserer Verfassung abgeleitete Grundsatz eines 
gleichberechtigten Zugangs aller Bürgerinnen und Bürger zu wesentlichen staatlichen Angeboten 
zunehmend gefährdet ist. Ein konkretes "Recht auf analoge Teilhabe" ist nicht nur deshalb geboten, weil 
ein erheblicher Teil der Bevölkerung entweder die technischen Hürden für den online-Zugang nicht 
überwinden kann oder - will oder sich die privat erforderliche digitale Infrastruktur nicht leisten kann, 
sondern nicht zuletzt eine wachsende Gruppe auch jüngerer Menschen mit alterstypischer - oder sogar 
überdurchschnittlicher Digital-Kompetenz und vorhandenen digitalen Endgeräten dies nicht möchte, da 
sie es ablehnt, in nahezu allen Bereichen unseres Lebens in einer freiheitlichen Gesellschaft ihre digitale 
Spur zwangsweise hinterlassen zu müssen. Eine ökonomisch und politisch zunehmend, gleichsam 
erzwungene Konzentration auf die Anwendung digitaler Zugänge zu grundlegenden Aspekten des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens, vor allem aber auch staatlicher Angebote und Dienstleistungen 
diskriminiert einen erheblichen Anteil von Menschen, die diese Zugangsmöglichkeit nicht haben oder aus 
dem genannten Grund nicht in jedem Fall nutzen möchten. Gerade dieser Personenkreis kann sich in 
Ermangelung einer "analogen Reichweite" zudem schlecht artikulieren - und auf die Problematik der 
rückläufigen analogen Teilhabemöglichkeiten multimedial (also auch über das Internet) aufmerksam 
machen. Das Recht auf analoges Leben resultiert auf dem Prinzip der Gleichstellung und dem 
Diskriminierungsverbot unserer Verfassung. Die Antragstellerinnen und Antragsteller legen ausdrücklichen 
Wert auf die Feststellung, dass keinerlei Beschränkung der notwendigen Digitalisierung beabsichtigt ist, 
die in vielen Bereichen in Deutschland sogar im internationalen Vergleich unterdurchschnittlich 
entwickelt ist. - Es geht vielmehr darum, dass die Teilhabe an wesentlichen Angeboten auch weiterhin 
immer auch analog möglich sein muss. Die Nutzung analoger Zugänge – etwa der Bezug einer 
papierförmigen Zeitung oder eines nachhaltigen Mobilitätsangebotes wie der BahnCard – darf u. U. auch 
mit Mehrkosten verbunden sein, jedoch müssen sich diese im Rahmen halten und dürfen nicht mit 
übermäßigen Nachteilen für den / die analogen Anwender / Anwenderin verbunden sein."

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag JBK01: Studiengänge Deutsch als Fremdsprache einrichten
Laufende Nummer: 15

Antragsteller*in: AfB-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Landesregierung ist dringend aufgefordert, landesweit Studiengänge für „Deutsch
 2 als Fremdsprache“ (DaF) einzurichten.

Begründung

Der Bedarf an „Deutsch als Fremdsprache“ Lehrkräfte ist bei weitem nicht gedeckt. Um die Überforderung 
der im Nachgang vom Mangel an DaF Lehrkräften betroffenen Schulen, zu stoppen, sind bereits jetzt und 
umgehend hessenweit an mehreren Universitäten entsprechende Studiengänge einzurichten.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK02: Einstündigkeit von PoWi zurücknehmen
Laufende Nummer: 16

Antragsteller*in: AfB-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, umgehend die Initiative zu ergreifen,
 2 dass die Vorgabe aus der „Zweiten Verordnung zur Änderung der Verordnung über die
 3 Stundentafeln für die Primarstufe und die Sekundarstufe I“ vom 22. Januar 2025, dass
 4 „die Unterrichtsstunden im Unterrichtsfach Politik und Wirtschaft in der Regel
 5 durchgängig in einem einstündigen Unterricht in jeder Jahrgangsstufe erteilt werden“,
 6 für die Sekundarstufe I rückgängig gemacht wird.

Begründung

Ein Fach nur einmal pro Woche in nur einer Stunde zu unterrichten, ist aus mehreren Gründen nicht 
sinnvoll:

Eine einzelne Stunde ist nicht ausreichend, um ein Thema sinnvoll zu behandeln. Ein Einstieg, die 1. 
Erarbeitung grundlegender Informationen samt Ergebnissicherung und eine anschließende Diskussion 
sind in 45 Minuten nicht möglich.

Methoden, die zeitlich aufwändig sind, wie z.B. Rollenspiele, Befragungen von Expert*innen etc. können 2. 
in diesem Rahmen nicht durchgeführt, geschweige denn auch noch sinnvoll vor- und nachbereitet 
werden.

Ein systematischer inhaltlicher und methodischer Kompetenzaufbau ist damit erschwert.3. 

Bei den Lernenden und der Elternschaft könnte der Eindruck entstehen, dass das Fach eine geringere 4. 
Bedeutung hat als andere und nur dazu dienen soll, aktuelle Befindlichkeiten artikulieren zu können 
(„PoWi ist halt nur ein Laberfach!“).

Zwar heißt es in der „Zweiten Verordnung …“ (siehe oben), dass „je nach personellen, sächlichen und 
konzeptionellen Gegebenheiten der Schule … eine Schwerpunktsetzung in Form eines zweistündigen 
Unterrichts erfolgen [kann]“, jedoch besteht eine große Unsicherheit, welche Handlungsspielräume 
dadurch eröffnet sind. Dass Unterricht nicht einstündig erfolgt, ist eine sinnvolle Entscheidung, die in der 
Regel keinen spezifischen Grund bezogen auf die jeweilige Schule hat.

Wenn ein durchgehender Unterricht im Leitfach der politischen Bildung in allen Jahrgangsstufen der 
Sekundarstufe I erfolgen soll, dürfen nicht die wenigen dafür zur Verfügung stehenden Stunden auf alle 
Jahrgansstufen verteilt werden, sodass in fast allen ein einstündiger Unterricht herauskommt, sondern die 
Stundenzahl muss erhöht werden!

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landtagsfraktion

Ord. Bezirksparteitag Hessen-Nord 2025 - Präsentations- und Versammlungssystem
Baunatal, 27.9.2025

43 / 154



Antrag JBK03: Kreis- und Stadtschülerräte stärken
Laufende Nummer: 17

Antragsteller*in: AfB-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, die Kreis- und Stadtschülerräte durch
 2 folgende Maßnahmen zu stärken:

 3
 4
 5
 6

 7
 8
 9

 10

 11

 12

In die Hessischen Gemeindeordnung wird eine Mitwirkungsmöglichkeit der Kreis-1. 
und Stadtschülerräte in den relevanten Ausschüssen eingefügt. Sie sollten zu den
Sitzungen der kommunalen Ausschüsse für Schule oder/und Jugend eingeladen werden
und mit beratender Stimme daran teilnehmen können.

Die kommunalen Schulträger werden dazu verpflichtet, den Kreis- und2. 
Stadtschülerräten einen Raum in einer Schule oder einem eigenen
Verwaltungsgebäude zur Verfügung zu stellen.

Die kommunalen Schulträger werden dazu verpflichtet, den Kreis- und3. 
Stadtschülerräten ein eigenes Budget zur Verfügung zu stellen, womit
Informationsmaterial, Werbung etc. finanziert werden können.

 13 Den Kreis- und Stadtschülerräten wird eine Rechtsform gegeben, sodass das An-melden 
 14 von Veranstaltungen, das Mieten von Räumlichkeiten etc. möglich wird.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK04: Modellversuch für einen konfessionell-
kooperativen Religionsunterricht
Laufende Nummer: 18

Antragsteller*in: AfB-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung "Durch Praxis erledigt"

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, die Einrichtung eines Modellversuchs für
 2 einen konfessionell-kooperativen Religionsunterricht zu initiieren. Dieser soll auf
 3 der Grundlage einer Vereinbarung der Kirchen und Bistümer von ihnen gemeinsam
 4 verantwortet werden. Eine Teilnahme an dem Modellversuch soll allen Schulen in Hessen
 5 offenstehen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK05: Masterstudiengang Community Health Nursing in 
Hessen einführen – Curriculum entwickeln und praxisorientierte 
Fachkräfte für die Gesundheitsversorgung
Laufende Nummer: 19

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch JBK06

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich für die Initiierung eines Curriculums für den
 2 Masterstudiengang Community Health Nursing unter Berücksichtigung existierender
 3 Modellstudiengänge in anderen Bundesländern ein sowie die zeitnahe Etablierung dieses
 4 Studienganges an hessischen Hochschulen. Wir wollen dabei die Erfahrungen aus den
 5 bestehenden Kooperations-projekten zwischen der Universität Kassel und der Hochschule
 6 Fulda berücksichtigen. Dabei sollten folgende Schritte umgesetzt werden:

 7

 8 -           Einrichtung einer interdisziplinären Arbeitsgruppe, die das Curriculum
 9 für den Masterstudiengang Community Health Nursing entwickelt. Diese Arbeitsgruppe
 10 soll sich aus Fachleuten aus der Pflege, Gesundheitswissenschaften, Sozialarbeit,
 11 Public Health und weiteren relevanten Bereichen zusammensetzen, um ein
 12 praxisorientiertes und zukunftsfähiges Curriculum zu erstellen.

 13 -           Enge Zusammenarbeit mit kommunalen Gesundheitsdiensten und
 14 Pflegeeinrichtungen, um sicherzustellen, dass das Curriculum praxisrelevant ist und
 15 den tatsächlichen Bedarf an Fachkräften in der Gemeindepflege und Prävention abdeckt.
 16 Die Studierenden sollen während ihres Studiums direkt in die Praxis integriert
 17 werden.

 18 -           Förderung der Entwicklung eines flexiblen und berufsbegleitenden
 19 Studienmodells, das den Zugang für Studierende erleichtert und eine Kombination von
 20 Theorie und Praxis ermöglicht. Insbesondere sollen die Arbeitszeiten und
 21 Anforderungen für berufserfahrene Pflegekräfte berücksichtigt werden.

 22 -           Sicherstellung der finanziellen Unterstützung für die Studienplätze, um
 23 den Masterstudiengang für eine breite Zielgruppe von Pflegekräften zugänglich zu
 24 machen. Hierzu gehört die Bereitstellung von Stipendien und Fördermöglichkeiten für
 25 Studierende.

 26 -           Berücksichtigung von aktuellen Entwicklungen in der
 27 Gesundheitsversorgung, insbesondere in Bezug auf die Prävention von Erkrankungen,
 28 Gesundheitsförderung, Gesundheitsmanagement und Gemeinwesenarbeit, um
 29 sicherzustellen, dass das Curriculum den aktuellen Bedürfnissen und zukünftigen
 30 Herausforderungen im Gesundheitswesen gerecht wird.

Weiterleitungsempfehlung:

Ord. Bezirksparteitag Hessen-Nord 2025 - Präsentations- und Versammlungssystem
Baunatal, 27.9.2025

46 / 154



SPD-Landesparteitag
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Antrag JBK06: Masterstudiengang Community Health Nursing in 
Hessen einführen – Curriculum entwickeln und praxisorientierte 
Fachkräfte für die Gesundheitsversorgung ausbilden
Laufende Nummer: 20

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 In Hessen soll ein Curriculum für den Masterstudiengang Community Health Nursing
 2 unter Berücksichtigung existierender Modellstudiengänge in anderen Bundesländern
 3 initiiert und dieser Studiengang zeitnah an hessischen Schulen etabliert werden. Wir
 4 wollen dabei die Erfahrungen aus den bestehenden Kooperationsprojekten zwischen der
 5 Universität Kassel und der Hochschule Fulda berücksichtigen. Dabei sollten folgende
 6 Schritte umgesetzt werden:

 7

 8 Einrichtung einer interdisziplinären Arbeitsgruppe, die das Curriculum für den
 9 Masterstudiengang Community Health Nursing entwickelt. Diese Arbeitsgruppe soll sich
 10 aus Fachleuten aus der Pflege, Gesundheitswissenschaften, Sozialarbeit, Public Health
 11 und weiteren relevanten Bereichen zusammensetzen, um ein praxisorientiertes und
 12 zukunftsfähiges Curriculum zu erstellen.

 13

 14 Enge Zusammenarbeit mit kommunalen Gesundheitsdiensten und Pflegeeinrichtungen, um
 15 sicherzustellen, dass das Curriculum praxisrelevant ist und den tatsächlichen Bedarf
 16 an Fachkräften in der Gemeindepflege und Prävention abdeckt. Die Studierenden sollen
 17 während ihres Studiums direkt in die Praxis integriert werden.

 18

 19 Förderung der Entwicklung eines flexiblen und berufsbegleitenden Studienmodells, das
 20 den Zugang für Studierenden erleichtert und eine Kombination von Theorie und Praxis
 21 ermöglicht. Insbesondere sollen die Arbeitszeiten und Anforderungen für
 22 berufserfahrene Pflegekräfte berücksichtigt werden.

 23

 24 Sicherstellung der finanziellen Unterstützung für die Studienplätze, um den
 25 Masterstudiengang für eine breite Zielgruppe von Pflegekräften zugänglich zu machen.
 26 Hierzu gehört die Bereitstellung von Stipendien und Fördermöglichkeiten für
 27 Studierende.

 28

 29 Berücksichtigung von aktuellen Entwicklungen in der Gesundheitsversorgung,
 30 insbesondere in Bezug auf die Prävention von Erkrankungen, Gesundheitsförderung,
 31 Gesundheitsmanagement und Gemeinwesenarbeit, um sicherzustellen, dass das Curriculum
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 32 den aktuellen Bedürfnissen und zukünftigen Herausforderungen im Gesundheitswesen
 33 gerecht wird.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag
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Antrag JBK07: Einführung von Aufnahmeprüfungen und Ausbau 
der Studienplatzkapazitäten in den Studiengängen Medizin und 
Psychologie
Laufende Nummer: 21

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Der SPD-Bezirksparteitag möge beschließen, dass neben einer deutlichen Aufstockung
 2 der Studienplätze für Medizin und Psychologie sollen standardisierte und
 3 fachspezifische Aufnahmeprüfungen für die oben genannten Studiengänge eingeführt
 4 werden, statt primär einen entsprechenden Platz über die Abiturnote zu vergeben.
 5 Hierzu sollen neben schulischen Leistungen auch andere relevante Kompetenzen und
 6 Erfahrungen berücksichtigt werden. Zu nennen sind hier insbesondere folgende
 7 Bereiche:

 8
 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 fachspezifisches Wissen, logisches Denken, Problemlösungsfähigkeiten und
praktische Eignungstests.

 Berücksichtigung persönlicher und sozialer Kompetenzen in der Auswahl, die
durch strukturierte Interviews, Assessment-Center oder Persönlichkeitstests
erfolgen kann.

Erhöhung der oben genannten Studienplatzkapazitäten, um dem steigenden Bedarf an
Fachkräften gerecht zu werden, dem bereits bestehenden Ärztemangel
entgegenzuwirken und die psychotherapeutische Versorgung in Deutschland zu
verbessern.

Begründung

Der derzeitige Numerus Clausus (NC) in der Abiturnote benachteiligt Bewerberinnen und Bewerber, die 
trotz hoher Leistungsbereitschaft nicht die erforderlichen Bestnoten erreichen. Wissenschaftliche 
Untersuchungen zeigen, dass Schulnoten nicht ausschließlich die individuelle Leistung oder Eignung 
widerspiegeln, sondern von verschiedenen äußeren Faktoren beeinflusst werden:

Laut PISA-Studien beeinflusst der sozioökonomische Status der Eltern maßgeblich die Schulleistungen. 
Schüler aus wohlhabenderen Familien haben oft bessere Noten, da sie mehr Unterstützung erhalten.

Die Notenbewertung ist nicht immer objektiv. Unterschiedliche Lehrkräfte bewerten dieselbe Leistung 
unterschiedlich.

Studien zeigen, dass Mädchen oft bessere Noten erhalten als Jungen bei vergleichbarer Leistung. Auch 
Attraktivität oder Herkunft können unbewusst die Notengebung beeinflussen

In leistungsstarken Klassen ist es schwieriger, gute Noten zu erhalten, da Lehrkräfte oft relativ zum 
Klassendurchschnitt bewerten.

Metaanalysen haben herausgefunden, dass Schulnoten nicht immer zuverlässig den späteren 

Ord. Bezirksparteitag Hessen-Nord 2025 - Präsentations- und Versammlungssystem
Baunatal, 27.9.2025

50 / 154



Studienerfolg vorhersagen.

Im Wintersemester 2023/2024 gab es rund 10.000 Studienplätze für Humanmedizin, während sich mehr als 
50.000 Bewerberinnen und Bewerber beworben haben. Laut Bundesärztekammer fehlen beispielhaft bis 
2035 über 11.000 Hausärzte, insbesondere in ländlichen Regionen. Der Ärztemangel betrifft jedoch nicht 
nur Hausärzte, sondern auch Fachärzte in verschiedenen Disziplinen. Besonders betroffen sind 
Fachrichtungen wie Anästhesiologie, Psychiatrie, Geriatrie und Frauenheilkunde. Laut einer Studie der 
Unternehmensberatung PWC werden bis 2035 etwa 1,8 Millionen Stellen im Gesundheitswesen unbesetzt 
bleiben, was einem Engpass von 35 Prozent entspricht. Dieser Mangel führt bereits jetzt dazu, dass 
Krankenhäuser Abteilungen vorübergehend oder dauerhaft schließen müssen. Beispielsweise mussten 
Kliniken für Geriatrie und Geburtshilfe aufgrund fehlender Fachärzte ihren Betrieb einschränken oder 
einstellen.

Für das Fach Psychologie ist ebenfalls seit langer Zeit zu beobachten, dass es immer mehr Bewerber gibt, 
als Studienplätze angeboten werden können. Eindrucksvoll zeigt sich das am Wintersemester 2023/24, in 
dem sich bundesweit etwa 25.000 Studieninteressierte auf rund 6.500 verfügbare Studienplätze im 
Bachelorstudiengang Psychologie bewarben. Aufgrund der hohen Nachfrage liegt der NC für Psychologie 
häufig zwischen 1,0 und 1,5, abhängig von Hochschule und Semester. Trotz steigenden Bedarfs an 
psychotherapeutischer Versorgung gibt es lange Wartezeiten für Patienten, wie besonders eindrucksvoll 
am Beispiel Niedersachsen festzustellen ist. Hier führen viele Psychotherapeuten Wartelisten mit 
Wartezeiten von bis zu zwei Jahren. Länder wie Österreich und die Schweiz setzen für die Studienfächer 
Medizin und Psychologie bereits auf Eignungstests statt NC, wenngleich soziale Kompetenzen in die 
Auswahl nicht mit einfließen, was allerdings neben anderen wichtigen Faktoren ebenso Bestandteil von 
Aufnahmeprüfungen sein sollte.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Mitglieder der Landtagsfraktion und hessischen Landesregierung, SPD-
Bundesparteitag
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Antrag JBK08: Glück als Schulfach implementieren – für gerechte 
Chancen, gesunde Kinder und eine resiliente Gesellschaft
Laufende Nummer: 22

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Das Unterrichtsfach „Glück“ an Schulen eingeführt wird – zunächst als Pilotprojekt an
 2 ausgewählten Grund- und weiterführenden Schulen, aufbauend auf den positiven
 3 Erfahrungen von Schulen, die bereits erfolgreich mit dem Fritz-Schubert-Institut
 4 zusammenarbeiten. Vor der Einführung kann ein Pilotprojekt an geeigneten Schulen (wie
 5 der Offenen Schule Waldau) eingeführt werden.

 6 Das bestehende Curriculum des Fritz-Schubert-Instituts bietet eine fundierte und
 7 praxisbewährte Grundlage, die unmittelbar genutzt und in den Schulalltag integriert
 8 werden kann. Um dies flächendeckend umzusetzen, sind entsprechende finanzielle Mittel
 9 bereitzustellen für:

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

Die Ausweitung bestehender Kooperationen mit dem Fritz-Schubert-Institut und die
Nutzung des bereits erprobten Curriculums.

Die Finanzierung von Fortbildungen für Lehrkräfte, basierend auf den Angeboten
des Instituts, um eine professionelle Umsetzung des Unterrichts sicherzustellen.

Zusätzliche personelle Ressourcen, wie Schulsozialarbeiter*innen oder Community
Health Nurses (Schulgesundheitsfachkräfte) zur flankierenden Unterstützung.

Material- und Sachkosten, die für die praktische Umsetzung des Faches an den
Schulen notwendig sind.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK09: Glück als Schulfach implementieren – Für gerechte 
Chancen, gerechte Kinder und eine resiliente Gesellschaft
Laufende Nummer: 23

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch JBK08

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich dafür ein, dass das Unterrichtsfach „Glück“ an
 2 Schulen eingeführt wird – zunächst als Pilotprojekt an ausgewählten Grund- und
 3 weiterführenden Schulen, aufbauend auf den positiven Erfahrungen von Schulen, die
 4 bereits erfolgreich mit dem Fritz-Schubert-Institut zusammenarbeiten. Vor der
 5 Einführung kann ein Pilotprojekt an geeigneten Schulen (wie der Offenen Schule
 6 Waldau) eingeführt werden.

 7

 8 Das bestehende Curriculum des Fritz-Schubert-Instituts bietet eine fundierte und
 9 praxisbe-währte Grundlage, die unmittelbar genutzt und in den Schulalltag integriert
 10 werden kann. Um dies flächendeckend umzusetzen, sind entsprechende finanzielle Mittel
 11 bereitzustellen für:

 12

 13 -           Die Ausweitung bestehender Kooperationen mit dem Fritz-Schubert-Institut
 14 und die Nutzung des bereits erprobten Curriculums.

 15 -           Die Finanzierung von Fortbildungen für Lehrkräfte, basierend auf den
 16 Angeboten des Instituts, um eine professionelle Umsetzung des Unterrichts
 17 sicherzustellen.

 18 -           Zusätzliche personelle Ressourcen, wie Schulsozialarbeiter*innen oder
 19 Community Health Nurses (Schulgesundheitsfachkräfte), zur flankierenden
 20 Unterstützung.

 21 -           Material- und Sachkosten, die für die praktische Umsetzung des Faches an
 22 den Schulen notwendig sind.

 23

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK10: Jugendpresse stärken – Demokratie sichern: 
Finanzspritze für junge Medienschaffende
Laufende Nummer: 24

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Ein dauerha�es und verbindliches Förderprogramm für Schülerzeitungen, Schulzeitungen
 2 und Jugendmagazine einzurichten.

 3

 4 Im Rahmen dieses Programms soll für jede Schule (auch jene, die noch keine Redaktion
 5 haben) und Jugendmagazine, die sich in ihrer Arbeit an den Grundsätzen der
 6 Jugendpresse Deutschland orientieren, die als Bundesverband für junge Medienmachende
 7 die offizielle Interessenvertretung mit festen Richtlinien für die Mitgliedschaft
 8 ist, und regelmäßig Arbeits- und Verwendungsnachweise vorlegen, pro Schulhalbjahr 500
 9 Euro für die jungjournalistische Arbeit erhalten. Dieses Geld ist für Sach- und
 10 Projektmittel vorgesehen, z.B. für Druckkosten, technische Ausstattung oder
 11 Recherchekosten. Gleichzeitig soll sichergestellt werden, dass die Vergabe an eine
 12 Zweckbindung geknüpft ist, damit das Geld tatsächlich in die Entwicklung
 13 journalistischer Kompetenzen und die Stärkung demokratischer Teilhabe fließt.

 14

 15 Finanzierung:

 16 Zur Absicherung dieser Förderung soll ein fester Haushaltstitel der Stadt Kassel
 17 geschaffen werden, der speziell auf die Förderung von jungjournalistischer Arbeit
 18 ausgerichtet ist. Zusätzlich sollen Landesmittel aus bestehenden Programmen zur
 19 politischen Bildung und Jugendförderung eingeworben werden, um den Finanzrahmen
 20 weiter auszubauen. So wird nicht nur kurzfristig, sondern nachhaltig gewährleistet,
 21 dass junge Medienschaffende ihre redaktionellen Tätigkeiten weiterentwickeln und
 22 aktiv zur Stärkung demokratischer Kultur beitragen können.

Begründung

Um der zunehmenden Demokratieverdrossenheit und der Verbreitung demokratiefeindlicher Ideologien, 
insbesondere in sozialen Netzwerken, entgegenzuwirken, sind Projekte zur Förderung medialer Kompetenz 
sowie journalistischer Fähigkeiten bereits in jungen Jahren unverzichtbar.

Gerade Jugendliche aus politikfernen Familien können über die Mitarbeit in Schüler- bzw. Schulzeitungen 
Medienarbeit und kritisches Denken erlernen und erste Erfahrungen in der politischen Berichterstattung, 
sowie der Stellung der Presse als vierte Gewalt des Staates sammeln. Sie üben eine faire Berichterstattung 
über den Schulalltag und über Themen, die die Schülerinnen und Schüler interessieren, übernehmen 
Verantwortung und trainieren demokratische Diskussions- und Entscheidungsprozesse. Das Engagement 
in einer Schülerzeitung oder einem Jugendmagazin ist viel niederschwelliger als die Mitgliedschaft in 
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einer politischen Jugendorganisation oder der Gewerkschaftsjugend und kann nebenbei auch das soziale 
Miteinander in der Schule fördern.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK11: Einführung eines 
Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) für Hessen – Schutz 
vor Diskriminierung in Schulen
Laufende Nummer: 25

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 In Hessen soll ein Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) eingeführt werden, das
 2 Schüler:innen in Bildungseinrichtungen vor Diskriminierung schützt. Dieses Gesetz
 3 soll folgende Regelungen umfassen:

 4

 5 1. Geltungsbereich des LADG:

 6 Das Gesetz soll für alle öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen in Hessen
 7 gelten und Diskriminierungen aufgrund von ethnischer Herkunft, Geschlecht, Religion,
 8 Behinderung, Alter, sexueller Identität oder anderer gesetzlich geschützter Merkmale
 9 ausdrücklich untersagen.

 10

 11 2. Beschwerderecht für Betroffene:

 12 Schüler:innen und deren Erziehungsberechtigte sollen ein rechtlich abgesichertes
 13 Beschwerderecht erhalten, um Diskriminierungsfälle an einer unabhängigen
 14 Antidiskriminierungsstelle melden zu können.

 15

 16 3. Schaffung einer unabhängigen Antidiskriminierungsstelle:

 17 Es soll eine zentrale, unabhängige Stelle eingerichtet werden, die
 18 Diskriminierungsfälle prüft, Betroffene unterstützt und gegebenenfalls rechtliche
 19 Schritte einleitet.

 20

 21 4. Präventive Maßnahmen:

 22 Bildungseinrichtungen werden verpflichtet, Antidiskriminierungsbeauftragte zu
 23 benennen, regelmäßige Schulungen für Lehrkräfte durchzuführen und ein
 24 diskriminierungsfreies Schulklima zu fördern.

 25

 26 5. Recht auf Schadensersatz:

 27 Betroffene von Diskriminierung sollen einen Anspruch auf Schadensersatz und
 28 Entschädigung bei nachgewiesenen Verstößen gegen das LADG erhalten.

 29
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Begründung

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bietet keinen Schutz für Schüler:innen in 
Bildungseinrichtungen, da es sich primär auf den Arbeitsmarkt und den Zugang zu Dienstleistungen 
bezieht. In Berlin wurde mit dem Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) ein wichtiger Schritt 
unternommen, um Diskriminierung in öffentlichen Institutionen zu bekämpfen. Hessen benötigt ein 
vergleichbares Gesetz, um Schüler:innen vor Diskriminierung zu schützen und Chancengleichheit im 
Bildungssystem zu gewährleisten. Die Einführung eines hessischen LADG wäre ein entscheidender Beitrag 
zur Förderung von Vielfalt, Gerechtigkeit und Respekt in Bildungseinrichtungen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag
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Antrag JBK12: Einführung eines 
Landesantidiskriminierungsgesetzes (LADG) für Hessen – Schutz 
vor Diskriminierung in Schulen
Laufende Nummer: 26

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch JBK11

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD Hessen setzt sich für die Einführung eines Landesantidiskriminierungsgesetzes
 2 (LADG) ein, das Schüler:innen in Bildungseinrichtungen vor Diskriminierung schützt.
 3 Dieses Gesetz soll folgende Regelungen umfassen:

 4 -           Geltungsbereich des LADG: Das Gesetz soll für alle öffentlichen und
 5 privaten Bildungseinrichtungen in Hessen gelten und Diskriminierungen aufgrund von
 6 ethnischer Herkunft, Geschlecht, Religion, Behinderung, Alter, sexueller Identität
 7 oder anderer gesetzlich geschützter Merkmale ausdrücklich untersagen.

 8 -           Beschwerderecht für Betroffene: Schüler:innen und deren
 9 Erziehungsberechtigte sollen ein rechtlich abgesichertes Beschwerderecht erhalten, um
 10 Diskriminierungsfälle an einer unabhängigen Antidiskriminierungsstelle melden zu
 11 können.

 12 -           Schaffung einer unabhängigen Antidiskriminierungsstelle: Es soll eine
 13 zentrale, unabhängige Stelle eingerichtet werden, die Diskriminierungsfälle prüft,
 14 Betroffene unterstützt und gegebenenfalls rechtliche Schritte einleitet.

 15 -           Präventive Maßnahmen: Bildungseinrichtungen werden verpflichtet,
 16 Antidiskriminierungsbeauftragte zu benennen, regelmäßige Schulungen für Lehrkräfte
 17 durchzuführen und ein diskriminierungsfreies Schulklima zu fördern.

 18 -           Recht auf Schadensersatz: Betroffene von Diskriminierung sollen einen
 19 Anspruch auf Schadensersatz und Entschädigung bei nachgewiesenen Verstößen gegen das
 20 LADG erhalten.

Begründung

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bietet keinen Schutz für Schüler:innen in 
Bildungseinrichtungen, da es sich primär auf den Arbeitsmarkt und den Zugang zu Dienstleistungen 
bezieht. In Berlin wurde mit dem Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) ein wichtiger Schritt 
unternommen, um Diskriminierung in öffentlichen Institutionen zu bekämpfen. Hessen benötigt ein 
vergleichbares Gesetz, um Schüler:innen vor Diskriminierung zu schützen und Chancengleichheit im 
Bildungssystem zu gewährleisten. Die Einführung eines hessischen LADG wäre ein entscheidender Beitrag 
zur Förderung von Vielfalt, Gerechtigkeit und Respekt in Bildungseinrichtungen.

Weiterleitungsempfehlung:

Ord. Bezirksparteitag Hessen-Nord 2025 - Präsentations- und Versammlungssystem
Baunatal, 27.9.2025

58 / 154



SPD-Landesparteitag
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Antrag JBK13: Einführung von Aufnahmeprüfungen. Ausbau von 
Studienkapazitäten in den Studiengängen Medizin und 
Psychologie
Laufende Nummer: 27

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch JBK07

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Wir fordern, neben einer deutlichen Aufstockung der Studienplätze für Medizin und
 2 Psychologie, standardisierte und fachspezifische Aufnahmeprüfungen für die oben
 3 genannten Studiengänge einzuführen, statt primär einen entsprechenden Platz über die
 4 Abiturnote zu vergeben. Hierzu sollen neben schulischen Leistungen auch andere
 5 relevante Kompetenzen und Erfahrungen berücksichtigt werden. Zu nennen sind hier
 6 insbesondere folgende Bereiche:

 7

 8 -           Fachspezifisches Wissen, logisches Denken, Problemlösungsfähigkeiten und
 9 praktische Eignungstests

 10 -           Berücksichtigung persönlicher und sozialer Kompetenzen in der Auswahl,
 11 die durch strukturierte Interviews, Assessment-Center oder Persönlichkeitstests
 12 erfolgen kann

 13 -           Erhöhung der oben genannten Studienplatzkapazitäten, um dem steigenden
 14 Bedarf an Fachkräften gerecht zu werden, dem bereits bestehenden Ärztemangel
 15 entgegenzuwirken und die psychotherapeutische Versorgung in Deutschland zu
 16 verbessern.

 17

Begründung

Der derzeitige Numerus Clausus (NC) in der Abiturnote benachteiligt Bewerberinnen und Be-werber, die 
trotz hoher Leistungsbereitschaft nicht die erforderlichen Bestnoten erreichen. Wissenschaftliche 
Untersuchungen zeigen, dass Schulnoten nicht ausschließlich die individuelle Leistung oder Eignung 
widerspiegeln, sondern von verschiedenen äußeren Faktoren beeinflusst werden:

-           Laut PISA-Studien beeinflusst der sozioökonomische Status der Eltern maßgeblich die 
Schulleistungen. Schüler aus wohlhabenderen Familien haben oft bessere Noten, da sie mehr 
Unterstützung erhalten.

-           Die Notenbewertung ist nicht immer objektiv. Unterschiedliche Lehrkräfte bewerten dieselbe 
Leistung unterschiedlich.

-           Studien zeigen, dass Mädchen oft bessere Noten erhalten als Jungen bei vergleichbarer Leistung. 
Auch Attraktivität oder Herkunft können unbewusst die Notengebung beeinflussen.

-           In leistungsstarken Klassen ist es schwieriger, gute Noten zu erhalten, da Lehrkräfte oft relativ zum 
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Klassendurchschnitt bewerten.

-           Metaanalysen haben herausgefunden, dass Schulnoten nicht immer zuverlässig den späteren 
Studienerfolg vorhersagen.

Im Wintersemester 2023/2024 gab es rund 10.000 Studienplätze für Humanmedizin, während sich mehr als 
50.000 Bewerberinnen und Bewerber beworben haben. Laut Bundesärztekammer fehlen beispielhaft bis 
2035 über 11.000 Hausärzte, insbesondere in ländlichen Regionen. Der Ärztemangel betrifft jedoch nicht 
nur Hausärzte, sondern auch Fachärzte in verschiedenen Disziplinen. Besonders betroffen sind 
Fachrichtungen wie Anästhesiologie, Psychiatrie, Geriatrie und Frauenheilkunde.

Laut einer Studie der Unternehmensberatung PWC werden bis 2035 etwa 1,8 Millionen Stellen im 
Gesundheitswesen unbesetzt bleiben, was einem Engpass von 35 Prozent entspricht. Dieser Mangel führt 
bereits jetzt dazu, dass Krankenhäuser Abteilungen vorübergehend oder dauerhaft schließen müssen. 
Beispielsweise mussten Kliniken für Geriatrie und Geburtshilfe aufgrund fehlender Fachärzte ihren Betrieb 
einschränken oder einstellen.

Für das Fach Psychologie ist ebenfalls seit langer Zeit zu beobachten, dass es immer mehr Bewerber gibt, 
als Studienplätze angeboten werden können. Eindrucksvoll zeigt sich das am Wintersemester 2023/24, in 
dem sich bundesweit etwa 25.000 Studieninteressierte auf rund 6.500 verfügbare Studienplätze im 
Bachelorstudiengang Psychologie bewarben. Aufgrund der hohen Nachfrage liegt der NC für Psychologie 
häufig zwischen 1,0 und 1,5 – abhängig von Hochschule und Semester. Trotz steigenden Bedarfs an 
psychotherapeutischer Versorgung gibt es lange Wartezeiten für Patienten, wie besonders eindrucksvoll 
am Beispiel Niedersachsen festzustellen ist. Hier führen viele Psychotherapeuten Wartelisten mit 
Wartezeiten von bis zu zwei Jahren.

Länder wie Österreich und die Schweiz setzen für die Studienfächer Medizin und Psychologie bereits auf 
Eignungstests statt NC, wenngleich soziale Kompetenzen in die Auswahl nicht mit einfließen – was 
allerdings neben anderen wichtigen Faktoren ebenso Bestandteil von Aufnahmeprüfungen sein sollte.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag JBK14: Verpflichtende Thematisierung des Völkermords von 
Srebrenica im Schulunterricht der Oberstufe
Laufende Nummer: 28

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Überweisung an SPD-Landtagsfraktion

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Das Thema „Massaker von Srebrenica 1995“ soll verpflichtend in den Lehrplänen der
 2 Oberstufe verankert werden.

 3

 4 Die Auseinandersetzung mit Srebrenica soll sowohl im Geschichtsunterricht als auch in
 5 gesellschaftswissenschaftlichen Fächern erfolgen.

 6

 7 Neben der historischen Aufarbeitung sollen auch die rechtlichen Konsequenzen
 8 (Völkermord vor dem Internationalen Strafgerichtshof) thematisiert werden.

Begründung

Das Massaker von Srebrenica im Juli 1995, bei dem mehr als 8.000 bosniakische Jungen und Männer von 
serbischen Truppen ermordet wurden, ist eines der schwersten Kriegsverbrechen in Europa seit dem 
Zweiten Weltkrieg. Der Internationale Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien (ICTY) hat es als 
Völkermord anerkannt. Trotz seiner historischen und politischen Tragweite wird Srebrenica in deutschen 
Schulen oft nur am Rande behandelt oder gar nicht erst thematisiert.

Ein verpflichtender Unterricht über Srebrenica ist notwendig, um:

Schülerinnen und Schüler für die Gefahren von ethnischem Hass, Nationalismus und Völkermord zu 
sensibilisieren,

die Bedeutung von internationalem Recht und Menschenrechten zu verdeutlichen,

Lehren aus der Geschichte zu ziehen, um zukünftige Menschenrechtsverletzungen zu verhindern.

Ein Unterricht über Srebrenica kann das historische und politische Bewusstsein der Schüler stärken 40 
und sie dazu ermutigen, sich mit Themen wie Menschenrechten und Gerechtigkeit weiter 41 
auseinanderzusetzen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag
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Antrag JBK15: Verpflichtende Thematisierung des Völkermords von 
Srebrencia im Schulunterricht der Oberstufe
Laufende Nummer: 29

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch JBK14

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Das Thema „Massaker von Srebrenica 1995" soll verpflichtend in den Lehrplänen der 
 2 Oberstufe verankert werden.

 3

 4 Im Juli 1995 ereignete sich mit dem Massaker von Srebrenica eines der schwersten 
 5 Kriegsverbrechen in Europa seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Mehr als 8.000 
 6 bosniakische Jungen und Männer wurden von serbischen Truppen ermordet – ein 
 7 Verbrechen, das vom Internationalen Strafgerichtshof als Völkermord anerkannt wurde. 
 8 Nun, fast 30 Jahre nach diesen tragischen Ereignissen, bleibt die Auseinandersetzung 
 9 mit Srebrenica von zentraler Bedeutung, um die Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen 
 10 und zukünftige Generationen für die Gefahren von Hass, Nationalismus und 
 11 Menschenrechtsverletzungen zu sensibilisieren.

 12

 13 Die Auseinandersetzung mit Srebrenica soll sowohl im Geschichtsunterricht als auch in 
 14 gesellschaftswissenschaftlichen Fächern erfolgen.

 15

 16 Neben der historischen Aufarbeitung sollen auch die rechtlichen Konsequenzen 
 17 (Völkermord vor dem Internationalen Strafgerichtshof) thematisiert werden.

Begründung

Das Massaker von Srebrenica im Juli 1995, bei dem mehr als 8.000 bosniakische Jungen und Männer von 
serbischen Truppen ermordet wurden, ist eines der schwersten Kriegsverbrechen in Europa seit dem 
Zweiten Weltkrieg. Der Internationale Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien (ICTY) hat es als 
Völkermord anerkannt. Trotz seiner historischen und politischen Tragweite wird Srebrenica in deutschen 
Schulen oft nur am Rande behandelt oder gar nicht erst thematisiert.

Ein verpflichtender Unterricht über Srebrenica ist notwendig, um:

Schülerinnen und Schüler für die Gefahren von ethnischem Hass, Nationalismus und Völker-mord zu 
sensibilisieren,

die Bedeutung von internationalem Recht und Menschenrechten zu verdeutlichen,

Lehren aus der Geschichte zu ziehen, um zukünftige Menschenrechtsverletzungen zu verhindern.

Ein Unterricht über Srebrenica kann das historische und politische Bewusstsein der Schüler stärken und 
sie dazu ermutigen, sich mit Themen wie Menschenrechten und Gerechtigkeit weiter auseinanderzusetzen.
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Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag
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Antrag JBK16: Kostenfreie Office-Zugänge für alle Schüler*innen in 
Hessen
Laufende Nummer: 30

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Überweisung an SPD-Landtagsfraktion

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Dass das Land Hessen allen Schüler*innen, Auszubildenden und Studierenden kostenfreie
 2 Zugänge zu aktuellen Office-Versionen zur Verfügung stellt, welche schulisch, sowie
 3 privat genutzt werden können.

Begründung

Programme wie Word, Excel oder PowerPoint gehören heute zum festen Bestandteil der Arbeitswelt. Schon 
in der Schule müssen Schüler*innen damit Präsentationen erstellen oder Texte verfassen. Auch im 
späteren Berufsleben werden diese Programme oft vorausgesetzt. Leider kostet ein Jahresabo rund 100 
Euro – eine Summe, die sich nicht alle Familien leisten können oder wollen. Wenn das Land Hessen diese 
Software kostenlos zur Verfügung stellt, fördert das nicht nur die Chancengleichheit, sondern sorgt auch 
dafür, dass junge Menschen besser auf ihren Berufsweg vorbereitet sind.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK17: Inklusion statt Segregation in der Bildung
Laufende Nummer: 31

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich für die Entwicklung und Umsetzung eines
 2 verbindlichen Konzepts zum stufenweisen Abbau der Förderschulen in Hessen ein.

 3 Alle Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischen Förderbedarf sollen künftig an
 4 allgemeinen Schulen unterrichtet werden, unter der Voraussetzung angemessener
 5 personeller, baulicher und pädagogischer Unterstützung.

 6 Konkret fordern wir:

 7

 8 1.         Eine gesetzliche Verankerung der inklusiven Schule als Regelschule für
 9 alle Kinder.

 10 2.         Einen verbindlichen Zeitrahmen für Rückbau und Umwandlung der
 11 Förderschulen.

 12 3.         Multiprofessionelle Teams aus Lehrkräften, Sonderpädagog*innen und
 13 Schulsozialarbeiter*innen an allen Schulen.

 14 4.         Eine Investitionsoffensive für Barrierefreiheit.

 15 5.         Die Einführung eines landesweiten, regelmäßigen und qualitätsorientierten
 16 Inklusions-Monitoring an hessischen Schulen.

Begründung

Hessen kommt seinen Verpflichtungen der UN-Behindertenrechtskonvention bisher nur unzureichend 
nach. Ein Großteil der Schüler*innen wird noch immer aus dem Regelschulsystem ausgeschlossen.

Dies bestätigen 2 Staatenprüfungen der UN, 2015 und 2024, beide Male äußerte der Prüfungsausschuss 
ernsthafte Bedenken, dass Deutschland ein segregierendes Bildungssystem aufrechterhält, welches mit 
dem Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskonvention unvereinbar ist. Die UN fordert Deutschland dazu auf 
die Parallelstrukturen der Förderschulen stufenweise abzubauen und ein inklusives Bildungssystem, in 
dem alle Schüler*innen unabhängig von ihrer Behinderung gemeinsam lernen, zu schaffen.

Ein gerechtes Bildungssystem darf niemanden aussondern, sondern muss faire Chancen für alle schaffen, 
denn inklusive Bildung ist nicht einfach nur ein „Nice-To-Have“ sondern ein Menschenrecht.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK18: Anonyme Klausuren
Laufende Nummer: 32

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Jusos setzen sich dafür ein, dass Klausuren in der Sekundarstufe II (gymnasiale
 2 Oberstufe, berufliche Gymnasien, Fachoberschulen, Berufskollegs und vergleichbare
 3 Bildungseinrichtungen) ab der 11. Jahrgangsstufe anonym korrigiert werden. Anstelle
 4 des Namens sollen Schüler:innen eine zufällige Prüfungsnummer erhalten, um eine
 5 unvoreingenommene Bewertung zu gewährleisten. Die Nummern werden in einer separaten
 6 Liste vermerkt und von den Schüler:innen auf ihren jeweiligen Klausurbogen anstelle
 7 des bisher üblichen Namens geschrieben. Nach der Korrektur werden die Noten regulär
 8 den Schüler:innen zugeordnet, sodass Lehrkräfte weiterhin individuelle Förderung auf
 9 Basis der Ergebnisse leisten können und gezielte Rückmeldungen und Hilfestellungen
 10 anbieten können. Die Umsetzung kann durch eine landesweite Vergabe von
 11 Prüfungsnummern oder durch schulinterne Nummernvergabe erfolgen. Die Verwaltung
 12 dieser Nummern könnte durch digitale Prüfungsverwaltungssysteme oder das
 13 Schulsekretariat (in jedem Fall aber durch eine neutrale dritte Instanz) übernommen
 14 werden. Die SPD und ihre Bildungsminister:innen werden aufgefordert, diese Regelung
 15 in den jeweiligen Landesgesetzen und Abiturverordnungen zu verankern.

Begründung

Wissenschaftliche Studien belegen, dass Lehrer:innen – bewusst oder unbewusst – bei der Benotung von 
Schüler:innen nicht nur die tatsächliche Leistung, sondern auch Vorwissen über die Person 
berücksichtigen. Sympathie, frühere Noten oder soziale Hintergründe können die Bewertung beeinflussen, 
auch wenn dies unbeabsichtigt geschieht. Um wirklicher Chancengleichheit einen Schritt näher zu 
kommen, sollte gewährleistet werden, dass Noten nur auf der tatsächlichen Leistung basieren. Dass eine 
solch Regelung umsetzbar ist, zeigen bereits das Abitur-Korrekturverfahren in Sachsen, welches auf einer 
dreifachen anonymen Korrektur basiert, sowie viele deutsche Universitäten und Hochschulen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK19: Aufwandsentschädigung für Lehramts-Praktikum
Laufende Nummer: 33

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Überweisung an SPD-Landtagsfraktion

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Verschiedene Praktika sind Teil des Lehramtsstudiums. Die Zeit des Praktikums bleibt
 2 unbezahlt. Die SPD Hessen setzt sich dafür ein, dass für die Praktika ein monatliches
 3 Gehalt an die Praktikanten ausgezahlt wird.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag JBK20: Duales Lehramtsstudium
Laufende Nummer: 34

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Überweisung an SPD-Landtagsfraktion

Sachgebiet: JBK - Jugend, Bildung, Kultur

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD Hessen setzt sich für die Erarbeitungen eines Konzepts und der Einführung von
 2 Modellprojekten für ein duales Lehramtsstudium ein. Dieses sollte den Einsatz von
 3 Lehramtsstudenten an Schulen und ein monatliches Gehalt beinhalten.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag K01: Kommunale Infrastruktur stärken – 
Investitionsprogramm „Kommune  2030“ auflegen
Laufende Nummer: 35

Antragsteller*in: AfA-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: K - Kommunales

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion und die SPD-Minister in der Hessischen Landesregierung
 2 werden aufgefordert, auf Landesebene ein umfassendes Investitionsprogramm „Kommune
 3 2030“ zu initiieren. Dieses Programm soll insbesondere:

 4

 5 - verstärkte Investitionen in die kommunale Infrastruktur – insbesondere in Straßen,
 6 Krankenhäuser und andere Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge –
 7 ermöglichen,

 8

 9 - den Städten, Gemeinden und Landkreisen finanziellen Handlungsspielraum verschaffen,
 10 um trotz schwieriger Haushaltslagen notwendige Aufgaben und Zukunftsprojekte umsetzen
 11 zu können,

 12

 13 - gezielte Förderungen für die Sanierung von Ortskernen bereitstellen, um ländliche
 14 Räume und Stadtteilzentren zu beleben und lebenswert zu erhalten,

 15

 16 - kommunale Wohnungsbaugesellschaften und -Genossenschaften stärken, um bezahlbaren
 17 Wohnraum vor Ort langfristig zu sichern und sozialen Zusammenhalt zu fördern,

 18

 19 - sowie die neuen finanziellen Spielräume durch Bundesmittel und gelockerte
 20 Schuldenregeln konsequent nutzen, die sich aus dem Sondervermögen „Infrastruktur“ und
 21 der erweiterten Kreditermächtigung der Länder ergeben.

 22

 23 - Solange die im Rahmen der Schuldenbremse bestehenden Spielräume zur Kreditaufnahme
 24 nicht vollständig ausgeschöpft werden, lehnen wir Kürzungen im Bildungsbereich
 25 entschieden ab – wie zuletzt beim Hochschulpakt geschehen.  In Bildung und
 26 Weiterbildung wird nicht gespart. Sie sind Investitionen in die Zukunft – nicht
 27 Kostenfaktoren.

 28

Begründung

Der Deutsche Bundestag hat Mitte März 2025 mit breiter Mehrheit einen finanzpolitischen Kurswechsel 
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eingeleitet. In einer Sondersitzung stimmten SPD, Union und Grüne gemeinsam dafür, zusätzliche 500 
Milliarden Euro in die Modernisierung der Infrastruktur zu investieren und dafür die Schuldenregel im 
Grundgesetz anzupassen. Dieses Paket sieht vor, ein Sondervermögen „Infrastruktur“ einzurichten und die 
Schuldenbremse so zu lockern, dass die Bundesländer künftig wieder Kredite in begrenztem Umfang 
aufnehmen dürfen. Konkret erhalten die Länder einen Anteil von 100 Mrd. € aus dem Sondervermögen für 
Investitionen in Infrastruktur und Klimaschutz und können zusammen bis zu 0,35 % des BIP an neuen 
Schulden aufnehmen – bisher galt für Länder de facto ein Neuverschuldungsverbot. Diese 
Grundgesetzänderung wurde explizit mit der „herausfordernden Finanzsituation der Länder und 
Kommunen“ begründet. SPD-Fraktionschef Lars Klingbeil sprach von einer „historischen Chance“, die man 
nicht verspielen dürfe. Hintergrund dieser Entwicklung ist der enorme Investitionsbedarf in Deutschlands 
Städten und Gemeinden. Viele Kommunen leben seit Jahren von der Substanz – wichtige Sanierungen und 
Zukunftsprojekte wurden mangels Geld aufgeschoben. Bundesweit summiert sich der kommunale 
Investitionsstau auf rund 186 Milliarden Euro. Über die Hälfte dieser Rückstände entfällt auf Kernbereiche 
der Daseinsvorsorge wie Schulen und Straßen. Gleichzeitig hat sich die Finanzlage vieler Kommunen 
dramatisch verschlechtert: Mehr als die Hälfte der Städte und Gemeinden bewertet ihre 
Haushaltssituation nur noch als „ausreichend“ oder „mangelhaft“, und fast 90 % rechnen mit weiter 
sinkender finanzieller Leistungsfähigkeit in den kommenden Jahren. Während Ausgaben durch Inflation, 
Tariferhöhungen und Soziallasten steigen, stagnieren die Einnahmen. Die Spielräume für Investitionen 
werden immer kleiner, wie der Deutsche Städte- und Gemeindebund warnt. Dessen Hauptgeschäftsführer 
Dr. André Berghegger weist darauf hin, dass „nicht weniger als die Zukunftsfähigkeit Deutschlands auf 
dem Spiel steht“ und fordert Bund und Länder auf, die Kommunen finanziell so auszustatten, „dass sie 
handlungsfähig bleiben und in ihre Zukunft investieren können“.

Mit anderen Worten:

Ohne zusätzliche Unterstützung drohen vielerorts Einschnitte bei der kommunalen Infrastruktur und 
Versorgung. Genau hier setzt das vorgeschlagene Programm „Kommune 2030“ an. Das vom 
Bundbeschlossene Finanzpaket eröffnet nun die Chance, den Investitionsrückstand endlich entschlossen 
anzugehen. Der Städte- und Gemeindebund begrüßte die Vereinbarung auf das Sondervermögen 
ausdrücklich als „wichtiges Signal für Bürgerinnen und Bürger sowie die Unternehmen in unserem Land, 
dass nun die Auflösung des Investitionsstaus beginnt“. Dieses Signal muss in Hessen aufgegriffen werden. 
Auch auf Landesebene wächst der Ruf nach Investitionen: So betont etwa Brandenburgs SPD-
Ministerpräsident Dietmar Woidke die Notwendigkeit „massiver Investitionen“ in Wirtschaft, Gesundheit, 
Bildung und Infrastruktur. In Brandenburg sprechen sich nahezu alle politischen Lager für mehr Mittel in 
Straßen, Schulen und Krankenhäuser aus– nicht zuletzt, weil dort aktuell rund 80 % der Kliniken Verluste 
schreiben. Diese Situation ist kein Einzelfall, sondern spiegelt wider, wie dringlich Investitionen in 
kommunale Infrastruktur und Daseinsvorsorge bundesweit sind. Für Hessen bedeutet dies: Unser Land 
darf die neuen finanziellen Spielräume nicht ungenutzt lassen. Die SPD in der Landesregierung steht in 
der Verantwortung, jetzt aktiv zu werden und die zur Verfügung stehenden Bundesmittel sowie 
Kreditspielräume gezielt für unsere Kommunen einzusetzen. Ein Investitionsprogramm „Kommune 2030“ 
kann dafür den Rahmen schaffen. Es ermöglicht es, marode Straßen zu sanieren, defizitäre Krankenhäuser 
zu modernisieren und wichtige öffentliche Einrichtungen zukunftsfest zu machen, ohne die 
Kommunalhaushalte allein zu überfordern. So gewinnen die Städte und Gemeinden wieder Luft zum 
Atmen und können notwendige Projekte angehen, die bislang aufgeschoben wurden. Gleichzeitig kurbeln 
öffentliche Investitionen die lokale Wirtschaft an und sichern Arbeitsplätze vor Ort. Mit „Kommune 2030“ 
würde Hessen ein kraftvolles Zeichen setzen, dass die Daseinsvorsorge und Lebensqualität in unseren 
Städten und Gemeinden oberste Priorität haben. Angesichts der vom Bund geschaffenen Möglichkeiten 
besteht jetzt die Chance und Pflicht, zu handeln. Die sozialdemokratischen Regierungsmitglieder Hessens 
sollen sich daher dafür einsetzen, umgehend ein entsprechendes Investitionsprogramm auf den Weg zu 
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bringen. Dies wäre ein wichtiger Beitrag, um kommunale Handlungsfähigkeit zurückzugewinnen und 
unsere Kommunen für die Herausforderungen der kommenden Jahre – bis 2030 und darüber hinaus – zu 
stärken.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landtagsfraktion, SPD-Minister in der Landesregierung,

SPD-Landesparteitag
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Antrag K02: Kommunale Infrastruktur stärken – 
Investitionsprogramm „Kommune 2030“ auflegen
Laufende Nummer: 36

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Land
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch K01

Sachgebiet: K - Kommunales

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion im Hessischen Landtag und die SPD-Minister in der Hessischen
 2 Landesregierung werden aufgefordert, auf Landesebene ein umfassendes
 3 Investitionsprogramm „Kommune 2030“ zu initiieren. Dieses Programm soll insbesondere:

 4
 5
 6

 7
 8
 9

 10

 11

 12

 13

verstärkte Investitionen in die kommunale Infrastruktur – insbesondere in
Straßen, Krankenhäuser und andere Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge
– ermöglichen,

den Städten, Gemeinden und Landkreisen finanziellen Handlungsspielraum
verschaffen, um trotz schwieriger Haushaltslagen notwendige Aufgaben und
Zukunftsprojekte umsetzen zu können,

gezielte Förderungen für die Sanierung von Ortskernen bereitstellen, um
ländliche Räume und Stadtteilzentren zu beleben und lebenswert zu erhalten,

kommunale Wohnungsgenossenschaften stärken, um bezahlbaren Wohnraum vor Ort
langfristig zu sichern und sozialen Zusammenhalt zu fördern,

 14 sowie die neuen finanziellen Spielräume durch Bundesmittel und gelockerte
 15 Schuldenregeln konsequent nutzen, die sich aus dem Sondervermögen „Infrastruktur“ und
 16 der erweiterten Kreditermächtigung der Länder ergeben.

Begründung

Der Deutsche Bundestag hat Mitte März 2025 mit breiter Mehrheit einen finanzpolitischen Kurswechsel 
eingeleitet. In einer Sondersitzung stimmten SPD, Union und Grüne gemeinsam dafür, zusätzliche 
500 Milliarden Euro in die Modernisierung der Infrastruktur zu investieren und dafür die Schuldenregel im 
Grundgesetz anzupassen. Dieses Paket sieht vor, ein Sondervermögen „Infrastruktur“ einzurichten und die 
Schuldenbremse so zu lockern, dass die Bundesländer künftig wieder Kredite in begrenztem Umfang 
aufnehmen dürfen. Konkret erhalten die Länder einen Anteil von 100 Mrd. € aus dem Sondervermögen für 
Investitionen in Infrastruktur und Klimaschutz und können zusammen bis zu 0,35 % des BIP an neuen 
Schulden aufnehmen – bisher galt für Länder de facto ein Neuverschuldungsverbot. Diese 
Grundgesetzänderung wurde explizit mit der „herausfordernden Finanzsituation der Länder und 
Kommunen“ begründet. SPD-Fraktionschef Lars Klingbeil sprach von einer „historischen Chance“, die man 
nicht verspielen dürfe.

Hintergrund dieser Entwicklung ist der enorme Investitionsbedarf in Deutschlands Städten und 
Gemeinden. Viele Kommunen leben seit Jahren von der Substanz – wichtige Sanierungen und 
Zukunftsprojekte wurden mangels Geld aufgeschoben. Bundesweit summiert sich der kommunale 
Investitionsstau auf rund 186 Milliarden Euro. Über die Hälfte dieser Rückstände entfällt auf Kernbereiche 
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der Daseinsvorsorge wie Schulen und Straßen. Gleichzeitig hat sich die Finanzlage vieler Kommunen 
dramatisch verschlechtert: Mehr als die Hälfte der Städte und Gemeinden bewertet ihre 
Haushaltssituation nur noch als „ausreichend“ oder „mangelhaft“, und fast 90 % rechnen mit weiter 
sinkender finanzieller Leistungsfähigkeit in den kommenden Jahren. Während Ausgaben durch Inflation, 
Tariferhöhungen und Soziallasten steigen, stagnieren die Einnahmen. Die Spielräume für Investitionen 
werden immer kleiner, wie der Deutsche Städte- und Gemeindebund warnt. Dessen Hauptgeschäftsführer 
Dr. André Berghegger weist darauf hin, dass „nicht weniger als die Zukunftsfähigkeit Deutschlands auf dem 
Spiel steht“  und fordert Bund und Länder auf, die Kommunen finanziell so auszustatten, „dass sie 
handlungsfähig bleiben und in ihre Zukunft investieren können“ . Mit anderen Worten: Ohne zusätzliche 
Unterstützung drohen vielerorts Einschnitte bei der kommunalen Infrastruktur und Versorgung.

Genau hier setzt das vorgeschlagene Programm „Kommune 2030“ an. Das vom Bund beschlossene 
Finanzpaket eröffnet nun die Chance, den Investitionsrückstand endlich entschlossen anzugehen. Der 
Städte- und Gemeindebund begrüßte die Vereinbarung auf das Sondervermögen ausdrücklich als 
„wichtiges Signal für Bürgerinnen und Bürger sowie die Unternehmen in unserem Land, dass nun die 
Auflösung des Investitionsstaus beginnt“ . Dieses Signal muss in Hessen aufgegriffen werden. Auch auf 
Landesebene wächst der Ruf nach Investitionen: So betont etwa Brandenburgs SPD- Ministerpräsident 
Dietmar Woidke die Notwendigkeit „massiver Investitionen“  in Wirtschaft, Gesundheit, Bildung und 
Infrastruktur. In Brandenburg sprechen sich nahezu alle politischen Lager für mehr Mittel in Straßen, 
Schulen und Krankenhäuser aus– nicht zuletzt, weil dort aktuell rund 80 % der Kliniken Verluste 
schreiben. Diese Situation ist kein Einzelfall, sondern spiegelt wider, wie dringlich Investitionen in 
kommunale Infrastruktur und Daseinsvorsorge bundesweit sind.

Für Hessen bedeutet dies: Unser Land darf die neuen finanziellen Spielräume nicht ungenutzt lassen. Die 
SPD in der Landesregierung steht in der Verantwortung, jetzt aktiv zu werden und die zur Verfügung 
stehenden Bundesmittel sowie Kreditspielräume gezielt für unsere Kommunen einzusetzen. Ein 
Investitionsprogramm „Kommune 2030“  kann dafür den Rahmen schaffen. Es ermöglicht es, marode 
Straßen zu sanieren, defizitäre Krankenhäuser zu modernisieren und wichtige öffentliche Einrichtungen 
zukunftsfest zu machen, ohne die Kommunalhaushalte allein zu überfordern. So gewinnen die Städte und 
Gemeinden wieder Luft zum Atmen und können notwendige Projekte angehen, die bislang aufgeschoben 
wurden. Gleichzeitig kurbeln öffentliche Investitionen die lokale Wirtschaft an und sichern Arbeitsplätze 
vor Ort.

Mit „Kommune 2030“  würde Hessen ein kraftvolles Zeichen setzen, dass die Daseinsvorsorge und 
Lebensqualität in unseren Städten und Gemeinden oberste Priorität haben. Angesichts der vom Bund 
geschaffenen Möglichkeiten besteht jetzt die Chance und Pflicht, zu handeln. Die sozialdemokratischen 
Regierungsmitglieder Hessens sollen sich daher dafür einsetzen, umgehend ein entsprechendes 
Investitionsprogramm auf den Weg zu bringen. Dies wäre ein wichtiger Beitrag, um kommunale 
Handlungsfähigkeit zurückzugewinnen und unsere Kommunen für die Herausforderungen der 
kommenden Jahre – bis 2030 und darüber hinaus – zu stärken.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landtagsfraktion, SPD Minister*innen in der Landesregierung

Ord. Bezirksparteitag Hessen-Nord 2025 - Präsentations- und Versammlungssystem
Baunatal, 27.9.2025

74 / 154



Antrag K03: Nordhessen, die Region mit Zukunft
Laufende Nummer: 37

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Hersfeld-Rotenburg
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: K - Kommunales

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Nordhessen ist in Hessen ganz oben. Auf mehr als einem Drittel der Landesfläche lebt
 2 ein gutes Fünftel der Bevölkerung. Diese Bürgerinnen und Bürger leben in fünf
 3 Landkreisen im Ländlichen Raum. Einwohnerstark ist dabei allein die Metropole Kassel.

 4

 5 Dieser Ländliche Raum verteilt sich auf 136 Städte und Gemeinden mit gut einer
 6 Million Einwohnerinnen und Einwohnern. Mit unterdurchschnittlichen
 7 Arbeitslosenzahlen, sehr vielen guten Schulen, vielen sozialen Einrichtungen vom
 8 Dorfgemeinschaftshaus über den Sportplatz, vom Wander- und Radwegenetz bis hin zu
 9 Pflege- und Gesundheitseinrichtungen wartet die Region auf. Viele klein- und
 10 mittelständische Betriebe arbeiten nicht allein in der Region, sondern mit Produkten,
 11 Gewerken und Dienstleistungen für die Welt. „Weltmarktführer“ in Qualität, Service
 12 und Zuverlässigkeit finden hier ihre Heimat. Und obwohl ehrenamtlicher Einsatz für
 13 den Nächsten, Schaffenskraft am Arbeitsplatz, eine eindrucksvolle Natur- und
 14 Kulturlandschaft Nordhessen ebenso auszeichnet wie die europaweit gewichtigen
 15 Verbindungsachsen von Schiene und Straße scheint der Mehltau der Schlechtmacher sich
 16 auch hier auszubreiten.

 17

 18 Der Mehltau wird klar, wenn der Blick auf die Probleme, die sich aus der
 19 Reichtumsverteilung ergeben, gelenkt wird. Konzentration des Vermögens ist auch eine
 20 Frage um Macht und Einfluss. Das kommt den Reichen zugute. Christlich ist das nicht.
 21 Der Mehltau wird klar, wenn der Blick auf die Probleme, die sich aus der
 22 Technologieentwicklung ergeben können, gelenkt wird. Konzentration und Aneignung der
 23 individuellen Daten ist auch eine Frage um Macht und Einfluss. Das kommt Konzernen
 24 zugute. Liberal ist das nicht.

 25 Der Mehltau wird klar, wenn der Blick auf die Probleme, die sich aus einer
 26 veränderten Umwelt ergeben werden, gelenkt wird. Konzentration auf Staatsvorgaben und
 27 -lenkung geht mit Misstrauen in die Entscheidungskompetenz der einzelnen einher. Das
 28 rettet die Welt ökologisch nicht.  

 29

 30 Gerade die Sozialdemokratie in Nordhessen, als die kommunalpolitische Kraft der
 31 Region, hat und entwickelt Konzepte für die Zukunft vor Ort. Es gibt Landkreise, in
 32 denen es keine einzige „Schrottschule“ gibt und in denen die Kindertagesstätten
 33 ausreichend gute Angebote machen. Kommunale Straßen werden, bei allen Problemen, in
 34 Schuss gehalten. Die dezentrale Energieversorgung wird erfolgreich vorangetrieben.
 35 Die Mischung aus regenerativen Energieträgern wie Wasser-, Wind- und Solar-, aus
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 36 Biogas- und Holzpellet-, beziehungsweise Holzhackschnitzelanlagen werden kombiniert
 37 mit CO2-neutralen Sekundärbrennstoff-kraftwerken und verbrauchsnahen Gaskraftwerken.
 38 Ziel ist 2040 CO2-neutral zu sein.

 39

 40 Gerade die Sozialdemokratie in Nordhessen weiß um die Notwendigkeit des sozialen
 41 Zusammenhaltes und Einsatzes. Wer sich keine Berufsfeuerwehr leisten kann, ist auf
 42 den Nächsten der Freiwilligen Feuerwehr angewiesen. Wer sich keinen Berufstrainer
 43 leisten kann, ist auf den ehrenamtlichen Coach angewiesen. Wer keinen Supermarkt um
 44 die Ecke haben kann, ist eventuell auf das nachbarschaftliche Mitbringen oder
 45 Mitfahren angewiesen. Und wer sich keine hohen Eintrittsgelder leisten kann, der
 46 freut sich auf die Kirmes, das Jubiläumsfest, die Spiele der örtlichen Vereine, die
 47 Auftritte von Chören, Kapellen und Theatergruppen. Das führt zu einem Miteinander,
 48 das bei aller Unterschiedlichkeit, gemeinsam anpacken und leben lässt.

 49

 50 Und gerade weil die Sozialdemokratie in Nordhessen bodenständig und
 51 zukunftsorientiert ist, weiß sie um das Gewicht des Einflusses oberer Ebenen. Deshalb
 52 ist sie um das Wohl der kommunalen Selbstverwaltung so besorgt. Und deshalb erhebt
 53 sie ihre Stimme, wenn die vermeintliche Lösung von Problemen in Machtkonzentration
 54 und Entscheidungskompetenz in den Händen weniger liegen soll.

 55

 56 Die SPD-Nordhessen ist der Partner für diejenigen, denen Freiheit, Gerechtigkeit und
 57 Solidarität nicht egal ist. Das ist die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger. Deshalb
 58 bei der Kommunalwahl 2026: SPD.  

 59

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landesvorstand
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Antrag K04: Die Kommunen benötigen reales Geld. Buchgeld ist 
kein Bargeld und muss trotzdem bezahlt werden
Laufende Nummer: 38

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Hersfeld-Rotenburg
Status: eingereicht
Sachgebiet: K - Kommunales

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Der Bezirksparteitag der SPD-Nordhessen fordert die hessische Landesregierung auf,
 2 die im Jahr 2025 zugesagten gut 250 Millionen Euro auch auszuzahlen. Zudem wird die
 3 Landes-regierung bei Nichtauszahlung aufgefordert, die im Jahr 2026 daraus folgend
 4 gewachsenen 750 Millionen Euro bei der Haushaltsaufstellung geldlich zu
 5 berücksichtigen. 

 6

Begründung

Die Bundesrepublik Deutschland ist mit ihren 16 Bundesländern sowie den fast 11.000 Kommunen 
strukturiert aufgebaut. Dabei kommt gerade den Kommunen mit hunderttausenden ehrenamtlich 
politisch aktiver Mandatsträgerinnen und Mandatsträger die herausragende demokratische Bedeutung zu: 
„Vor Ort entscheiden, vor Ort handeln“. Dies gilt auch für unser Bundesland Hessen mit 21 Landkreisen, 
fünf kreisfreien Städten sowie den 416 kreisangehörigen Städten und Kommunen. 

Gerade in der Verwurzelung der Kommunen, der Aufgabenübernahme vieler Bereiche der öffentlichen 
Daseinsvorsorge (beispielsweise Kindertagesstätten, Krankenhäuser, Schulen, Feuerwehren, Wasser und 
Abwasser, Energieversorgung, Sozialleistungsgewährung, bis hin zu ordnungsrechtlichen und 
genehmigungsrechtlichen Aufgaben) zeigt sich diese Unverzichtbarkeit. Mit mehr als 65 Prozent der 
öffentlichen Investitionen wird überdeutlich, welch große auch konjunkturelle die Kommunen für die 
lokale und regionale Wirtschaft spielen.

Zugleich jedoch sind die Kommunen die einzige Ebene, deren Haushalte, damit deren Einnahme- und 
Ausgabenverhalten, nicht allein normiert ist. Vielmehr werden die Kommunen aufsichtlich gezwungen, 
Selbstverwaltung nur begrenzt wahrnehmen zu können. Während die Bundes- und Landesebenen ihre 
Vorgaben selbständig und -tätig gesetzlich normieren können, ist dies der kommunalen Seite verwehrt.

Konkret: Während auf Bundes- und Landesebene Steuererhöhungen politisch ausgeschlossen werden, ja 
sogar -senkungen versprochen werden, werden Kommunen Steuererhöhungen zur Auflage gemacht. Die 
Faktenlage allerdings zeigt, dass die Kommunen 6,5, die Länder 24,4 und der Bund gar 69,1 Prozent der 
staatlichen Verschuldung zu tragen haben. Dies gilt es bei zukünftigen Debatten und Auflagen zwingend zu 
berücksichtigen. Dies heißt nicht, den Kommunen angesichts einer vermeintlich guten Finanzsituation 
weitere finanzwirksame Leistungen abzuverlangen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landtagsfraktion, SPD-Landesparteitag
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Antrag K05: Prozess zur Gebietsreform – Verwaltungsstrukturen 
anpassen
Laufende Nummer: 39

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Waldeck-Frankenberg
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: K - Kommunales

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Wir fordern einen Prozess zur Gebietsreform einzuleiten, um die Verwaltungsstrukturen
 2 nach 50 Jahren an die aktuellen Herausforderungen anzupassen. Hierzu soll eine
 3 Kommission eingerichtet und ein überparteilicher Dialog mit den anderen
 4 demokratischen Parteien geführt werden, um eine breite Mehrheit zu erreichen.

 5

 6 Die Ziele der Gebietsreform sollen sein:

 7

 8 1. Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung

 9 a. Wiederherstellung handlungsfähiger Kommunen, die sich nach dem Prinzip der
 10 kommunalen Selbstverwaltung organisieren können

 11 b. Festlegung einer angemessenen Mindestgröße für Kommunen

 12 c. Rückverlagerung von Entscheidungskompetenzen in die kommunalen Parlamente,
 13 insbesondere in Bereichen der Daseinsvorsorge

 14

 15 2. Modernisierung der Verwaltung

 16 a. Implementierung zeitgemäßer, digitaler Geschäftsprozesse

 17 b. Bewältigung des Fachkräftemangels und Deckung des Bedarfs an Experten

 18 c. Reduzierung der Kosten für externe Berater

 19

 20 3. Optimierung der Verwaltungsstrukturen

 21 a. Prüfung der Abschaffung einer Verwaltungsebene in Hessen (Kreis oder
 22 Regierungsbezirk)

 23 b. Überprüfung der direkten Wahl von Bürgermeisterinnen und Bürgermeister bzw.
 24 Landrätinnen und Landräte zur potenziellen Stärkung der ehrenamtlichen Parlamente

 25 c. Rückverlagerung von Entscheidungsprozessen von Zweckverbänden und Eigenbetrieben
 26 in die Parlamente

 27

 28 4. Stärkung der lokalen Identität

 29 a. Trotz Vergrößerung der Städte und Gemeinden: Stärkung der Ortschaften und
 30 Ortsbeiräte
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 31

 32 Die Kommission soll unter Berücksichtigung dieser Ziele konkrete Vorschläge
 33 erarbeiten und dem Landesvorstand zur weiteren Beratung vorlegen. Der gesamte
 34 Reformprozess soll transparent gestaltet und unter Einbeziehung der Bürgerinnen und
 35 Bürger durchgeführt werden.

Weiterleitungsempfehlung:
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Antrag K06: Handlungsfähige Kommunen
Laufende Nummer: 40

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: K - Kommunales

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert zu prüfen, wie Fördermittelprogramme des
 2 Landes Hessen, die an Kommunen adressiert sind, zukünftig einfacher und passgenauer
 3 organisiert werden können. Gerade im Hinblick auf die Anzahl der Förderprogramme und
 4 auf die teils komplexe Antragsstellung muss zwingend eine Vereinfachung und
 5 Verschlankung erfolgen. Zudem soll die Möglichkeit einer pauschalen Förderung an alle
 6 Kommunen geprüft werden.

Begründung

Die Kommunen in Hessen haben im Jahr 2024 ein Rekorddefizit eingefahren. In den Kommunen vor Ort 
besteht daher teilweise kaum noch Handlungsfähigkeit. Angesichts der wachsenden Unzufriedenheit in 
der Bevölkerung mit der Politik müssen die Kommunen wieder in die Lage versetzt werden, dass sie vor 
Ort eigenständig Entscheidungen treffen können, ohne die Bürgerinnen und Bürger immer weiter, durch 
noch höhere Abgaben und Steuern zu belasten. Zwar gibt es viele Förderprogramme des Landes Hessen 
für die Kommunen. Allerdings sind diese in der Antragstellung teilweise so aufwändig, dass sie die 
ohnehin schon knappen Personalressourcen in den Verwaltungen zusätzlich beanspruchen. Außerdem 
sollte zwingend eine Überarbeitung der Anzahl an Förderprogrammen erfolgen. Statt viel kleiner 
Förderprogramme, die in der Antragsstellung sehr kompliziert sind, sollte es hier weniger, aber dafür 
passgenaue und zielgerichtete Förderprogramme geben, die dann über ein höheres Volumen verfügen. 
Zudem sollte die Möglichkeit einer pauschalen Zahlung an die Kommunen geprüft werden. Durch eine 
pauschale Förderung hätten die Kommunen die Möglichkeit, im Sinne der Eigenverwaltung frei über die 
Mittel zur Verfügung und vor Ort passend einzusetzen. Hierdurch würde auch die demokratischen 
Institutionen vor Ort gestärkt, da dann vor Ort auch wieder eigenständige Entscheidungen durch die 
Parlamente getroffen werden können.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag K07: Kommunale Finanzpolitik: Finanzielle Situation der 
Kommunen verbessern und Demokratie schützen
Laufende Nummer: 41

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: K - Kommunales

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die finanzielle Lage der Kommunen muss verbessert werden. Hierfür ist es notwendig,
 2 dass keine zusätzlichen Aufgaben ohne gesicherte Finanzierung auf die kommunale Ebene
 3 delegiert werden und die finanzielle Situation der Kommunen bei Vorhaben, die sie
 4 betreffen, von Anfang an bedacht wird. Außerdem ist eine adäquate Unterstützung der
 5 Kommunen bei ihren bestehenden Aufgaben durch Bund und Länder zu gewährleisten.

 6

 7 Zusätzlich müssen die kommunalen Einnahmen gesteigert werden, um die stark
 8 angewachsenen notwendigen Ausgaben zu kompensieren. Denkbar wäre eine Erhöhung des
 9 Umsatzsteueranteils für die Kommunen sowie eine stärker ausgeglichene Verteilung der
 10 Steuergelder auf die Kommunen. Somit soll die Leistungsfähigkeit der Kommunen
 11 gewährleistet und Disparitäten zwischen den Kommunen verringert werden.

Begründung

Im Jahr 2024 gab es laut dem statistischen Bundesamt ein Rekorddefizit von 24,8 Milliarden Euro bei den 
Kommunen. Dieses Defizit ergibt sich vor allem aus den stark gestiegenen Ausgaben und den weniger 
stark gestiegenen Einnahmen. Zu den kommunalen Einnahmequellen gehören unter anderem Anteile an 
Einkommens-, Lohn- und Umsatzsteuer sowie Grundsteuer und Gewerbesteuer. Die Gewerbesteuer 
unterliegt jedoch starken Schwankungen und ist somit keine berechenbare Einnahmequelle. Die 
bereinigten kommunalen Einnahmen stiegen in 2024 um 7,6%. Die kommunalen Ausgaben hingegen 
stiegen um 12,6% und waren somit in zahlreichen Kommunen nicht durch reguläre Einnahmen und ohne 
Verwendung von Rücklagen finanzierbar. Der Anstieg der kommunalen Ausgaben wird vor allem durch 
höhere Sozialausgaben z.B. für Kinder- & Jugendhilfe sowie Bürgergeld begründet. Hinzu kommen 
gestiegene Personalausgaben, welche sich durch die Tarifeinigung noch weiter erhöhen werden. Durch 
diese Umstände werden bei den Kommunen Sparzwänge entstehen. Diese können sich besonders auf 
Bereiche wie öffentliche Einrichtungen, Personal, ÖPNV, Kultur und öffentliche Daseinsfürsorge auswirken.

Solche Sparzwänge sorgen nicht nur für eine starke Belastung der Kommunen, sondern können auch zu 
abnehmendem Vertrauen in den Staat, seine Institutionen und die Demokratie führen. Denn die 
kommunale Ebene ist für viele der erste direkte Bezugspunkt zum Staat. Kommt es durch die Sparzwänge 
zu einer nicht zufriedenstellenden Erfüllung der kommunalen Aufgaben, kann dies zu Frustration und 
Vertrauensverlust führen. Außerdem verringert sich der Raum für Gestaltung in der Kommunalpolitik 
durch unzureichende finanzielle Mittel, womit auch die kommunale Selbstverwaltung eingeschränkt wird. 
Das kann auch für eine Schmälerung der Begeisterung für das Ehrenamt in diesen Bereichen sorgen.

Die finanzielle Ausstattung der Kommunen muss daher dringend verbessert werden. Hierfür gibt es viele 
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Möglichkeiten. Entweder muss die Ausgabenseite sinken oder die Einnahmenseite steigen. Fest steht, dass 
eine Kürzung der Leistungen z.B. im Bereich Soziales nicht die Lösung sein kann. Allerdings muss darauf 
geachtet werden, dass keine weiteren Aufgaben, deren Finanzierung nicht vorher gesichert ist, 
hinzukommen. Gleichzeitig müssen die kommunalen Einnahmen steigen, zum Beispiel durch einen 
höheren Anteil an der Umsatzsteuer. Außerdem sollten die Disparitäten zwischen den Kommunen 
verringert werden, zum Beispiel durch eine Veränderung der Verteilungsschlüssel der Steuereinnahmen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag
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Antrag O01: Aufteilung der Partei-Beiträge
Laufende Nummer: 43

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Hersfeld-Rotenburg
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: O - Organisationspolitik

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Aufteilung der Parteibeiträge muss zu einem Teil von den Mitgliedern direkt
 2 bestimmt werden können.

Begründung

Damit können die Mitglieder zu einem Teil direkten Einfluss auf die Mittelzuweisungen nehmen. Dies dient 
der geldlichen Unterfütterung qualitativ guter Leistungen.

Die derzeitige Aufteilung der Parteibeiträge bevorzugt die Bundespartei.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag R01: Resolution Gerechte Finanzierung statt sozialer 
Kürzungen
Laufende Nummer: 44

Antragsteller*in: AfA-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: R - Resolution

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die nordhessische SPD erklärt sich solidarisch mit der Positionierung des
 2 Vizekanzlers, Bundesfinanzministers und SPD-Vorsitzenden Lars Klingbeil, der in
 3 Zeiten knapper Kassen eine Erhöhung der Steuer für Reiche und Superreiche
 4 thematisiert hat (Sommer-Interview).

 5 Die nordhessische SPD unterstützt die Forderung nach einer gerechteren und
 6 solidarischen Steuerpolitik. Wir sagen Nein zu einer Politik die die Schwächsten
 7 unserer Gesellschaft einseitig in den Fokus nimmt. Stattdessen müssen diejenigen mehr
 8 in die Pflicht genommen werden, die es sich leisten können.

 9

 10 In Zeiten angespannter öffentlicher Finanzen ist es unabdingbar, die knappen Mittel
 11 des Bundes durch eine stärkere Heranziehung von Reichen und Superreichen zu sichern.
 12 Es darf nicht der Fehler gemacht werden, am unteren Ende der Gesellschaft zu sparen –
 13 etwa durch pauschale Kürzungen beim Bürgergeld – während gleichzeitig große Vermögen
 14 und hohe Erbschaften unzureichend zur Finanzierung des Gemeinwesens beitragen.

 15 Die SPD steht seit über 160 Jahren für soziale Gerechtigkeit, deshalb sagen wir: Die
 16 Umverteilung von unten nach oben muss beendet werden!

 17 Die Folgen dieser Politik sind dramatisch: Die wachsende soziale Ungleichheit
 18 gefährdet nicht nur den sozialen Zusammenhalt, sondern auch das Vertrauen in unsere
 19 Demokratie. Wer Wohlstand und Chancen dauerhaft ungleich verteilt, schwächt die
 20 Gesellschaft insgesamt.

 21 Die soziale Kluft in unserer Gesellschaft darf nicht noch größer werden, deshalb ist
 22 die Haltung der nordhessischen SPD klar und eindeutig:

 23 •           Eine gerechte Erbschaftssteuer ist notwendig, damit große Vermögen nicht
 24 quasi unbesteuert von Generation zu Generation weitergegeben werden.

 25 •           Bei gleichzeitiger Anhebung der Einkommensschwelle erscheint die Erhöhung
 26 des Spitzensteuersatzes und des Höchststeuersatzes ein angemessenes Mittel zur
 27 gerechteren Finanzierung des Bundeshaushalts.

 28 •           Die Wiedereinführung einer Vermögenssteuer darf kein Tabu sein.

 29 •           Steuerbetrug und Steuerhinterziehung muss konsequenter geahndet werden.

 30 •           Eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes und des Höchststeuersatzes für sehr
 31 Wohlhabende (aktuelle 250.731 Euro für Ledige und 501.462 Euro für gemeinsam
 32 veranlagte Eheleute) betrifft ausschließlich einen kleinen, privilegierten Teil der
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 33 Bevölkerung – und keineswegs normale Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder den
 34 Mittelstand – wie es Wirtschaftsvertreter und namhafte Politiker von CDU/CSU
 35 behaupten.

 36 •           Gerechte Steuern für Reiche und Superreiche sind kein Angriff auf
 37 Normalverdienende und den Mittelstand, sondern ein Beitrag zu mehr sozialer
 38 Sicherheit, zu soliden Staatsfinanzen und zu einer starken Demokratie.

 39 •           Einführung einer Finanztransaktionssteuer von 0,01 Prozent.

 40 Darüber hinaus muss festgehalten werden:

 41 •           Im internationalen Vergleich ist Deutschland eine Steueroase für Reiche
 42 und Superreiche.

 43 •           Der Spitzensteuersatz lag bis in die 1980er Jahre bei 56 Prozent – heute
 44 sind es lediglich 42 Prozent.

 45 •           Der Steuersatz für Kapitalerträge beträgt maximal 25 Prozent. Verglichen
 46 mit der Steuerlast die normale Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu tragen haben,
 47 ist dies inakzeptabel niedrig.

 48

 49 Wir treten daher entschieden dafür ein:

 50

 51 1.         Die finanzielle Basis des Sozialstaates muss durch gerechte Steuerpolitik
 52 gesichert werden.

 53 2.         Undifferenzierte Angriffe auf Bürgergeld sowie pauschale Kürzungen des
 54 Bürgergelds oder anderen Angriffe auf soziale Errungenschaften weißen wir entschieden
 55 zurück.

 56 3.         Interessengeleitete Angriffe von Kapitalvertretern und Versuche des
 57 Wirtschaftsflügels der CDU/CSU, die Diskussion zu verzerren und Ängste in der Mitte
 58 der Gesellschaft zu schüren, weisen wir entschieden zurück.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Parteivorstand, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag R02: Gerechtigkeit geht anders
Laufende Nummer: 45

Antragsteller*in: AG60plus-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: R - Resolution

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Diskussion um Arbeitszeit, Renteneintrittsalter, Rentensoli verschleiern, die
 2 tatsächlichen, sozialen und gesellschaftlichen Probleme in der Bundesrepublik.

 3 So lange nicht alle Einkommensbezieher und Einkommensarten entsprechend ihrer
 4 Belastbarkeit an der Finanzierung der Sozialsysteme beteiligt werden, sind die
 5 geführten Diskussion Nebelkerzen und verschleiern lediglich, dass es keine
 6 Bereitschaft zur grundlegenden Veränderung gibt.

 7 Notwendige Veränderung in der Finanzierung der Sozialsysteme werden bei denen
 8 abgeladen, die heute schon die Hauptlasten tragen.

 9 Nicht über die bestehenden Verteilungsungerechtigkeiten (Reiche werden immer reicher,
 10 die Zahl der Armen nimmt zu) wird geredet, sondern darüber, wie diejenigen, die über
 11 viele Jahrzehnte hin das gesellschaftliche Leben aufrecht erhalten haben, weiter zur
 12 Kasse gebeten werden können.

 13 Diese Bevölkerungsgruppe (auch die Babyboomer) haben jahrzehntelang den Staat und die
 14 Sozialsysteme finanziert.

 15

 16 Vorschläge für gerechtere Systeme, gibt es lange:

 17

 18

 19

 20

 21

Aufhebung oder Anhebung der Beitragsbemessungsgrenzen im Gesundheits- und
Rentensystem.

alle Einkommensarten und Einkommensbezieher sind an der Finanzierung der
Sozialsysteme zu beteiligen.

Wiedereinführung der Vermögensteuer und Reform der Erbschaftssteuer.

 22

 23 Österreich macht es seit circa 30 Jahren vor, zum Beispiel im Rentensystem.

 24

 25 Es muss Schluss sein, mit der Schuldzuweisung an die falschen Stellen.

 26 Lebensleistung und damit die Verantwortung für das gesellschaftliche Leben (Schule,
 27 Gesundheit, Pflege, Infrastruktur und viele ehrenamtliche Tätigkeiten) sind zu
 28 wertschätzen und nicht mit den Füßen zu treten.

 29 Nicht zu vergessen: Der überwiegende Teil der Ruheständler engagiert sich
 30 ehrenamtlich. Ohne sie würden viele Aktivitäten vor Ort unmöglich.

 31 Andere Rentenempfänger müssen zusätzlich arbeiten, um ein Einkommen zu erreichen,
 32 dass zum Leben reicht.
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 33

 34 Es muss Schluss sein damit, diese gesellschaftlich wichtige Gruppe zu verunsichern.

 35 Ein Staat der gesellschaftliche Gerechtigkeit will, muss bereit sein, sich mit den
 36 Mächtigen anzulegen und darf sich nicht wegducken

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag S1: Erneuerung der nordhessischen SPD
Laufende Nummer: 2

Antragsteller*in: Bezirksvorstand
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: S - Satzungsänderungen
Antragsblock: Leitanträge und Satzungsänderungen

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Satzung des SPD-Bezirk Hessen-Nord (beschlossen durch den Bezirksparteitag 1972
 2 mit der letzten Änderung vom 29. Juni 2024) wie folgt zu ändern:

 3

 4 Änderung des § 2 Gliederung und Parteizugehörigkeit

 5 § 2 Absatz 1 wird wie folgt neugefasst

 6
 7
 8

1. Der Bezirk gliedert sich in Unterbezirke; die Unterbezirke in Ortsvereine. In
dieser Gliederung vollzieht sich die politische Willensbildung des Bezirkes.
Unterbezirke können auch die Bezeichnung Kreisverbände führen.

 9

 10 Änderung des § 7 Bezirksparteitag

 11 § 7 wird wie folgt neugefasst

 12

 13

Der ordentliche Bezirksparteitag ist alle zwei Jahre, und zwar möglichst in der
ersten Jahreshälfte, vom Bezirksvorstand einzuberufen.

 14

 15 Änderung des § 8 Bezirksparteitag

 16 § 8 wird wie folgt neugefasst

 17

 18

 19

 20

 21

 22

1. Der Termin des Parteitages ist den Unterbezirken mindestens drei Monate
vorher bekannt zu geben. Dabei ist auf den Termin zur Einreichung von Anträgen
und Wahlvorschlägen hinzuweisen.

2. Tagesordnung, Delegiertenkarte, die vorliegenden Anträge und
Wahlvorschlägesind den Teilnehmern/ den Teilnehmerinnen am Bezirksparteitag
spätestens 15Tage vorher durch das Bezirksbüro zuzustellen.

 23

 24 Änderung des § 9 Bezirksparteitag

 25 § 9 Absatz 2. wird wie folgt neugefasst

 26

 27

Die Anträge müssen spätestens sechs Wochen vor dem Bezirksparteitag beim
Bezirksvorstand vorliegen.

 28

 29 Änderung des § 12 Bezirksvorstand

 30 § 12 Absatz 1 wird wie folgt neugefasst
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 31 1. Der Bezirksvorstand besteht aus:

 32

 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

dem oder der Vorsitzenden oder zwei gleichberechtigten Vorsitzenden, davon eine
Frau,

drei stellvertretenden Vorsitzenden mit folgenden fest zugeordneten Aufgaben:
 

 

 

1. Stellvertreter/in zuständig für Personalangelegenheiten und
Ansprechpartner/in für den Betriebsrat

weitere/r Stellvertreter/in zustänig für inhatliche Arbeit des
Bezirksvorstandes sowie Bindeglied zu den Arbeitsgemeinschaften

weitere/r Stellvertreter/in zuständig für Kommunales – Bindeglied Partei
und Kommunale Familie

 41

 42

 43

 44

dem Schatzmeister / der Schatzmeisterin

dem Verantwortlichen / der Verantwortlichen für Öffentlichkeitsarbeit

dem Mitgliederbeauftragten / der Mitgliederbeauftragten

12 Beisitzern / Beisitzerinnen

 45 Der Bezirksparteitag beschließt mit einfacher Mehrheit, ob ein Vorsitzender oder eine
 46 Vorsitzende oder aber zwei gleichberechtigte Vorsitzende, davon eine Frau, gewählt
 47 werden sollen. Die Regelungen des Organisationsstatuts, der Wahl-, Schieds- und
 48 Finanzordnung, die den bzw. die Vorsitzende/n betreffen, gelten für die beiden
 49 Vorsitzenden entsprechend.

 50

 51 Unter den Mitgliedern des Bezirksvorstandes und des geschäftsführenden
 52 Bezirksvorstandes müssen Männer und Frauen mit mindestens 40 % vertreten sein.

 53

 54 Änderung des § 13 Absatz 3 Bezirksvorstand

 55 § 13 Absatz 3 wird wie folgt neugefasst

 56 3. Die Beisitzer/Beisitzer/innen werden auf gemeinsamer Liste gewählt. Die 
 57 Wahlvorschläge sind alphabetisch zu ordnen.

 58

 59 Stimmzettel sind ungültig, wenn nicht mindestens sechs oder mehr als 12 
 60 Wahlvorschläge angekreuzt sind. Gewählt sind die 12 Bewerber/Bewerberinnen, die die 
 61 meisten der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigen. Erreichen mehrerer 
 62 Bewerber/ Bewerberinnen um den 12. Platz die gleiche Stimmenzahl, so ist eine 
 63 Stichwahl durchzuführen.

 64 Wenn auf diese Weise die satzungsmäßig vorgeschriebene Mindestabsicherung von Frauen 
 65 und Männern nicht zustande kommt, so sind von dem überrepräsentierten Geschlecht nur 
 66 die Kandidatinnen oder Kandidaten bis zur Höchstzahl von 60 % der zu besetzenden 
 67 Funktionen gewählt.

 68 Von dem unterrepräsentierten Geschlecht sind die Kandidatinnen oder Kandidaten 
 69 gewählt, die mehr Stimmen auf sich vereinen, als der erste nicht gewählte Kandidat 
 70 oder die erste nicht gewählte Kandidatin des überrepräsentierten Geschlechts. Für die 
 71 dann noch nicht besetzten Funktionen sind in einem zweiten Wahlgang nur noch die im 
 72 ersten Wahlgang nicht gewählten Kandidatinnen oder Kandidaten des 
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 73 unterrepräsentierten Geschlechts wählbar.

 74

 75 Scheiden Beisitzer / Beisitzerinnen im Laufe der Wahlzeit aus, so rückt der Bewerber 
 76 / die Bewerberin mit der nächsthöheren Stimmenzahl unter Beachtung der 
 77 Mindestabsicherung nach.

 78

 79 In § 13 wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

 80

 81

 82

 83

4. Im Bezirksvorstand sollen alle acht Unterbezirke vertreten sein. Kann dies
nicht durch die Bezirksvorstandswahlen nachvollzogen werden, ist mindestens ein
vom Unterbezirk benannte/r Kandidat/in vom neuen Bezirksvorstand beratend zu
kooptieren.

 84

 85 Änderung des § 13 Bezirksvorstand

 86 In § 13 wird folgender neuer Absatz 5 eingefügt:

 87 5. An den Sitzungen des Bezirksvorstandes nehmen mit beratender Stimme teil:

 88

 89

 90

 91

 92

 93

 94

 95

 96

die nordhessischen Mitglieder des Parteivorstands,

die nordhessischen Mitglieder des Landesvorstands,

die nordhessischen Bezirksvorsitzenden der Arbeitsgemeinschaften in Person,

der/die Vorsitzende der Nordhessenrunde der MdB und MdL in Person,

der/die Landesvorsitzende/r des Landesverbandes, der/die Generalsekretär/in des
Landesverbandes, der/die Fraktionsvorsitzende der

das nordhessische Mitglied des Europaparlaments,

ein Mitglied des Gewerkschaftsrates des SPD-Bezirks Hessen-Nord,

die/der DGB-Geschäftsführerin in Nordhessen, sofern SPD Mitglied.

 97 Landtagsfraktion, der/die parlamentarische Geschäftsführer/in der Landtagsfraktion –
 98 soweit diese aus Nordhessen sind,

 99

 100 Änderung des § 14 Absatz 3 Bezirksvorstand

 101 § 14 Absatz 3 wird wie folgt neugefasst:

 102

 103

 104

 105

3. Mit der Durchführung der Vorstandsbeschlüsse und zur politischen und
organisatorischen Geschäftsführung ist der geschäftsführende Bezirksvorstand
beauftragt, der sich aus den Vorstandsmitgliedern nach § 12 Abs 1. a) – e)
bildet.

 106

 107 Änderung des § 17 Bezirksausschuss

 108 § 17 wird wie folgt neugefasst:

 109

 110

 111

 112

1. Der Bezirksausschuss wird mindestens zweimal im Jahr vom Bezirksvorstand
unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Einladungen sollen den Mitgliedern
des Bezirksausschusses in der Regel spätestens fünf Tage vor Sitzung zugehen.

2. Eine Sitzung des Bezirksausschuss ist jährlich für eine Themenwerkstatt vom

Ord. Bezirksparteitag Hessen-Nord 2025 - Präsentations- und Versammlungssystem
Baunatal, 27.9.2025

90 / 154



 113 Bezirksvorstand einzuberufen. Hierzu sind alle Mitglieder einzuladen.

 114

 115 Änderung des § 24 Änderungen und Inkrafttreten

 116 § 24 wird wie folgt neugefasst:

 117

 118

 119

Diese Satzung kann nur von einem Bezirksparteitag mit Zweidrittelmehrheit der
anwesenden Delegierten, die mindestens der Mehrheit der Delegierten nach § 5
Abs. 1 der Satzung entsprechen, geändert werden.
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Antrag SGR01: Eine nordhessische Antwort auf Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik im 21. Jahrhundert – Für Respekt, Sicherheit 
und soziale Gerechtigkeit
Laufende Nummer: 46

Antragsteller*in: AfA-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Einleitung

 2 Die Arbeitswelt und unsere sozialen Sicherungssysteme stehen vor tiefgreifenden
 3 Herausforderungen. Digitalisierung, Globalisierung, demografischer Wandel, Klimakrise
 4 und geopolitische Unsicherheiten verändern nicht nur Wirtschaft und Politik, sondern
 5 auch das alltägliche Leben der Menschen – insbesondere der arbeitenden Bevölkerung.
 6 Viele erleben steigende Belastungen, sinkende Reallöhne, unzureichende soziale
 7 Absicherung, teure Mieten, ungleiche Gesundheitschancen und ein Rentensystem, das
 8 nicht mehr hält, was es verspricht. Das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit und
 9 Gerechtigkeit des Sozialstaates schwindet. Genau hier setzt dieser Leitantrag an: Die
 10 AG 60plus im SPD-Bezirk Hessen-Nord formuliert konkrete sozialdemokratische Antworten
 11 auf die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts – getragen von Solidarität,
 12 Gerechtigkeit und Respekt vor Arbeit und Lebensleistung.

 13

 14 Eine solidarische Rentenversicherung für alle

 15 Die gesetzliche Rentenversicherung muss wieder die tragende Säule der Alterssicherung
 16 werden. Jahrzehntelange Erwerbsarbeit muss vor Altersarmut schützen. Das
 17 österreichische Rentenmodell zeigt, dass höhere Renten bei breiterer Finanzierung
 18 möglich sind. Dort zahlen auch Beamte, Selbstständige und Freiberufler*innen in die
 19 Rentenversicherung ein. Das Ergebnis: deutlich höhere Rentenleistungen bei
 20 vergleichbarer Beitragslast. In Deutschland hingegen wurden Teile der Altersvorsorge
 21 privatisiert – mit der Folge teurer, unsicherer und oft renditeschwacher
 22 Zusatzsysteme. Wir fordern daher den Umbau der Rentenversicherung zu einer
 23 solidarischen Erwerbstätigenversicherung, in die alle einzahlen. Rentenbeiträge
 24 dürfen nicht in Aktienfonds gelenkt werden. Überschüsse sollen vielmehr gezielt in
 25 sozialen Wohnungsbau fließen, der Wohnsicherheit schafft und gleichzeitig die
 26 Rentenkasse stabilisiert.

 27

 28 Betriebsrenten gerecht behandeln

 29 Die doppelte Beitragslast für Betriebsrentner*innen ist ungerecht. Wer zusätzlich
 30 vorsorgt, wird finanziell bestraft – das ist nicht hinnehmbar. Wir fordern die
 31 vollständige Wiederherstellung der paritätischen Finanzierung bei Kranken- und
 32 Pflegeversicherungsbeiträgen für Betriebsrenten. Die gesetzliche Rente muss wieder
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 33 stark genug sein, um allein eine würdige Altersabsicherung zu garantieren –
 34 zusätzliche Vorsorge darf keine Belastung darstellen.

 35

 36 Eine echte Bürgerversicherung im Gesundheitswesen

 37 Das duale Gesundheitssystem zementiert Ungleichheit. Privatversicherte erhalten
 38 schnellere Termine und bessere Leistungen, während gesetzlich Versicherte häufig
 39 benachteiligt sind. Die Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung ist zudem
 40 durch die Beitragsbemessungsgrenze ungerecht. Wir fordern die Einführung einer
 41 Bürgerversicherung, in die alle – auch Beamte, Selbstständige und Privatversicherte –
 42 einzahlen. Die Beitragsbemessungsgrenze muss abgeschafft werden. Gleichzeitig ist die
 43 solidarische Familienmitversicherung zu erhalten. Wir setzen uns für eine gerechtere
 44 Finanzierung, die Abschaffung von Zuzahlungen bei Zahnersatz und Medikamenten sowie
 45 für wohnortnahe ärztliche Versorgung – auch im ländlichen Raum – ein. Gesundheit ist
 46 kein Markt – sondern ein Menschenrecht.

 47

 48 Arbeitszeit, Schutz und Mitbestimmung

 49 Der Acht-Stunden-Tag ist kein Relikt, sondern ein Schutzrecht. Wir lehnen jede
 50 Aufweichung des Arbeitszeitgesetzes ab. Experimentierräume, Wochenkonten oder
 51 Vertrauensarbeitszeit dürfen nicht zur Entgrenzung der Arbeit führen. Flexibilität
 52 darf kein Vorwand für Selbstausbeutung sein. Arbeitszeit muss planbar und mit dem
 53 Leben vereinbar bleiben. Digitalisierung, Homeoffice und Schichtarbeit erfordern mehr
 54 Schutz – nicht weniger. Wir fordern erweiterte Mitbestimmungsrechte bei mobiler
 55 Arbeit und einen verbindlichen Rechtsrahmen für digitale Arbeitsformen.

 56

 57 Tarifbindung stärken, Mitbestimmung sichern

 58 Tarifverträge sind das Rückgrat guter Arbeit. Dennoch nimmt die Tarifbindung stetig
 59 ab. Wir fordern daher: Öffentliche Aufträge nur noch an tarifgebundene Unternehmen.
 60 Betriebsratsgründungen müssen erleichtert, ihre Mitglieder stärker geschützt werden.
 61 Demokratische Teilhabe im Betrieb muss gestärkt werden – auch in digitalen
 62 Arbeitsumgebungen, in internationalen Konzernen oder bei Start-ups. Betriebsräte
 63 brauchen Zeit, Ressourcen und Rechtssicherheit, um ihre Aufgaben wirksam wahrnehmen
 64 zu können.

 65

 66 Bürokratieabbau darf nicht auf dem Rücken der Beschäftigten stattfinden

 67 Bürokratieabbau ist notwendig – aber nicht um den Preis des Arbeitsschutzes. Dort, wo
 68 Verwaltung unnötig belastet, Verfahren verlangsamt oder Innovation hemmt, muss
 69 entschlackt werden. Aber wo Regeln Arbeitnehmer*innen schützen, Transparenz schaffen
 70 oder Mitbestimmung sichern, sind sie essenziell. Wir lehnen jeglichen Bürokratieabbau
 71 ab, der Arbeitsschutz, Tarifbindung, Arbeitszeiterfassung oder Mitbestimmung
 72 schwächt. Effizienz und Schutz müssen Hand in Hand gehen. Ein moderner Staat muss
 73 digital, bürgernah und fair sein – auch und gerade für Beschäftigte.

 74

 75 Prekäre Beschäftigung und Erwerbsarmut bekämpfen
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 76 Immer mehr Menschen arbeiten in unsicheren Jobs – oft trotz Vollzeit unterhalb der
 77 Armutsgrenze. Wir fordern die Abschaffung der sachgrundlosen Befristung, die
 78 Eindämmung von Leiharbeit, die Umwandlung von Minijobs in reguläre Beschäftigung und
 79 ein starkes Gesetz gegen Plattform-Ausbeutung. Darüber hinaus brauchen wir
 80 branchenspezifische Mindestlöhne in Bereichen ohne Tarifbindung sowie stärkere
 81 Kontrollen zur Einhaltung des Mindestlohns. Arbeit muss wieder Sicherheit und
 82 Perspektive geben.

 83

 84 Perspektiven für junge Menschen – Ausbildung sichern, Zukunft garantieren

 85 Soziale Gerechtigkeit beginnt früh. Junge Menschen brauchen kostenlose Bildung,
 86 sichere Ausbildungsplätze, ein existenzsicherndes Ausbildungs-BAföG sowie tariflich
 87 geregelte Übernahmeansprüche. Wer eine Berufsausbildung erfolgreich abschließt, muss
 88 eine Perspektive auf dauerhafte Beschäftigung haben – nicht auf Kettenverträge oder
 89 prekäre Übergänge. Wir fordern zudem bezahlbaren Wohnraum für Auszubildende und
 90 Studierende, den Ausbau von Jugendwohnheimen und eine stärkere soziale Absicherung in
 91 Ausbildung und Studium.

 92

 93 Strukturwandel sozial absichern

 94 Klimaschutz, Digitalisierung und Industrieumbau verändern den Arbeitsmarkt
 95 grundlegend. Damit dieser Wandel nicht Verlierer produziert, fordern wir einen
 96 staatlich getragenen Transformationsfonds. Dieser soll gezielte Qualifizierung,
 97 sozial abgesicherte Übergänge und eine tariflich begleitete Umgestaltung von Branchen
 98 ermöglichen. Beschäftigte dürfen nicht ins Abseits geraten, wenn ihre Branche sich
 99 verändert. Strukturwandel braucht soziale Leitplanken und politische Gestaltung –
 100 keine Marktgläubigkeit.

 101

 102 Pflege und Sorgearbeit aufwerten

 103 Pflegekräfte, Erzieher*innen, medizinisches Personal und Angehörige leisten
 104 unverzichtbare Arbeit – oft unter hohem Druck und bei schlechter Bezahlung. Wir
 105 fordern eine flächendeckende Tarifbindung in der Pflege, höhere Löhne, bessere
 106 Arbeitsbedingungen und mehr Personal. Auch pflegende Angehörige müssen besser
 107 abgesichert werden – etwa durch Rentenpunkte, Lohnersatzleistungen und eine
 108 verlässliche Entlastungsstruktur. Sorgearbeit ist kein Nebenschauplatz, sondern
 109 Grundlage unseres Gemeinwesens.

 110

 111 Kommunen als soziale Akteure stärken

 112 Soziale Gerechtigkeit beginnt vor Ort – in Kitas, Gesundheitszentren, Schulen,
 113 Sozialämtern, Jugendhilfeeinrichtungen und im Nahverkehr. Doch viele Kommunen sind
 114 chronisch unterfinanziert. Wir fordern daher einen kommunalen Sozialpakt, der gezielt
 115 Investitionen in soziale Infrastruktur fördert – insbesondere in strukturschwachen
 116 Regionen. Bund und Länder müssen die kommunale Handlungsfähigkeit sichern, statt sie
 117 mit immer neuen Aufgaben und zu wenig Mitteln zu überfordern.

 118
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 119 Steuergerechtigkeit durchsetzen – Steuerflucht und Schwarzarbeit bekämpfen

 120 Soziale Sicherheit braucht Finanzierung – und diese muss gerecht erfolgen. Wir
 121 fordern die Wiedereinführung der Vermögensteuer, eine gerechte Reform der
 122 Erbschaftsteuer, die höhere Besteuerung großer Kapitalerträge und die Schließung von
 123 Steuerschlupflöchern. Gleichzeitig muss der Staat konsequenter gegen Steuerbetrug und
 124 Schwarzarbeit vorgehen. Jedes Jahr gehen dem Gemeinwesen Milliarden verloren, weil
 125 sich Unternehmen und Vermögende ihrer Verantwortung entziehen. Wir fordern mehr
 126 Personal für Finanzämter, Zoll und Steuerfahndung, die Einführung eines bundesweiten
 127 Steuertransparenzregisters und schärfere Sanktionen bei organisierter Schwarzarbeit.
 128 Wer den Sozialstaat unterläuft, schadet der ganzen Gesellschaft – und gehört in die
 129 Verantwortung genommen.

 130

 131 Aufstieg ermöglichen – Qualifikation muss sich lohnen

 132 Ein zentrales sozialdemokratisches Versprechen war und ist der soziale Aufstieg durch
 133 Bildung, Qualifikation und Arbeit. Doch dieses Versprechen verliert für viele
 134 Menschen an Glaubwürdigkeit, wenn zusätzliche Anstrengung, Ausbildung oder
 135 Verantwortung nicht auch spürbar belohnt werden. Deshalb begrüßen wir ausdrücklich
 136 die jüngste Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns und setzen uns weiterhin für einen
 137 existenzsichernden Mindestlohn ein, der nicht nur Armut verhindert, sondern
 138 gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht. Gleichzeitig gilt: Wer eine abgeschlossene
 139 Berufsausbildung oder sogar eine Aufstiegsqualifikation absolviert hat, muss am Ende
 140 des Monats auch mehr in der Tasche haben als jemand, der ohne Abschluss arbeitet.
 141 Tarifverträge sind der richtige Hebel, um solche Differenzierungen sozial gerecht zu
 142 gestalten.

 143

 144 Der Sozialstaat als demokratisches Versprechen

 145 Ein starker Sozialstaat schützt nicht nur vor Armut – er schützt unsere Demokratie.
 146 Er schafft Vertrauen, Stabilität und Teilhabe. Wenn Menschen das Gefühl haben, dass
 147 sie nicht gesehen, gehört oder geschützt werden, wenden sie sich ab – von Politik,
 148 Gesellschaft und Gemeinwesen. Unsere Antwort ist ein handlungsfähiger Staat, der
 149 sozialen Ausgleich organisiert, gute Arbeit sichert und Zukunft ermöglicht. Dafür
 150 steht die SPD – und dafür stehen wir als AG 60plus Hessen-Nord.

 151

 152 Schlussbemerkung

 153 Dieser Leitantrag ist Ausdruck einer sozialdemokratischen Politik mit Haltung. Einer
 154 Politik, die sich an den Bedürfnissen der arbeitenden Menschen orientiert – nicht an
 155 kurzfristiger Machbarkeit oder marktkonformer Anpassung. Wir fordern die SPD auf
 156 allen politischen Ebenen auf, die in diesem Antrag benannten Punkte zu Leitlinien
 157 ihres politischen Handelns zu machen. Für soziale Sicherheit, für Respekt vor
 158 Lebensleistung, für eine gerechte Gesellschaft – in Nordhessen und bundesweit.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag SGR02: Qualität in Sozialer Arbeit erhalten
Laufende Nummer: 47

Antragsteller*in: AfA-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Laut Presse vom 23. August 2025 gibt es Überlegungen in Wiesbaden, soziale Berufe für
 2 Menschen mit fachfremden Abschlüssen zu öffnen, sowie das Anerkennungspraktikum stark
 3 zu verkürzen. Dies wird zu einer geringeren Qualität in der Arbeit mit Kindern und
 4 Jugendlichen, mit Senioren, mit Menschen mit Behinderungen oder anderen
 5 Einschränkungen sowie weiteren Feldern der sozialen Arbeit führen.

 6 Nordhessische Sozialpädagogen mit langjähriger Berufserfahrung und
 7 Führungsverantwortung haben bereits einen Brandbrief an die Landesregierung
 8 geschrieben.

 9

 10 Die politische Forderung der nordhessischen SPD ist daher klar:

 11

 12 Die im hessischen Sozialberufeanerkennungsgesetz festgelegten Qualitätskriterien für 
 13 staatlich anerkannte Sozialpädagogen und Sozialarbeiter müssen beibehalten werden

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion, SPD-Mitglieder der hessischen Landesregierung
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Antrag SGR03: Comeback der Werkswohnungen – Schaffung von 
Anreizen für den Bau von Wohnungen für Mitarbeitende durch 
Firmen
Laufende Nummer: 48

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Fulda
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Früher war es normal, dass Arbeitgeber den Mitarbeitenden Werkswohnungen zu
 2 vergünstigten Mieten zur Verfügung stellten. Um den Wohnungsbau zu beschleunigen,
 3 fordern wir Steuervergünstigungen sowie Priorität bei der Grundstücksvergabe für den
 4 Bau für Werkswohnungen, sowohl auf Landes- als auch auf Bundesebene.

Begründung

Die Jusos fordern eine umfassende Initiative zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum für Fachkräfte. In 
den 1970er Jahren gab es in der Bundesrepublik Deutschland noch 450.000 Werkswohnungen. Durch die 
Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit und die Privatisierung ehemals öffentlicher Unternehmen 
wurde ein Großteil dieser Wohnungen verkauft oder privatisiert. Heute gibt es nur noch rund 100.000 
Werkswohnungen. Angesichts steigender Mieten und der Verknappung bezahlbaren Wohnraums wird es 
für Beschäftigte immer schwieriger, in der Nähe ihres Arbeitsplatzes geeigneten Wohnraum zu finden. 
Besonders in Ballungsräumen müssen Arbeitnehmer*innen lange Pendeldistanzen auf sich nehmen, um 
zu ihrer Arbeitsstätte zu gelangen.

Jeder dritte Haushalt muss mittlerweile mehr als 30 Prozent seines Einkommens für die Miete ausgeben, 
und 15 Prozent aller Mieterhaushalte sind durch Wohnkosten stark überlastet, da sie mehr als 40 Prozent 
ihres Einkommens dafür aufwenden müssen. Arbeitgeberinnen beklagen zunehmend, dass Stellen und 
Ausbildungsplätze unbesetzt bleiben, weil das Angebot an bezahlbarem Wohnraum unzureichend ist. Laut 
einer Studie von PwC gaben 80 Prozent der Befragten an, dass es durch die angespannte Lage auf dem 
Wohnungsmarkt für Unternehmen schwierig sei, Fachkräfte zu gewinnen und zu halten. Jeder dritte 
Beschäftigte hat bereits über einen Jobwechsel aufgrund der hohen Mieten nachgedacht.

Vor diesem Hintergrund setzen sich die Jusos für eine Stärkung des Mitarbeitendenwohnens ein. Das 
Mitarbeitendenwohnen hat das Potenzial, das Angebot an bezahlbarem Wohnraum für Beschäftigte zu 
erhöhen und kann durch die Mitbestimmungsmöglichkeiten der Betriebsräte maßgeblich mitgestaltet 
werden. Unternehmen können durch das Angebot von Mitarbeitenden-wohnungen ihre Attraktivität als 
Arbeitgeber*innen für Fachkräfte langfristig steigern.

Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Krise im Wohnungsbau, die insbesondere den geförderten und 
preisgünstigen Mietwohnungsbau betrifft, stellt das Mitarbeitendenwohnen eine Möglichkeit dar, 
langfristig bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Unternehmen verfügen über Kapital und Grundstücke, die 
für den Bau von Mitarbeitendenwohnungen genutzt werden können. Auf diese Weise kann Wohnraum in 
unmittelbarer Nähe zum Arbeitsplatz geschaffen und die Baukosten gesenkt werden. Unternehmen stehen 
jedoch vor der Herausforderung, dass zunächst Baurecht auf den Flächen geschaffen und 
planungsrechtliche Hürden genommen werden müssen. Dabei muss sichergestellt werden, dass die 
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Standards guten Wohnens durch die unmittelbare Betriebsnähe nicht aufgeweicht werden. Ein weiterer 
positiver Aspekt bei der Bereitstellung von Wohnraum in der Nähe des Arbeitsumfelds sind kürzere 
Arbeitswege und Pendeldistanzen, die nachhaltigere Mobilitätsformen ermöglichen.

Die Jusos fordern, dass Unternehmen in den Bau von Mitarbeitendenwohnungen investieren und 
zusätzlichen bezahlbaren Wohnraum schaffen. Der Erwerb von Belegungsrechten oder die Anmietung von 
Wohnungen darf nicht zu einer weiteren Verknappung von Wohnraum in Gebieten mit an-gespanntem 
Wohnungsmarkt führen. Eine neue Wohnungsgemeinnützigkeit bietet einen geeigneten rechtlichen 
Rahmen für neue Mitarbeitendenwohnungen. Unternehmen, die ohne Renditeinteresse Wohnraum für 
ihre Mitarbeitenden betreiben, sollen durch Steuererleichterungen und weitere Maß-nahmen gefördert 
werden.

Um das Mitarbeitendenwohnen langfristig sozial gerecht zu gestalten, fordern die Jusos eine Ausweitung 
der Mitbestimmungsmöglichkeiten der Betriebsräte bei der Miethöhe, der Belegung von Wohnraum und 
dem drohenden Verkauf von Wohnungsbeständen. Wohnraum für Beschäftigte mit geringen und mittleren 
Einkommen soll geschaffen werden, da diese es auf dem aktuell angespannten Wohnungsmarkt 
besonders schwer haben, sich mit gutem und bezahlbarem Wohnraum zu versorgen. Ergänzend kann im 
Rahmen einer neuen Wohngemeinnützigkeit eine Sonderregelung zum Mitarbeitendenwohnen geschaffen 
werden, die diese Zweckbestimmung festschreibt.

Wohnen ist mehr als ein Dach über dem Kopf. Veränderte Lebens- und Arbeitssituationen dürfen nicht 
dazu führen, dass Beschäftigte bei Renteneintritt, Erwerbsminderung oder Arbeitslosigkeit auch ihre 
Wohnung verlieren. Hier braucht es klare Regelungen und Übergangsmöglichkeiten zum Schutz der 
Beschäftigten und der Mieter*innen. Großunternehmen sollen bei der Errichtung von Wohnraum für ihre 
Mitarbeitenden in die Pflicht genommen werden. Kommunen sollten die ihnen zur Verfügung stehenden 
Instrumente vollumfänglich ausschöpfen, um die Unternehmen zum Bau von Mitarbeitendenwohnungen 
zu verpflichten.
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Antrag SGR04: Bezahlbaren Wohnraum für Azubis in Kassel 
schaffen – Fachkräfte von morgen entlasten
Laufende Nummer: 49

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Überweisung an Antragssteller zur Überarbeitung

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Es soll ein kommunales Wohnprojekt für Auszubildende eingerichtet werden, um in
 2 unserer Stadt mehr bezahlbaren Wohnraum für Auszubildende zu schaffen. Hierfür sollen
 3 Mittel des Bund-Länder-Programms „Junges Wohnen“ abgerufen werden.

 4

 5 Wir wollen greifbare und praktische soziale Politik für die arbeitenden Menschen in
 6 unserer Stadt machen. Deshalb werden wir uns mit Nachdruck dafür einsetzen, dass ein
 7 Auszubildenden-Wohnheim in Kassel gebaut wird. Die Auszubildenden sollen im
 8 Schulterschluss mit den Gewerkschaften über ihre Interessenvertretungen frühzeitig in
 9 die Planung des Azubi-Wohnheims einbezogen werden.

 10

 11 Es soll sich dafür eingesetzt werden, dass

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

die Miethöhe 25 bis 30 Prozent der durchschnittlichen tariflichen
Ausbildungsvergütung nicht übersteigt.

das Wohnprojekt moderne Einzelzimmer grundlegend möblierte sind, um allen
Auszubildenden unabhängig ihrer sozialen Herkunft gleiche Startbedingungen zu
ermöglichen. Ergänzend dazu sind großzügige Gemeinschaftsflächen sowie eine
angemessene sozialpädagogische Betreuung – besonders für minderjährige
Bewohner*innen – vorzusehen.

sichere Mietverhältnisse bestehen, die bei Wechsel des Ausbildungsbetriebs nicht
gekündigt werden dürfen und mehrmonatige Auszugsfristen nach
Ausbildungsabschluss garantieren.

die Träger des Wohnprojekts die Bewohner*innen durch Mitbestimmungsstrukturen
wie Wohnheimräte in die demokratische Gestaltung ihres Lebensumfelds
einbeziehen.

die Vergabe von Wohnheimplätzen nach sozialen Kriterien (Höhe der
Ausbildungsvergütung, Alter, aktuelle Wohnsituation) erfolgt.

gemeinnützige, kommunale und genossenschaftliche Träger bei der Vergabe von
Fördermitteln bevorzugt werden.

das Wohnprojekt dauerhaft für Auszubildende zur Verfügung steht und eine
mindestens 30-jährige Preis- und Belegungsbindung vorgesehen ist.

 31 Landesweites Azubi-Werk

 32 Ein landesweites Azubi-Werk soll initiiert werden, um die Beteiligung der
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 33 Auszubildenden-Vertretungen institutionell zu verankern.

Begründung

Mit dem Förderprogramm "Junges Wohnen" stellt der Bund den Ländern seit 2023 im Rahmen der sozialen 
Wohnraumförderung Mittel exklusiv für den Neu-, Aus- und Umbau sowie die Sanierung von 
Auszubildenden- und Studierendenwohnheimen zur Verfügung. Eine Fortführung für die Jahre 2024 und 
2025 mit jeweils 500 Millionen Euro ist durch das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen (BMWSB) geplant.

Das Bundesland Hessen erhält vom Bund Fördermittel in Höhe von 37,1 Millionen Euro. Die Länder müssen 
die Fördermittel des Bundes mit mindestens 30 Prozent bezuschussen. Somit ergeben sich für Hessen ca. 
48 Millionen Euro an sozialer Wohnraumförderung exklusiv für junge Menschen.

Auch in Kassel stehen Auszubildende bei der Wohnungssuche vor immer größeren Herausforderungen. Die 
hohen Mieten können zu einer Reduzierung der Ausbildungsmobilität junger Menschen führen und damit 
die Besetzungsprobleme bei Ausbildungsplätzen verschärfen. Dies trägt zum Fachkräftemangel bei, unter 
dem auch Kasseler Unternehmen leiden.

Während Studierende mit dem Studierendenwerk bereits über etablierte Trägerstrukturen verfügen, 
fehlen entsprechende Strukturen für Auszubildende. Die Stadt Kassel sollte daher jetzt handeln und mit 
der GWG ein bezahlbares, langfristig gesichertes und mitbestimmtes Wohnprojekt für Auszubildende 
realisieren.

Ein Vorbild könnte das AzubiWerk München e.V. sein, mit dem die Landeshauptstadt München in 
Zusammenarbeit mit dem Kreisjugendring und der DGB-Jugend bis 2026 insgesamt 1.000 bezahlbare 
Wohnungen realisiert. Die dort geschaffenen Azubi-Apartments kosten mit ca. 300 Euro/Monat nur etwa 
die Hälfte der marktüblichen Mieten für WG-Zimmer.

Ein kommunales Wohnprojekt für Auszubildende in Kassel würde nicht nur die Lebensumstände junger 
Menschen verbessern, sondern auch einen wichtigen Beitrag zur Wirtschaftsförderung und gegen den 
Fachkräftemangel leisten. Zudem könnte es durch demokratische Mitbestimmungsstrukturen als 
Begegnungsort und Demokratiewerkstatt fungieren.

Die SPD Hessen-Nord sollte sich dafür einsetzen, dass die Stadt diese Chance nutzt und mit Hilfe der 
Bundesmittel ein zukunftsweisendes Projekt für junge Menschen in der Ausbildung schafft.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR05: Direkte Investitionen in den sozialen Wohnungsbau
Laufende Nummer: 50

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Überweisung an Antragssteller zur Überarbeitung

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Statt der Subvention von Sozialwohnungen mit nur 20-jähriger Sozialbindung, sollen
 2 die vorgesehenen Gelder für diesen Bereich direkt von der Öffentlichen Hand in den
 3 Bau von Wohnungen mit dauerhafter Sozialbindung investiert werden und die erzielten
 4 Mieteinnahmen zweckgebunden in deren Erhalt und den Bau weiterer Wohnungen fließen.

 5

Begründung

Mit der bisherigen Förderung werden hauptsächlich die Gewinne von Investoren gesichert, der Effekt auf 
den Wohnungsmarkt ist gering und nicht nachhaltig.

Wie man am Beispiel Wiens sehen kann, geht das deutlich besser – in der Metropole sind die Mieten 
größtenteils immer noch erschwinglich, weil ein großer Teil der Wohnungen der öffentlichen Hand 
gehören.

Dank relativ geringer Finanzierungskosten der öffentlichen Hand sind gezielte staatliche Investitionen viel 
effizienter, auch weil kein Gewinn erzielt werden muss.

Die entstehenden Mieteinnahmen können für weitere Investitionen genutzt werden, was für einen 
nachhaltigen Hebeleffekt sorgt und langfristig eine kostenneutrale Fortsetzung des Programms 
ermöglicht.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Parteivorstand, SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Mitglieder des Bundeskabinetts
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Antrag SGR06: Erleichterung der Anerkennung von 
Psycholog:innen mit Fremdsprachenkompetenzen – Für eine 
vielfältige und inklusive Gesundheitsversorgung
Laufende Nummer: 51

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch SGR07

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Wir fordern eine erleichterte Anerkennung von Psycholog:innen mit 
 2 Fremdsprachenkompetenzen, um den Zugang zu psychologischer Betreuung für Menschen mit 
 3 Migrationshintergrund und nicht-deutscher Muttersprache zu verbessern.

 4

 5

 6

 7

 8
 9

 10

 11

Erleichterung des Anerkennungsverfahrens für fremdsprachige Psycholog:innen1. 

Flexibilisierung der Sprachanforderungen2. 

Schaffung von Übergangsregelungen3. 

Förderung von nicht-deutschsprachigen Angeboten in der psychologischen 4. 
Versorgung

Integration in bestehende Strukturen5. 

Schaffung eines Netzwerks für fremdsprachige Psycholog:innen6. 

 12

 13 Psycholog:innen, die ihre Ausbildung im Ausland absolviert haben und keine oder nur 
 14 geringe Deutschkenntnisse besitzen, sollen in Deutschland einfacher anerkannt werden 
 15 können, wenn sie nachweisen, dass sie eine andere Sprache auf hohem Niveau 
 16 beherrschen, die für eine relevante Zielgruppe in Deutschland von Bedeutung ist (z. 
 17 B. Türkisch, Arabisch, Russisch, Polnisch).

 18

 19

 20 Während Deutschkenntnisse für viele psychologische Tätigkeiten wichtig sind, soll es 
 21 Ausnahmen für Psycholog:innen geben, die in einer anderen Sprache tätig sein können. 
 22 Dies betrifft insbesondere Praxen und Einrichtungen, die auf fremdsprachige 
 23 Patient:innen spezialisiert sind.

 24

 25

 26 Psycholog:innen, die keine ausreichenden Deutschkenntnisse haben, sollen die 
 27 Möglichkeit erhalten, während ihrer Tätigkeit in Deutschland an Deutschkursen 
 28 teilzunehmen, ohne dass dies die Anerkennung ihrer Qualifikation verzögert.

 29
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 30

 31 Psychologische Praxen, die Beratungen und Therapien in anderen Sprachen anbieten, 
 32 sollen durch finanzielle Anreize und Förderprogramme unterstützt werden. Dies kann 
 33 durch Zuschüsse, steuerliche Erleichterungen oder spezielle Fördermittel für die 
 34 Einrichtung fremdsprachiger Angebote geschehen.

 35 Psycholog:innen mit Fremdsprachenkompetenzen sollen aktiv in das deutsche 
 36 Gesundheitssystem integriert werden, indem sie in Kliniken, Beratungsstellen und 
 37 anderen relevanten Einrichtungen eingesetzt werden, die auf Zielgruppen mit 
 38 spezifischen Sprachbedarfen ausgerichtet sind.

 39 Es soll ein nationales Netzwerk geschaffen werden, das fremdsprachige Psycholog:innen 
 40 miteinander verbindet, Weiterbildungen anbietet und den Austausch mit deutschen 
 41 Kolleg:innen fördert.

 42

Begründung

Deutschland ist eine vielfältige Gesellschaft, in der viele Menschen mit Migrationshintergrund oder nicht-
deutscher Muttersprache leben. Für diese Menschen ist der Zugang zu psychologischer Betreuung oft 
durch Sprachbarrieren erschwert. Zwar ist es in Deutschland nicht grundsätzlich verboten, als 
Psycholog:in ohne Deutschkenntnisse zu arbeiten, doch stellen die Anforderungen an die 
Berufsanerkennung und die Approbation, die häufig Deutschkenntnisse voraussetzen, eine erhebliche 
Hürde dar.

Gleichzeitig gibt es viele qualifizierte Psycholog:innen aus dem Ausland, die andere Sprachen auf hohem 
Niveau beherrschen, aber aufgrund fehlender Deutschkenntnisse in Deutschland nicht arbeiten dürfen. 
Die Anerkennung von fremdsprachigen Psycholog:innen, unabhängig von ihren Deutschkenntnissen, ist 
ein wichtiger Schritt, um die psychologische Versorgung in Deutschland inklusiver und diverser zu 
gestalten.

Mit diesem Antrag setzen wir uns für eine moderne, offene und gerechte Gesundheitsversorgung ein, die 
den Bedürfnissen einer vielfältigen Gesellschaft gerecht wird.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag SGR07:     Erleichterung der Anerkennung von 
Psycholog:innen mit Fremdsprachenkompetenzen – Für eine 
vielfältige und inklusive Gesundheitsversorgung! 
Laufende Nummer: 52

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Das Anerkennungsverfahren von Psycholog:innen mit Fremdsprachenkompetenzen soll
 2 erleichtert werden, um den Zugang zu psychologischer Betreuung für Menschen mit
 3 Migrationshintergrund und nicht deutscher Muttersprache zu verbessern.

 4 1. Erleichterung des Anerkennungsverfahrens für fremdsprachige Psycholog:innen

 5 Psycholog:innen, die ihre Ausbildung im Ausland absolviert haben und keine oder nur
 6 geringe Deutschkenntnisse besitzen, sollen in Deutschland einfacher anerkannt werden
 7 können, wenn sie nachweisen, dass sie eine andere Sprache auf hohem Niveau
 8 beherrschen, die für eine relevante Zielgruppe in Deutschland von Bedeutung ist (z.
 9 B. Türkisch, Arabisch, Russisch, Polnisch)

 10 2. Flexibilisierung der Sprachanforderungen

 11 Während Deutschkenntnisse für viele psychologische Tätigkeiten wichtig sind, soll es
 12 Ausnahmen für Psycholog:innen geben, die in einer anderen Sprache tätig sein können.
 13 Dies betrifft insbesondere Praxen und Einrichtungen, die auf fremdsprachige
 14 Patient:innen spezialisiert sind.

 15 3. Schaffung von Übergangsregelungen

 16 Psycholog:innen, die keine ausreichenden Deutschkenntnisse haben, sollen die
 17 Möglichkeit erhalten, während ihrer Tätigkeit in Deutschland an Deutschkursen
 18 teilzunehmen, ohne dass dies die Anerkennung ihrer Qualifikation verzögert.

 19 4. Förderung von nicht-deutschsprachigen Angeboten in der psychologischen Versorgung

 20 Psychologische Praxen, die Beratungen und Therapien in anderen Sprachen anbieten,
 21 sollen durch finanzielle Anreize und Förderprogramme unterstützt werden. Dies kann
 22 durch Zuschüsse, steuerliche Erleichterungen oder spezielle Fördermittel für die
 23 Einrichtung fremdsprachiger Angebote geschehen.

 24 5. Integration in bestehende Strukturen

 25 Psycholog:innen mit Fremdsprachenkompetenzen sollen aktiv in das deutsche
 26 Gesundheitssystem integriert werden, indem sie in Kliniken, Beratungsstellen und
 27 anderen relevanten Einrichtungen eingesetzt werden, die auf Zielgruppen mit
 28 spezifischen Sprachbedarfen ausgerichtet sind.

 29 6. Schaffung eines Netzwerks für fremdsprachige Psycholog:innen

 30 Es soll ein nationales Netzwerk geschaffen werden, das fremdsprachige Psycholog:innen
 31 miteinander verbindet, Weiterbildungen anbietet und den Austausch mit deutschen
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 32 Kolleg:innen fördert.

Begründung

Deutschland ist eine vielfältige Gesellschaft, in der viele Menschen mit Migrationshintergrund oder nicht-
deutscher Muttersprache leben. Für diese Menschen ist der Zugang zu psychologischer Betreuung oft 
durch Sprachbarrieren erschwert. Zwar ist es in Deutschland nicht grundsätzlich verboten, als 
Psycholog:in ohne Deutschkenntnisse zu arbeiten, doch stellen die Anforderungen an die 
Berufsanerkennung und die Approbation, die häufig Deutschkenntnisse voraussetzen, eine erhebliche 
Hürde dar.

Gleichzeitig gibt es viele qualifizierte Psycholog:innen aus dem Ausland, die andere Sprachen auf hohem 
Niveau beherrschen, aber aufgrund fehlender Deutschkenntnisse in Deutschland nicht arbeiten dürfen. 
Die Anerkennung von fremdsprachigen Psycholog:innen, unabhängig von ihren Deutschkenntnissen, ist 
ein wichtiger Schritt, um die psychologische Versorgung in Deutschland inklusiver und diverser zu 
gestalten.

Mit diesem Antrag setzen wir uns für eine moderne, offene und gerechte Gesundheitsversorgung ein, die 
den Bedürfnissen einer vielfältigen Gesellschaft gerecht wird.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag SGR08: Förderung der Versorgung und Weiterbildung von 
Psychotherapeut:innen
Laufende Nummer: 53

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch SGR09

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Bei der qualifizierten Förderung der Versorgung und Weiterbildung von
 2 Psychotherapeut:innen sollen folgende Aspekte umgesetzt werden:

 3
 4

 5
 6

 7
 8

 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

Bereitstellung staatlicher Fördermittel oder Stipendien für Personen in der
praktischen Ausbildung, damit Sie Ihren Unterhalt bestreiten können.

Einführung einer fairen und einheitlichen Vergütung für Psychotherapeuten in der
Ausbildung.

Ausbau der stationären und ambulanten Weiterbildungsplätze, damit ausreichend
ausgebildet werden kann.

Finanzielle Unterstützung für Kliniken und Praxen zu Sicherstellung der
praktischen Weiterbildung, damit gerechte Honorare gezahlt werden können.

Entwicklung praxisnaher Schulungskonzepte bzw. Weiterbildungskonzepte in
Kooperation mit Hochschulen und Weiterbildungsinstituten, damit die praktische
Ausbildung standardisiert wird und von hoher Qualität ist.

Schaffung von Beratungsstellen und Ansprechpersonen für Personen bzw.
Psychotherapeuten in der Weiterbildung.

Begründung

Ein funktionierendes Gesundheitssystem ist fundamental für unsere Gesellschaft. Der Ausbau und die 
Förderung der psychotherapeutischen Behandlung ist hierbei unerlässlich. Hintergrund der Forderungen 
ist die Neuordnung der psychotherapeutischen Ausbildung, die zu wesentlichen Veränderungen führte. 
Aktuell müssen Studierende ein fünfjähriges Direktstudium mit anschließender Approbation absolvieren. 
Zuvor gab es eine separate Ausbildung, welche in Hessen 10.000 Euro kostete. Nach der Approbation 
müssen Psychotherapeut:innen nun eine fünfjährige Weiterbildung in einem bestimmten Fachbereich zur 
Spezialisierung absolvieren (dies ist landesrechtlich geregelt). Diese Weiterbildung erfolgt in Kliniken, 
Praxen oder anderen Einrichtungen, bei denen die Finanzierung jedoch unklar ist. Therapeut:innen 
erhalten oft keine Vergütung, obwohl sie bereits therapeutisch tätig sind. Darüber hinaus stehen viel zu 
wenig praktische Weiterbildungssätze zur Verfügung. Die Qualität der praktischen Ausbildung hängt 
zudem stark vom jeweiligen Ausbildungsinstitut und den Supervisoren ab (die Supervisoren sind extra 
Sitzungen, geleitet durch eine externe Person, um den beruflichen Fortschritt zu reflektieren). Daher 
bedarf es grundlegenden Veränderungen im Bereich der therapeutischen Ausbildung.

Weiterleitungsempfehlung:
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SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag SGR09: Förderung der Versorgung und Weiterbildung von 
Psychotherapeut:innen
Laufende Nummer: 54

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1

 2 Die nordhessische SPD fordert, dass die SPD-Bundestagsfraktion sich für die Förderung
 3 der Versorgung und Weiterbildung von Psychotherapeut:innen einsetzt. Hierbei sollen
 4 folgende Aspekte umgesetzt werden:

 5 -           Bereitstellung staatlicher Fördermittel oder Stipendien für Personen in
 6 der praktischen Ausbildung, damit Sie Ihren Unterhalt bestreiten können.

 7 -           Einführung einer fairen und einheitlichen Vergütung für Psychotherapeuten
 8 in der Ausbildung.

 9 -           Ausbau der stationären und ambulanten Weiterbildungsplätze, damit
 10 ausreichend ausgebildet werden kann.

 11 -           Finanzielle Unterstützung für Kliniken und Praxen zu Sicherstellung der
 12 praktischen Weiterbildung, damit gerechte Honorare gezahlt werden können.

 13 -           Entwicklung praxisnaher Schulungskonzepte bzw. Weiterbildungskonzepte in
 14 Kooperation mit Hochschulen und Weiterbildungsinstituten, damit die praktische
 15 Ausbildung standardisiert wird und von hoher Qualität ist.

 16 -           Schaffung von Beratungsstellen und Ansprechpersonen für Personen bzw.
 17 Psychotherapeuten in der Weiterbildung

Begründung

Ein funktionierendes Gesundheitssystem ist fundamental für unsere Gesellschaft. Der Ausbau und die 
Förderung der psychotherapeutischen Behandlung ist hierbei unerlässlich. Hintergrund der Forderungen 
ist die Neuordnung der psychotherapeutischen Ausbildung, die zu wesentlichen Veränderungen führte. 
Aktuell müssen Studierende ein fünfjähriges Direktstudium mit anschließender Approbation absolvieren. 
Zuvor gab es eine separate Ausbildung, welche in Hessen 10.000 Euro kostete. Nach der Approbation 
müssen Psychotherapeut:innen nun eine fünfjährige Weiterbildung in einem bestimmten Fachbereich zur 
Spezialisierung absolvieren (dies ist landesrechtlich geregelt). Diese Weiterbildung erfolgt in Kliniken, 
Praxen oder anderen Einrichtungen, bei denen die Finanzierung jedoch unklar ist. Therapeut:innen 
erhalten oft keine Vergütung, obwohl sie bereits therapeutisch tätig sind. Darüber hinaus stehen viel zu 
wenig praktische Weiterbildungssätze zur Verfügung. Die Qualität der praktischen Ausbildung hängt 
zudem stark vom jeweiligen Ausbildungsinstitut und den Supervisoren ab (die Supervisoren sind extra 
Sitzungen, geleitet durch eine externe Person, um den beruflichen Fortschritt zu reflektieren). Daher 
bedarf es grundlegenden Veränderungen im Bereich der therapeutischen Ausbildung.
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Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag SGR10: Maßnahmen gegen die Überlastung von 
Psychiatrien und die Sicherstellung des Schutzes in 
Schutzhäusern
Laufende Nummer: 55

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Um die Überlastung von psychiatrischen Einrichtungen zu reduzieren und die Sicherheit
 2 sowie den Schutz in Schutzhäusern (z.B. Frauenhäuser, Jugendhilfeeinrichtungen) zu
 3 gewährleisten. Dazu sollen insbesondere folgende Punkte umgesetzt werden:

 4

 5 1. Kapazitätserweiterung in psychiatrischen Einrichtungen:

 6
 7

 8
 9
 10

Der Ausbau stationärer und ambulanter psychiatrischer Angebote, insbesondere in
der Akutversorgung, soll priorisiert werden.

Es sind zusätzliche finanzielle Mittel bereitzustellen, um mehr Fachpersonal
einzustellen und die Arbeitsbedingungen in psychiatrischen Einrichtungen zu
verbessern.

 11 2. Spezialisierte Unterstützung für Schutzhäuser:

 12

 13

 14

 15

 16

Es soll ein landesweites Konzept entwickelt werden, das die Zusammenarbeit
zwischen psychiatrischen Einrichtungen und Schutzhäusern stärkt, um psychisch
belastete Bewohner:innen besser zu versorgen.

Schutzhäuser sollen Zugang zu psychologischer und psychiatrischer
Notfallversorgung erhalten.

 17 3. Einrichtung von Kriseninterventionszentren:

 18

 19

 20

 21

Ergänzend zu bestehenden Einrichtungen sollen Kriseninterventionszentren
geschaffen werden, die als Entlastung für Psychiatrien dienen und gleichzeitig
Schutzbedürftigen (z. B. Bewohner:innen von Schutzhäusern) eine sichere
Anlaufstelle bieten.

 22 4. Prävention und Nachsorge:

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

Der Ausbau präventiver Maßnahmen zur psychischen Gesundheit (z. B.
niedrigschwellige Beratungsangebote, Aufklärungskampagnen) soll gefördert
werden, um die Belastung psychiatrischer Einrichtungen langfristig zu
reduzieren.

Nachsorgeprogramme für psychisch belastete Personen, die in Schutzhäusern
untergebracht sind, sollen eingerichtet werden, um Rückfälle und erneute Krisen
zu vermeiden.

 30 5. Erhebung und Monitoring:
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 31

 32

 33

Es soll eine umfassende Erhebung zur Auslastung psychiatrischer Einrichtungen
und Schutzhäuser durchgeführt werden, um bestehende Engpässe zu identifizieren
und gezielt zu beheben.

Begründung

Die Überlastung psychiatrischer Einrichtungen in Hessen stellt eine akute Gefahr dar, da sie nicht nur die 
Versorgung psychisch erkrankter Menschen beeinträchtigt, sondern auch Schutzhäuser in erheblichem 
Maße belastet. Bewohner:innen von Schutzhäusern, die häufig traumatisiert oder psychisch belastet sind, 
finden aufgrund der Engpässe in psychiatrischen Einrichtungen oft keine adäquate Hilfe. Dies führt zu 
einer erhöhten Gefährdung sowohl der Betroffenen selbst als auch der 47 Menschen in ihrem Umfeld.

Ein Ausbau der psychiatrischen Versorgung und eine engere Kooperation mit Schutzhäusern sind 
dringend notwendig, um die Sicherheit und den Schutz vulnerabler Gruppen zu gewährleisten.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR11: Maßnahmen gegen die Überlastung von 
Psychiatrien und die Sicherstellung des Schutzes in 
Schutzhäusern
Laufende Nummer: 56

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch SGR10

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD Hessen fordert die Landesregierung auf, Maßnahmen zu ergreifen, um die
 2 Überlastung von psychiatrischen Einrichtungen zu reduzieren und die Sicherheit sowie
 3 den Schutz in Schutzhäusern (z. B. Frauenhäuser, Jugendhilfeeinrichtungen) zu
 4 gewährleisten. Dazu sollen insbesondere folgende Punkte umgesetzt werden:

 5

 6 -           Kapazitätserweiterung in psychiatrischen Einrichtungen: Der Ausbau
 7 stationärer und ambulanter psychiatrischer Angebote, insbesondere in der
 8 Akutversorgung, soll priorisiert werden. Es sind zusätzliche finanzielle Mittel
 9 bereitzustellen, um mehr Fachpersonal einzustellen und die Arbeitsbedingungen in
 10 psychiatrischen Einrichtungen zu verbessern.

 11 -           Spezialisierte Unterstützung für Schutzhäuser: Es soll ein landesweites
 12 Konzept entwickelt werden, das die Zusammenarbeit zwischen psychiatrischen
 13 Einrichtungen und Schutzhäusern stärkt, um psychisch belastete Bewohner:innen besser
 14 zu versorgen. Schutzhäuser sollen Zugang zu psychologischer und psychiatrischer
 15 Notfallversorgung erhalten.

 16 -           Einrichtung von Kriseninterventionszentren: Ergänzend zu bestehenden
 17 Einrichtungen sollen Kriseninterventionszentren geschaffen werden, die als Entlastung
 18 für Psychiatrien dienen und gleichzeitig Schutzbedürftigen (z. B. Bewohner:innen von
 19 Schutzhäusern) eine sichere Anlaufstelle bieten.

 20 -           Prävention und Nachsorge: Der Ausbau präventiver Maßnahmen zur
 21 psychischen Gesundheit (z. B. niedrigschwellige Beratungsangebote,
 22 Aufklärungskampagnen) soll gefördert werden, um die Belastung psychiatrischer
 23 Einrichtungen langfristig zu reduzieren. Nachsorgeprogramme für psychisch belastete
 24 Personen, die in Schutzhäusern untergebracht sind, sollen eingerichtet werden, um
 25 Rückfälle und erneute Krisen zu vermeiden.

 26 -           Erhebung und Monitoring: Es soll eine umfassende Erhebung zur Auslastung
 27 psychiatrischer Einrichtungen und Schutzhäuser durchgeführt werden, um bestehende
 28 Engpässe zu identifizieren und gezielt zu beheben.

Begründung

Die Überlastung psychiatrischer Einrichtungen in Hessen stellt eine akute Gefahr dar, da sie nicht nur die 
Versorgung psychisch erkrankter Menschen beeinträchtigt, sondern auch Schutzhäuser in erheblichem 
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Maße belastet. Bewohner:innen von Schutzhäusern, die häufig traumatisiert oder psychisch belastet sind, 
finden aufgrund der Engpässe in psychiatrischen Einrichtungen oft keine adäquate Hilfe. Dies führt zu 
einer erhöhten Gefährdung sowohl der Betroffenen selbst als auch der Menschen in ihrem Umfeld.

Ein Ausbau der psychiatrischen Versorgung und eine engere Kooperation mit Schutzhäusern sind 
dringend notwendig, um die Sicherheit und den Schutz vulnerabler Gruppen zu gewährleisten.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag SGR12: Verbesserung der Situation in der Beihilfe
Laufende Nummer: 57

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Wir fordern schnelle und effiziente Maßnahmen, um die Bearbeitungsdauer der
 2 Beihilfeanträge in den hessischen Beihilfestellen signifikant zu reduzieren. Hierzu
 3 fordern wir folgende Maßnahmen:

 4

 5 -           eine Erhöhung der Personalressourcen,

 6 -           eine Optimierung der Bearbeitungsprozesse, z.B. durch weitgehend
 7 automatisierte Verfahren,

 8 -           eine verlässliche und bindende Transparenz hinsichtlich der
 9 Bearbeitungsdauer der Beihilfeanträge sowie

 10 -           die Einführung einer Genehmigungsfiktion für Beihilfeanträge.

Begründung

In den letzten Monaten haben zahlreiche Betroffene, darunter auch Mitglieder der GEW, wiederholt auf die 
extrem langen Bearbeitungszeiten der hessischen Beihilfestelle hingewiesen. Besonders in einer Zeit, in 
der viele Menschen auf eine schnelle Rückerstattung von Gesundheitsausgaben angewiesen sind, stellt 
diese Verzögerung einen erheblichen Nachteil dar.

Oft dauert die Bearbeitung mehrere Monate, was für die Beihilfeberechtigten zu erheblichen finanziellen 
Belastungen führt. Die verspätete Auszahlung beeinträchtigt ihre Lebensplanung und zwingt viele dazu, in 
finanzielle Vorleistung zu gehen.

Viele Beihilfeberechtigte haben oft unvermeidbare Gesundheitsausgaben, die sie schnell erstattet 
bekommen müssen, um ihre finanzielle Sicherheit zu gewährleisten. Zudem fehlt es für die 
Antragstellenden an einer klaren Information über die Reihenfolge der Bearbeitung von Anträgen, die oft 
als völlig willkürlich wahrgenommen wird, sowie einer verbindlichen Angabe über die zu erwartende 
Bearbeitungsdauer von Anträgen.

Hessische Beamtinnen und Beamte stehen im Berufsalltag vor vielen Herausforderungen. Umso wichtiger 
ist es, dass sie nicht zusätzlich durch lange Bearbeitungszeiten bei Beihilfe-anträgen finanziell belastet 
werden. Sie müssen sich auf ihre Arbeit konzentrieren können – ohne sich Sorgen um ausstehende 
Rückzahlungen machen zu müssen. Eine zügige Bearbeitung ist ebenfalls Ausdruck der Fürsorgepflicht des 
Dienstherrn gegenüber seinen Beschäftigten.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR13: Für geschlechtersensible Erste Hilfe und 
Reanimationsmaßnahmen
Laufende Nummer: 58

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Einführung geschlechtersensibler Erste-Hilfe-Ausbildung: Erste-Hilfe-Kurse sollen
 2 verpflichtend geschlechtersensible Inhalte integrieren. Dazu gehören Informationen
 3 über geschlechtsspezifische Symptome bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen und die
 4 Thematisierung von Hemmschwellen bei der Reanimation von Frauen.

 5

 6 Verwendung geschlechterspezifischer Reanimationspuppen: In Erste-Hilfe-Kursen sollen
 7 Dummies mit unterschiedlichen anatomischen Merkmalen eingesetzt werden, um
 8 Berührungsängste abzubauen und die Handlungssicherheit bei der Reanimation von Frauen
 9 zu erhöhen.

Begründung

Studien zeigen, dass Frauen bei einem Herzstillstand seltener wiederbelebt werden als Männer, was unter 
anderem auf Unsicherheiten und Berührungsängste bei Ersthelfer:innen zurückzuführen ist. Zudem 
werden Symptome bei Frauen oft später erkannt, da sie von den klassischen, männlich geprägten 
Symptombildern abweichen. Durch die oben genannten Maßnahmen können wir dazu beitragen, diese 
Ungleichheiten zu reduzieren und die Überlebenschancen von Frauen bei Herz-Kreislauf-Notfällen zu 
erhöhen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag SGR14: Pauschale Beihilfen für Beamt*innen in Hessen
Laufende Nummer: 59

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Das Land Hessen soll Beamt*innen die Möglichkeit geben, in der gesetzlichen Kranken-
 2 und Pflegeversicherung eine pauschale Beihilfe zu erhalten. Damit würde das Land –
 3 wie in anderen Bundesländern bereits geschehen – die Hälfte der Krankenkassenbeiträge
 4 übernehmen, ähnlich wie bei Angestellten.

Begründung

Viele Beamt*innen möchten sich gerne gesetzlich krankenversichern – zum Beispiel, weil sie 
Vorerkrankungen haben, in Teilzeit arbeiten oder ein geringes Einkommen beziehen. Oft ist die private 
Krankenversicherung für sie finanziell schwer tragbar. In anderen Bundesländern wie Berlin, Hamburg 
oder Niedersachsen gibt es deshalb die sogenannte pauschale Beihilfe: Wer sich gesetzlich versichert, 
bekommt vom Land einen Zuschuss zur Krankenversicherung, in Höhe der Hälfte der Beiträge.

Dieses Modell sorgt für mehr Fairness und nimmt Rücksicht auf unterschiedliche Lebenssituationen. 
Beamt*innen würden nicht länger benachteiligt, wenn sie sich bewusst für die gesetzliche 
Krankenversicherung entscheiden möchten. Die Einführung der pauschalen Beihilfe schafft echte 
Wahlfreiheit, fördert soziale Gerechtigkeit und trägt dazu bei, den öffentlichen Dienst in Hessen moderner 
und zukunftsfähiger aufzustellen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR15: Flächendeckender Ausbau von 
Gewaltschutzambulanzen
Laufende Nummer: 60

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Jede von Gewalt betroffene Person hat ein Recht auf kostenfreie, anonyme und
 2 wohnortnahe medizinische und rechtsmedizinische Versorgung. Dafür fordern wir den
 3 flächendeckenden Ausbau von Gewaltschutzambulanzen – insbesondere auch in ländlichen
 4 Regionen.

 5

 6 Bund und Länder müssen gemeinsam einen einheitlichen Standard für
 7 Gewaltschutzambulanzen schaffen. Dazu gehören: anonyme Spurensicherung, psychosoziale
 8 Erstversorgung und eine enge Zusammenarbeit mit Beratungsstellen, Frauenhäusern,
 9 Polizei und Justiz.

 10

 11 Der Zugang zu diesen Angeboten darf nicht an eine Anzeige bei der Polizei geknüpft
 12 sein. Betroffene entscheiden selbst, ob und wann sie diesen Schritt gehen – und
 13 bekommen trotzdem die Unterstützung, die sie brauchen.

 14

Begründung

Gewaltschutzambulanzen sind ein zentrales Element im Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt. Doch 
ihr Zugang ist aktuell stark vom Wohnort abhängig: In mehreren Bundesländern gibt es bislang keine oder 
kaum flächendeckende Strukturen. Gerade für Menschen in ländlichen Regionen oder mit erschwertem 
Zugang zum Gesundheitswesen stellt das ein gravierendes Problem dar.

Gewaltschutzambulanzen bieten Gewaltbetroffenen eine sichere Anlaufstelle – unabhängig davon, ob eine 
Anzeige erstattet wird. Durch die Möglichkeit der anonymen Spurensicherung wird Betroffenen Zeit 
verschafft, über weitere Schritte zu entscheiden, ohne dass Beweismittel verloren gehen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Bundesparteitag
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Antrag SGR16: Verhinderung teurer Drehtüreffekte bei der 
Refinanzierung von Pflegefachkräften
Laufende Nummer: 61

Antragsteller*in: ASG-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Adressaten werden aufgefordert Maßnahmen zu ergreifen, um zu verhindern, dass 
 2 Krankenhausträger., bisher an Servicemitarbeiter outgesourcte Tätigkeiten wie 
 3 Transportdienste, Essensbestellung, Reinigungstätigkeiten, Bettenaufbereitung, etc. 
 4 wieder in die Pflegeberufe einbinden. Diese Tätigkeiten wurden bisher von 
 5 Servicemitarbeitern erbracht. Die Krankenhausträger möchten mit der zusätzlichen 
 6 Refinanzierung nur ihren Profit erhöhen, ohne dass dadurch eine Verbesserung der 
 7 Versorgung der Patienten erfolgt.

Begründung

Im Rahmen des 2019/2020 durch Bundesgesundheitsminister Jens Spahn eingeführten Pflegebudgets 
wurden Fehlanreize geschaffen.

Nicht nur, dass die Krankenhausträger diesen Drehtüreffekt ausnutzen, um ihre Einnahmen zu verbessern, 
ohne dass die ,,zusätzlichen Pflegefachkräfte zu einer Verbesserung der prekären Pflegesituation führen, 
zusätzlich entsteht dem Gesundheitssystem ein wirtschaftlicher Schaden durch höhere Kosten durch den 
Einsatz, ohnehin knappen Fachpersonals, für die gleichen, zuvor outgesourcten, einfachen Tätigkeiten.

Dies verstärkt den Fachkräftemangel noch mehr und bringt die Gefahr mit sich, die bestehende 
Personaluntergrenzenverordnung auszuhöhlen.

Wir bitten, diesem Antrag stattzugeben, um die Versorgungssicherheit für die Patienten zu gewährleisten, 
wirtschaftlichen Schaden abzuwenden und bestehende Gefahren zu verhindern.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Parteivorstand, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag SGR17: Aufbau und Förderung von Kompetenzzentren für 
erwachsene ME/CFS-Betroffene auf Bezirks- und Landesebene
Laufende Nummer: 62

Antragsteller*in: ASG-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Adressaten werden aufgefordert, sich um die Einrichtung und die nachhaltige 
 2 Förderung von spezialisierten Kompetenzzentren für Erwachsene, die an Myalgischer 
 3 Enzephalomyelitis/Chronischem Fatigue-Syndrom (ME/CFS) leiden einzusetzen und dies zu 
 4 unterstützen.

 5 Diese Erkrankung ist eine komplexe, oft schwerwiegende chronische Erkrankung, die 
 6 eine interdisziplinäre, fachübergreifende Versorgung erfordert. Derzeit besteht in 
 7 Deutschland ein erheblicher Versorgungsbedarf, der durch den Aufbau entsprechender 
 8 Kompetenzzentren gedeckt werden kann.

 9 Daher fordern wir:

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

Einrichtung von einer flächendecken Anzahl von Kompetenzzentren für erwachsene 
ME/CFS-Betroffene.

Sicherstellung einer dauerhaften finanziellen Förderung durch Landes- und 
Bundesmittel.

Förderung der interdisziplinären Zusammenarbeit zwischen Fachärzten, 
Psychotherapeuten, Physiotherapeuten und Forschern.

Entwicklung von Leitlinien und Schulungsprogrammen für medizinisches 
Fachpersonal.

Begründung

1. Dringender Versorgungsbedarf für erwachsene ME/CFS-Betroffene

ME/CFS ist eine Erkrankung mit vielfältigen Symptomen, darunter anhaltende Erschöpfung, kognitive 
Beeinträchtigungen, Schmerzen und Schlafstörungen. Viele Betroffene erhalten keine adäquate Diagnose 
oder Behandlung, was zu erheblichen Einschränkungen im Alltag führt. Der Aufbau spezialisierter 
Kompetenzzentren ist notwendig, um eine fachlich fundierte Diagnostik, Behandlung und Betreuung 
sicherzustellen.

2. Wissenschaftliche und fachliche Stellungnahmen

Die Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin (DGIM) sowie die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie 
und Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) betonen die Notwendigkeit 
spezialisierter Versorgungseinrichtungen für ME/CFS.

Studien, z.B. im Journal of Clinical Medicine (2021), belegen die Wirksamkeit interdisziplinärer Ansätze 
bei der Behandlung von ME/CFS.
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Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hebt die Bedeutung einer 
fachübergreifenden Versorgung hervor, um die Lebensqualität der Betroffenen zu verbessern.

3. Vorteile des Aufbaus von Kompetenzzentren

Verbesserung der Diagnosestellung durch spezialisierte Fachkräfte

Entwicklung individueller Therapie- und Betreuungspläne

Förderung von Forschung und evidenzbasierter Behandlung

Entlastung der Hausärzte und Fachärzte durch zentrale Anlaufstellen

Erhöhung der Lebensqualität und Teilhabe der Betroffenen

4. Notwendigkeit der Förderung und nachhaltigen Finanzierung

Der Aufbau und Betrieb solcher Zentren erfordert eine langfristige finanzielle Unterstützung. Es ist 
essenziell, Fördermittel auf Landes- und Bundesebene bereitzustellen, um eine flächendeckende 
Versorgung zu gewährleisten und die Forschung in diesem Bereich voranzutreiben.

Wir bitten, diesem Antrag stattzugeben, um die Versorgungssicherheit für erwachsene ME/CFS-Betroffene 
zu verbessern, die Forschung zu fördern und die Lebensqualität der Betroffenen nachhaltig zu erhöhen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR18: Erhalt des ME/CFS-Kompetenzzentrums für Kinder 
und Jugendliche in Kassel und Verlängerung der Förderperiode
Laufende Nummer: 63

Antragsteller*in: ASG-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion und die SPD-Bundestagsfraktion werden aufgefordert, sich für 
 2 den nachhaltigen Erhalt des ME/CFS-Kompetenzzentrums für Kinder und Jugendliche in 
 3 Kassel sowie um eine Verlängerung der Fördermittel weit über die bisher geplanten 30 
 4 Monate hinaus einzusetzen.

Begründung

Das Kompetenzzentrum leistet einen unverzichtbaren Beitrag zur Diagnostik, Behandlung und Forschung 
der komplexen Erkrankung Myalgische Enzephalomyelitis/Chronisches Fatigue-Syndrom (ME/CFS) bei 
jungen Patientinnen und Patienten.

Es ist wichtig, das Kompetenzzentrum für ME/CFS erkrankter Kinder und Jugendlicher weiter zu fördern, 
weil diese Erkrankung eine erhebliche Belastung für die Betroffenen und ihre Familien darstellt. Eine 
kontinuierliche Förderung stellt sicher, dass die Versorgung, Diagnose und Behandlung auf dem neuesten 
Stand bleiben, was zu einer besseren Lebensqualität für die jungen Patienten führt. Zudem ermöglicht die 
Unterstützung des Zentrums eine bessere Forschung, um die Ursachen von ME/CFS besser zu verstehen 
und effektivere Therapien zu entwickeln. Insgesamt trägt die Förderung dazu bei, die 
Versorgungssicherheit zu erhöhen und den Betroffenen die notwendige Unterstützung zukommen zu 
lassen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR19: Einführung einer Zuckersteuer zur Förderung der 
öffentlichen Gesundheit
Laufende Nummer: 64

Antragsteller*in: ASG-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Angesichts der zunehmenden Belastung unseres Gesundheitssystems durch
 2 ernährungsbedingte Erkrankungen wie Übergewicht, Diabetes Typ 2 und Herz-Kreislauf-
 3 Erkrankungen ist die Einführung einer Zuckersteuer eine dringende und effektive
 4 Maßnahme.

 5 Daher fordern wir:

 6

 7
 8

 9
 10

Einführung einer steuerlichen Abgabe auf zuckerhaltige Getränke und Süßwaren.

Festlegung eines angemessenen Steuersatzes, der einen wirksamen Anreiz zur
Reduktion schafft.

Verwendung der Einnahmen für gesundheitsfördernde Maßnahmen und
Aufklärungskampagnen bereits im Kindergarten- und Schulalltag.

Begründung

Laut dem Robert Koch-Institut (RKI) sind etwa 67 % der erwachsenen Bevölkerung in Deutschland von 
Übergewicht oder Adipositas betroffen, was jährlich zu erheblichen Kosten im Gesundheitswesen führt. 
Die Behandlung dieser Krankheiten verursacht in Deutschland Kosten in Milliardenhöhe, die durch 
präventive Maßnahmen deutlich reduziert werden könnten.

Internationale Erfahrungen und Vorteile der Zuckersteuer:

Großbritannien hat bereits im Jahr 2018 eine sogenannte „Soft Drinks Industry Levy“ eingeführt. Die 
Ergebnisse sind beeindruckend:

Innerhalb eines Jahres nach Einführung der Steuer sank der Zuckergehalt in Softdrinks um 
durchschnittlich 10-20 %.

Der Konsum zuckerhaltiger Getränke ging um etwa 10 % zurück.

Studien zeigen, dass die Steuer zu einer signifikanten Reduktion des durchschnittlichen Zuckerkonsums 
bei Jugendlichen und Erwachsenen führte.

Langfristig wird eine Verringerung des Risikos für Diabetes, Übergewicht und Herz-Kreislauf-
Erkrankungen erwartet, was die Gesundheitskosten deutlich senken wird.

Diese positiven Effekte belegen, dass eine Zuckersteuer nicht nur den Konsum reduziert, sondern auch zu 
einer nachhaltigen Verbesserung der öffentlichen Gesundheit beiträgt. Zudem sind die Einnahmen aus 
der Steuer zweckgebunden und können in Präventionsprogramme, Aufklärungskampagnen und die 
Förderung gesunder Ernährung investiert werden.

Vorteile einer Zuckersteuer für Deutschland:
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Reduktion des Zuckerkonsums und damit verbundene Gesundheitsrisiken.

Entlastung des Gesundheitssystems durch Prävention.

Förderung einer gesunden Ernährungsweise in der Bevölkerung.

Einnahmen, die gezielt in Gesundheitsförderung investiert werden können.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR20: Unterstützung und Umsetzung eines 
Modellprojekts „Mobile Retter“ in Kassel/Hessen - und 
bundesweit
Laufende Nummer: 65

Antragsteller*in: ASG-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Das Konzept „Mobile Retter“ ermöglicht die Alarmierung angemeldeter Ersthelfer mit
 2 Wiederbelebungskenntnissen, die sich in unmittelbarer Nähe befinden, wodurch
 3 Reaktionszeit und Zeit bis zur Wiederbelebung verkürzt werden können.

 4 Herzstillstände erfordern unmittelbare lebensrettende Maßnahmen. Verzögerungen
 5 zwischen Alarmierung von Notärzten und Eintreffen am Einsatzort mindern
 6 Überlebenschancen.

 7 Ein modellhafter Ansatz in Kassel/Hessen bietet wertvolle Erkenntnisse für weitere
 8 Regionen.

 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

Prüfung der rechtlichen, organisatorischen und technischen Voraussetzungen für1. 
die Implementierung von „Mobile Retter“ in Kassel, Hessen, und die
Auftragserteilung einer Machbarkeitsstudie.

 Frist: innerhalb von 3 Monaten ab Beschlussdatum.

Ergebnisformat: Machbarkeitsbericht mit Risikoanalyse, Rechtslage (DSGVO,
Haftung), organisatorischem Konzept.

Initiierung eines Pilotprojekts in Kassel/Hessen mit folgenden Bausteinen:2. 
 

 

 

 

 

Metriken: durchschnittliche Reaktionszeit, Zeit bis Wiederbelebung,
Überlebensrate.

Datenschutz- und Sicherheitskonzepte: DSGVO-Konformität, Haftungsfragen,
Freigaben durch Leitstellen.

Technische Anforderungen: API-Schnittstellen zu Leitstellen,
Verifizierungsprozesse, Verfügbarkeit von App-Plattformen.

Schulung und Freiwilligenkoordination: Aufbau eines registrierten
Ersthelfer-Registers, Schulungsprogramme, Freiwilligenkoordination.

Finanzierung: öffentliche Mittel, Förderprogramme, ggf. Privatsektor.

Frist für Start des Pilotprojekts: innerhalb von 12 Monaten nach
Beschlussdatum.

Berichtsrhythmus: quartalsweise Fortschrittsberichte an das Gremium.

Unterstützung der Landes- bzw. Bundesfördermittelakquise zur technischen3. 
Umsetzung, Registrierung von Ersthelfern, Datenschutz und Schulungen.
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 31

 32

 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

 52

 53

 54

 55

 Frist: laufend; primär erste Förderanträge innerhalb von 6 Monaten nach
Beschlussdatum.

Einbindung relevanter Akteure (Rettungsdienste, Leitstellen, Kliniken,4. 
Ärzteverbände, Datenschutzbeauftragte) in eine Koordinierungsrunde.

 Erstes Treffen der Koordinierungsrunde: binnen 8 Wochen nach
Beschlussdatum.

Sitzungsrhythmus: alle 8 Wochen.

Erstellung eines detaillierten Zeitplans mit Meilensteinen, Verantwortlichkeiten5. 
und Evaluationskriterien.

 Vorlage des Zeitplans: innerhalb von 6 Wochen nach Beschlussdatum.

Laufende Berichterstattung: halbjährlich im Ausschuss/Plenum; zusätzlich ad
hoc bei wesentlichen Abweichungen.

Begleit- und Antragsunterlagen6. 
 

 

Einholung von Rechtsgutachten zu DSGVO, Einwilligungen, Haftungsfragen.

Technische Spezifikationen: API-Schnittstellen, Server- und App-
Sicherheitskonzepte.

Datenschutzkonzept und Einwilligungsmodelle für Freiwillige.

Risikobewertung und Notfallmanagement bei Fehlalarmen oder technischen
Störungen.

Grobhaushalt und Finanzierungsplan in der Begleitdatei.

Berichtspflichten7. 
 

 

Halbjährliche Berichte über Fortschritte, Metriken und
Evaluationsergebnisse.

Veröffentlichung vorgenommener Anpassungen und Lessons Learned, sofern
rechtlich zulässig.

 56

 57 Finanzierung

 58 Fördermöglichkeiten (Land, Bund, EU) sind zu beantragen; private Kooperationen ggf.
 59 prüfen.

 60

Begründung

Schnelle Reaktionszeiten bei Herzstillständen erhöhen Überlebenschancen.

Das Modellprojekt „Mobile Retter“ kann Zeit bis zu lebensrettenden Maßnahmen signifikant reduzieren 
und Rettungsdienstbelastungen sinnvoll ergänzen.

Ergebnisse aus Kassel/Hessen sind auf weitere Regionen übertragbar.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR21: Verbesserung des e-Rezeptes im Interesse der 
Apotheken und der Patientinnen und Patienten
Laufende Nummer: 66

Antragsteller*in: ASG-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Im Zuge der Einführung des elektronischen Rezeptes (e-Rezept) möchten wir die
 2 Bundesregierung auf die bestehenden Herausforderungen und Problematiken hinweisen,
 3 die die Versorgungssicherheit sowie die wirtschaftliche Stabilität unserer Apotheken
 4 gefährden.

 5

 6 1. Problembeschreibung:

 7 Die aktuelle Umsetzung des e-Rezeptes ist mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden,
 8 die sich negativ auf den Apothekenalltag auswirken:

 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

Technische Fehler und Systemausfälle: Immer noch treten Softwareprobleme auf,
die zu Verzögerungen bei der Abwicklung, fehlerhaften Abrechnungen und einer
Beeinträchtigung der Versorgungssicherheit führen.

Unklare Verantwortlichkeiten: Die Verantwortlichkeiten bei Softwarefehlern,
Datenübertragungsproblemen und Abrechnungsfehlern sind unzureichend geregelt,
was die schnelle Behebung von Problemen erschwert.

Retaxationen (Rückforderung oder Kürzung eines bereits abgerechneten Betrags 
durch die Krankenkassen) und finanzielle Belastungen: Ungerechtfertigte oder
fehlerhafte Retaxationen belasten die Apotheken finanziell erheblich. Die
Prozesse sind intransparent und verursachen unnötigen bürokratischen Aufwand.

Mangelnde Unterstützung durch Softwareanbieter: Die Hersteller der eingesetzten
Systeme sind oftmals nicht ausreichend in die Pflicht genommen, um die
Stabilität und Sicherheit der Software zu gewährleisten.

Verlässliche und sichere Softwareumsetzung: Es ist zwingend erforderlich,
Softwarefirmen stärker in die Verantwortung zu nehmen, um eine verlässliche,
sichere und stabile Softwareumsetzung sicherzustellen. Nur so kann gewährleistet
werden, dass Kundinnen und Kunden ihre Medikamente zuverlässig und sicher
erhalten.

 27

 28 2. Forderungen:

 29 Um die Einführung des e-Rezeptes nachhaltig und erfolgreich zu gestalten, fordern wir
 30 folgende Maßnahmen:

 31

 32

Verbindliche Qualitätsstandards für Softwareanbieter: Regelmäßige Wartungen,1. 
schnelle Fehlerbehebung und die Einhaltung technischer Standards sind
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 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

sicherzustellen, um Systemausfälle und Fehler zu minimieren.

Klare rechtliche Verantwortlichkeiten: Es sind rechtliche Regelungen zu2. 
schaffen, die eindeutig die Verantwortlichkeiten bei Softwarefehlern,
Datenübertragungsproblemen und Abrechnungsfehlern festlegen.

Stärkung der Verantwortlichkeit der Softwarefirmen: Softwarehersteller sind3. 
stärker in die Pflicht zu nehmen, um eine verlässliche, sichere und stabile
Softwareumsetzung zu gewährleisten. Dies ist essenziell, damit Kundinnen und
Kunden ihre Medikamente ohne Risiko und Verzögerung erhalten.

Schutz vor ungerechtfertigten Retaxationen: Transparente und nachvollziehbare4. 
Prozesse bei Retaxationen sind zu etablieren, um die finanzielle Belastung der
Apotheken zu reduzieren.

Schnelle technische Unterstützung: Apotheken benötigen verlässliche5. 
Ansprechpartner und schnelle Unterstützung bei technischen Problemen, um die
Versorgungssicherheit zu gewährleisten.

Regelmäßige Schulungen: Das Apothekenpersonal ist kontinuierlich im Umgang mit6. 
dem eRezept zu schulen, um Fehlerquellen zu minimieren und die Effizienz zu
steigern.

 50

 51 Fazit:

 52 Nur durch die Umsetzung dieser Maßnahmen kann die Akzeptanz und Funktionalität des e-
 53 Rezeptes verbessert werden, um die Versorgungssicherheit der Patientinnen und
 54 Patienten zu sichern und die wirtschaftliche Stabilität der Apotheken zu
 55 gewährleisten.

 56 Die Apotheken vor Ort sind das Herzstück unserer Gesundheitsversorgung. Sie sind
 57 nicht nur Orte der Medikamentenabgabe, sondern auch vertrauensvolle Anlaufstellen für
 58 Beratung, Prävention und schnelle Hilfe im Krankheitsfall. In einer Zeit, in der
 59 Gesundheit und Sicherheit oberste Priorität haben, sind sie unverzichtbar für eine
 60 wohnortnahe, zuverlässige Versorgung.

 61 Die Apotheken vor Ort sichern die lückenlose und zeitnahe medizinische Versorgung und
 62 stärken die Gesundheitskompetenz der Bevölkerung. Sie sind das Bindeglied zwischen
 63 Ärzten, Patienten und der Gemeinschaft – eine lebenswichtige Infrastruktur, die nicht
 64 nur Medikamente bereitstellt, sondern auch menschliche Nähe, Kompetenz und Vertrauen
 65 bietet.

 66 Ihre Bedeutung darf nicht unterschätzt werden. Sie sind essenziell für eine
 67 funktionierende, gerechte und nachhaltige Gesundheitsversorgung in unserer
 68 Gesellschaft.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag SGR22: Verbesserung der kinderärztlichen Versorgung auf 
dem Land und in der Stadt
Laufende Nummer: 67

Antragsteller*in: ASG-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die kinderärztliche Versorgung in Deutschland steht vor erheblichen
 2 Herausforderungen, daher besteht dringender Handlungsbedarf bei der Sicherstellung
 3 der kinderärztlichen Versorgung in Stadt und Land.

 4 Insbesondere auf dem Land ist die Versorgungssituation zunehmend prekär, während auch
 5 in urbanen Gebieten Engpässe bestehen. Dieser Antrag soll die Dringlichkeit der
 6 Problematik verdeutlichen und Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgungssituation
 7 fordern.

 8

 9 Vorschläge für Maßnahmen:

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

Attraktivitätssteigerung der Ausbildung: Verbesserung der Arbeitsbedingungen,1. 
finanzielle Anreize und Förderprogramme für angehende Kinderärzte.

Förderung der Niederlassung auf dem Land: Spezielle Förderprogramme,2. 
Steuererleichterungen und Infrastrukturmaßnahmen.

Telemedizinische Angebote: Ausbau digitaler Versorgung, um Versorgungslücken zu3. 
schließen.

Verstärkte Zusammenarbeit zwischen Stadt und Land: Gemeinsame Fortbildungen und4. 
Ressourcenmanagement.

 18

Begründung

Die Versorgung von Kindern durch Kinderärzte ist essenziell für die frühzeitige Erkennung und Behandlung 
gesundheitlicher Probleme. Doch sowohl auf dem Land als auch in Städten ist die Zahl der Kinderärzte 
rückläufig. Gründe hierfür sind vielfältig, darunter die demografische Entwicklung, die Arbeitsbelastung, 
unattraktive Arbeitsbedingungen sowie die unzureichende finanzielle Vergütung.

Vorteile einer guten kinderärztlichen Versorgung:

Früherkennung und Behandlung von Krankheiten

Präventive Gesundheitsförderung

Entlastung der Eltern und des Gesundheitssystems

Verbesserung der allgemeinen Lebensqualität von Kindern und Familien

Nachteile und Herausforderungen:
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Fachkräftemangel: Es gibt zu wenige ausgebildete Kinderärzte, was die Ausbildung erschwert.

Arbeitsbelastung: Hohe Arbeitszeiten und administrative Aufgaben führen zu Burnout und 
Unzufriedenheit.

Finanzielle Aspekte: Die Vergütung ist oft nicht ausreichend, um die Kosten und den Aufwand zu decken.

Infrastruktur: Besonders auf dem Land fehlen geeignete Praxen und medizinische Infrastruktur.

Warum ist es so schwer, Kinderärzte auszubilden?

Die Ausbildung zum Kinderarzt ist langwierig und anspruchsvoll. Zudem sind die Arbeitsbedingungen in 
der Praxis oft belastend, was insbesondere für junge Mediziner abschreckend wirkt. Die finanzielle 
Vergütung während und nach der Ausbildung ist nicht immer attraktiv genug, um den Beruf für 
Nachwuchskräfte interessant zu machen. Außerdem fehlt es an Anreizen, um Fachärzte gezielt in ländliche 
Regionen zu locken.

Fazit:

Die Sicherstellung einer flächendeckenden kinderärztlichen Versorgung ist eine gesellschaftliche Aufgabe, 
die nur durch gemeinsame Anstrengungen auf Bezirks- und Landesebene gelöst werden kann. Es ist 
dringend notwendig, die Rahmenbedingungen für die Ausbildung und den Beruf des Kinderarztes zu 
verbessern, um die Versorgungssicherheit für unsere Kinder langfristig zu gewährleisten.

Wir bitten daher um Unterstützung bei der Entwicklung und Umsetzung entsprechender Maßnahmen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag SGR23: Eine nordhessische Antwort auf Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik im 21. Jahrhundert – Für Respekt, Sicherheit 
und soziale Gerechtigkeit
Laufende Nummer: 68

Antragsteller*in: AG60plus-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch SGR01

Sachgebiet: SGR - Soziales, Gesundheit, Rente

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Einleitung

 2 Die Arbeitswelt und unsere sozialen Sicherungssysteme stehen vor tiefgreifenden
 3 Herausforderungen. Digitalisierung, Globalisierung, demografischer Wandel, Klimakrise
 4 und geopolitische Unsicherheiten verändern nicht nur Wirtschaft und Politik, sondern
 5 auch das alltägliche Leben der Menschen – insbesondere der arbeitenden Bevölkerung.
 6 Viele erleben steigende Belastungen, sinkende Reallöhne, unzureichende soziale
 7 Absicherung, teure Mieten, ungleiche Gesundheitschancen und ein Rentensystem, das
 8 nicht mehr hält, was es verspricht. Das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit und
 9 Gerechtigkeit des Sozialstaates schwindet. Genau hier setzt dieser Leitantrag an: Die
 10 AG 60plus im SPD-Bezirk Hessen-Nord formuliert konkrete sozialdemokratische Antworten
 11 auf die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts – getragen von Solidarität,
 12 Gerechtigkeit und Respekt vor Arbeit und Lebensleistung.

 13

 14 Eine solidarische Rentenversicherung für alle

 15 Die gesetzliche Rentenversicherung muss wieder die tragende Säule der Alterssicherung
 16 werden. Jahrzehntelange Erwerbsarbeit muss vor Altersarmut schützen. Das
 17 österreichische Rentenmodell zeigt, dass höhere Renten bei breiterer Finanzierung
 18 möglich sind. Dort zahlen auch Beamte, Selbstständige und Freiberufler*innen in die
 19 Rentenversicherung ein. Das Ergebnis: deutlich höhere Rentenleistungen bei
 20 vergleichbarer Beitragslast. In Deutschland hingegen wurden Teile der Altersvorsorge
 21 privatisiert – mit der Folge teurer, unsicherer und oft renditeschwacher
 22 Zusatzsysteme. Wir fordern daher den Umbau der Rentenversicherung zu einer
 23 solidarischen Erwerbstätigenversicherung, in die alle einzahlen. Rentenbeiträge
 24 dürfen nicht in Aktienfonds gelenkt werden. Überschüsse sollen vielmehr gezielt in
 25 sozialen Wohnungsbau fließen, der Wohnsicherheit schafft und gleichzeitig die
 26 Rentenkasse stabilisiert.

 27

 28 Betriebsrenten gerecht behandeln

 29 Die doppelte Beitragslast für Betriebsrentner*innen ist ungerecht. Wer zusätzlich
 30 vorsorgt, wird finanziell bestraft – das ist nicht hinnehmbar. Wir fordern die
 31 vollständige Wiederherstellung der paritätischen Finanzierung bei Kranken- und
 32 Pflegeversicherungsbeiträgen für Betriebsrenten. Die gesetzliche Rente muss wieder
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 33 stark genug sein, um allein eine würdige Altersabsicherung zu garantieren –
 34 zusätzliche Vorsorge darf keine Belastung darstellen.

 35

 36 Eine echte Bürgerversicherung im Gesundheitswesen

 37 Das duale Gesundheitssystem zementiert Ungleichheit. Privatversicherte erhalten
 38 schnellere Termine und bessere Leistungen, während gesetzlich Versicherte häufig
 39 benachteiligt sind. Die Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung ist zudem
 40 durch die Beitragsbemessungsgrenze ungerecht. Wir fordern die Einführung einer
 41 Bürgerversicherung, in die alle – auch Beamte, Selbstständige und Privatversicherte –
 42 einzahlen. Die Beitragsbemessungsgrenze muss abgeschafft werden. Gleichzeitig ist die
 43 solidarische Familienmitversicherung zu erhalten. Wir setzen uns für eine gerechtere
 44 Finanzierung, die Abschaffung von Zuzahlungen bei Zahnersatz und Medikamenten sowie
 45 für wohnortnahe ärztliche Versorgung – auch im ländlichen Raum – ein. Gesundheit ist
 46 kein Markt – sondern ein Menschenrecht.

 47

 48 Arbeitszeit, Schutz und Mitbestimmung

 49 Der Acht-Stunden-Tag ist kein Relikt, sondern ein Schutzrecht. Wir lehnen jede
 50 Aufweichung des Arbeitszeitgesetzes ab. Experimentierräume, Wochenkonten oder
 51 Vertrauensarbeitszeit dürfen nicht zur Entgrenzung der Arbeit führen. Flexibilität
 52 darf kein Vorwand für Selbstausbeutung sein. Arbeitszeit muss planbar und mit dem
 53 Leben vereinbar bleiben. Digitalisierung, Homeoffice und Schichtarbeit erfordern mehr
 54 Schutz – nicht weniger. Wir fordern erweiterte Mitbestimmungsrechte bei mobiler
 55 Arbeit und einen verbindlichen Rechtsrahmen für digitale Arbeitsformen.

 56

 57 Tarifbindung stärken, Mitbestimmung sichern

 58 Tarifverträge sind das Rückgrat guter Arbeit. Dennoch nimmt die Tarifbindung stetig
 59 ab. Wir fordern daher: Öffentliche Aufträge nur noch an tarifgebundene Unternehmen.
 60 Betriebsratsgründungen müssen erleichtert, ihre Mitglieder stärker geschützt werden.
 61 Demokratische Teilhabe im Betrieb muss gestärkt werden – auch in digitalen
 62 Arbeitsumgebungen, in internationalen Konzernen oder bei Start-ups. Betriebsräte
 63 brauchen Zeit, Ressourcen und Rechtssicherheit, um ihre Aufgaben wirksam wahrnehmen
 64 zu können.

 65

 66 Bürokratieabbau darf nicht auf dem Rücken der Beschäftigten stattfinden

 67 Bürokratieabbau ist notwendig – aber nicht um den Preis des Arbeitsschutzes. Dort, wo
 68 Verwaltung unnötig belastet, Verfahren verlangsamt oder Innovation hemmt, muss
 69 entschlackt werden. Aber wo Regeln Arbeitnehmer*innen schützen, Transparenz schaffen
 70 oder Mitbestimmung sichern, sind sie essenziell. Wir lehnen jeglichen Bürokratieabbau
 71 ab, der Arbeitsschutz, Tarifbindung, Arbeitszeiterfassung oder Mitbestimmung
 72 schwächt. Effizienz und Schutz müssen Hand in Hand gehen. Ein moderner Staat muss
 73 digital, bürgernah und fair sein – auch und gerade für Beschäftigte.

 74

 75 Prekäre Beschäftigung und Erwerbsarmut bekämpfen
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 76 Immer mehr Menschen arbeiten in unsicheren Jobs – oft trotz Vollzeit unterhalb der
 77 Armutsgrenze. Wir fordern die Abschaffung der sachgrundlosen Befristung, die
 78 Eindämmung von Leiharbeit, die Umwandlung von Minijobs in reguläre Beschäftigung und
 79 ein starkes Gesetz gegen Plattform-Ausbeutung. Darüber hinaus brauchen wir
 80 branchenspezifische Mindestlöhne in Bereichen ohne Tarifbindung sowie stärkere
 81 Kontrollen zur Einhaltung des Mindestlohns. Arbeit muss wieder Sicherheit und
 82 Perspektive geben.

 83

 84 Perspektiven für junge Menschen – Ausbildung sichern, Zukunft garantieren

 85 Soziale Gerechtigkeit beginnt früh. Junge Menschen brauchen kostenlose Bildung,
 86 sichere Ausbildungsplätze, ein existenzsicherndes Ausbildungs-BAföG sowie tariflich
 87 geregelte Übernahmeansprüche. Wer eine Berufsausbildung erfolgreich abschließt, muss
 88 eine Perspektive auf dauerhafte Beschäftigung haben – nicht auf Kettenverträge oder
 89 prekäre Übergänge. Wir fordern zudem bezahlbaren Wohnraum für Auszubildende und
 90 Studierende, den Ausbau von Jugendwohnheimen und eine stärkere soziale Absicherung in
 91 Ausbildung und Studium.

 92

 93 Strukturwandel sozial absichern

 94 Klimaschutz, Digitalisierung und Industrieumbau verändern den Arbeitsmarkt
 95 grundlegend. Damit dieser Wandel nicht Verlierer produziert, fordern wir einen
 96 staatlich getragenen Transformationsfonds. Dieser soll gezielte Qualifizierung,
 97 sozial abgesicherte Übergänge und eine tariflich begleitete Umgestaltung von Branchen
 98 ermöglichen. Beschäftigte dürfen nicht ins Abseits geraten, wenn ihre Branche sich
 99 verändert. Strukturwandel braucht soziale Leitplanken und politische Gestaltung –
 100 keine Marktgläubigkeit.

 101

 102 Pflege und Sorgearbeit aufwerten

 103 Pflegekräfte, Erzieher*innen, medizinisches Personal und Angehörige leisten
 104 unverzichtbare Arbeit – oft unter hohem Druck und bei schlechter Bezahlung. Wir
 105 fordern eine flächendeckende Tarifbindung in der Pflege, höhere Löhne, bessere
 106 Arbeitsbedingungen und mehr Personal. Auch pflegende Angehörige müssen besser
 107 abgesichert werden – etwa durch Rentenpunkte, Lohnersatzleistungen und eine
 108 verlässliche Entlastungsstruktur. Sorgearbeit ist kein Nebenschauplatz, sondern
 109 Grundlage unseres Gemeinwesens.

 110

 111 Kommunen als soziale Akteure stärken

 112 Soziale Gerechtigkeit beginnt vor Ort – in Kitas, Gesundheitszentren, Schulen,
 113 Sozialämtern, Jugendhilfeeinrichtungen und im Nahverkehr. Doch viele Kommunen sind
 114 chronisch unterfinanziert. Wir fordern daher einen kommunalen Sozialpakt, der gezielt
 115 Investitionen in soziale Infrastruktur fördert – insbesondere in strukturschwachen
 116 Regionen. Bund und Länder müssen die kommunale Handlungsfähigkeit sichern, statt sie
 117 mit immer neuen Aufgaben und zu wenig Mitteln zu überfordern.

 118
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 119 Steuergerechtigkeit durchsetzen – Steuerflucht und Schwarzarbeit bekämpfen

 120 Soziale Sicherheit braucht Finanzierung – und diese muss gerecht erfolgen. Wir
 121 fordern die Wiedereinführung der Vermögensteuer, eine gerechte Reform der
 122 Erbschaftsteuer, die höhere Besteuerung großer Kapitalerträge und die Schließung von
 123 Steuerschlupflöchern. Gleichzeitig muss der Staat konsequenter gegen Steuerbetrug und
 124 Schwarzarbeit vorgehen. Jedes Jahr gehen dem Gemeinwesen Milliarden verloren, weil
 125 sich Unternehmen und Vermögende ihrer Verantwortung entziehen. Wir fordern mehr
 126 Personal für Finanzämter, Zoll und Steuerfahndung, die Einführung eines bundesweiten
 127 Steuertransparenzregisters und schärfere Sanktionen bei organisierter Schwarzarbeit.
 128 Wer den Sozialstaat unterläuft, schadet der ganzen Gesellschaft – und gehört in die
 129 Verantwortung genommen.

 130

 131 Aufstieg ermöglichen – Qualifikation muss sich lohnen

 132 Ein zentrales sozialdemokratisches Versprechen war und ist der soziale Aufstieg durch
 133 Bildung, Qualifikation und Arbeit. Doch dieses Versprechen verliert für viele
 134 Menschen an Glaubwürdigkeit, wenn zusätzliche Anstrengung, Ausbildung oder
 135 Verantwortung nicht auch spürbar belohnt werden. Deshalb begrüßen wir ausdrücklich
 136 die jüngste Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns und setzen uns weiterhin für einen
 137 existenzsichernden Mindestlohn ein, der nicht nur Armut verhindert, sondern
 138 gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht. Gleichzeitig gilt: Wer eine abgeschlossene
 139 Berufsausbildung oder sogar eine Aufstiegsqualifikation absolviert hat, muss am Ende
 140 des Monats auch mehr in der Tasche haben als jemand, der ohne Abschluss arbeitet.
 141 Tarifverträge sind der richtige Hebel, um solche Differenzierungen sozial gerecht zu
 142 gestalten.

 143

 144 Der Sozialstaat als demokratisches Versprechen

 145 Ein starker Sozialstaat schützt nicht nur vor Armut – er schützt unsere Demokratie.
 146 Er schafft Vertrauen, Stabilität und Teilhabe. Wenn Menschen das Gefühl haben, dass
 147 sie nicht gesehen, gehört oder geschützt werden, wenden sie sich ab – von Politik,
 148 Gesellschaft und Gemeinwesen. Unsere Antwort ist ein handlungsfähiger Staat, der
 149 sozialen Ausgleich organisiert, gute Arbeit sichert und Zukunft ermöglicht. Dafür
 150 steht die SPD – und dafür stehen wir als AG 60plus Hessen-Nord.

 151

 152 Schlussbemerkung

 153 Dieser Leitantrag ist Ausdruck einer sozialdemokratischen Politik mit Haltung. Einer
 154 Politik, die sich an den Bedürfnissen der arbeitenden Menschen orientiert – nicht an
 155 kurzfristiger Machbarkeit oder marktkonformer Anpassung. Wir fordern die SPD auf
 156 allen politischen Ebenen auf, die in diesem Antrag benannten Punkte zu Leitlinien
 157 ihres politischen Handelns zu machen. Für soziale Sicherheit, für Respekt vor
 158 Lebensleistung, für eine gerechte Gesellschaft – in Nordhessen und bundesweit.

 159

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag STF01: Steuerprüfung bei Einkommensmillionären
Laufende Nummer: 69

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: STF - Steuern und Finanzen

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die hessische Politik soll darauf hinwirken, dass Menschen, deren Einkommen im Jahr
 2 1.000.000,00 Euro übersteigt, häufiger Steuerprüfungen durch die Finanzämter
 3 unterzogen werden.

Begründung

Laut Bundesamt für Statistik stieg die Zahl der Einkommensmillionären in den letzten zehn Jahren 
deutschlandweit deutlich an. Im Jahr 2013 wurden in Deutschland 15 Prozent der Steuererklärungen von 
Einkommensmillionären geprüft, 2023 nur noch 6 Prozent.

Laut Statistik erzielen Steuerprüfungen bei Einkommensmillionären prozentual und finanziell große 
Erfolge. Einkommensmillionäre, die durch den Staat profitieren, aber trotz enormer Einkünfte nicht ihren 
gerechten Teil zum Erhalt des Staates beitragen wollen, müssen entdeckt werden und faire Steuern an die 
Gemeinschaft zahlen!

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion, SPD-Mitglieder der Landesregierung
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Antrag STF02: Soziale Kapitalertragsbesteuerung jetzt!
Laufende Nummer: 70

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Mit vorliegenden Änderungen Annahme empfohlen

Sachgebiet: STF - Steuern und Finanzen

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Besonderheit der Besteuerung von Kapitalerträgen gemäß §§ 20, 32d
 2 Einkommensteuergesetz (EStG) werden abgeschafft und Kapitalerträge der regulären und
 3 progressiven Besteuerung unterworfen. Ausnahmen hiervon sollen, sinngemäß zu
 4 Regelungen wie der in § 16 IV EStG, nur in bestimmten Fällen wie dem der persönlichen
 5 Altersvorsorge möglich sein. Hierbei soll es ebenfalls spezielle Voraussetzungen und
 6 Höchstgrenzen geben, um sicherzustellen, dass große Kapitalerträge auch hierdurch
 7 nicht der progressiven Einkommensbesteuerung entzogen werden. Einer möglichen
 8 Entziehung der Besteuerung durch „Steuerflucht“ soll ebenso regulatorisch vorgebeugt
 9 werden.

Begründung

Die Besonderheiten der Besteuerung von Kapitalerträgen (§ 32d EStG) in Deutschland führt dazu, dass 
Kapitalerträge zum einen regelmäßig mit maximal 25% zzgl. Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer 
besteuert werden. Andere regulär besteuerte Einkünfte, auch und gerade Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit (z.B. Löhne und Gehälter), werden ab einem Jahreseinkommen von zurzeit ca. 68.000 EUR höher 
besteuert. Gleichzeitig ist es möglich, wenn durch eine reguläre Besteuerung eine geringere 
Steuerbelastung vorliegt, diese anstelle der Kapitalertragsbesteuerung anzuwenden (§ 32d IV EStG), was 
umgekehrt nicht möglich ist. Im Ergebnis werden Kapitalerträge also häufig geringer, aber nie höher 
besteuert als andere Einkünfte.

Auf dem Bundeskongress der Jusos im Jahr 2023 ist hierzu bereits eine grundlegende Beschlussfassung 
getroffen worden. Mit diesem Antrag wollen wir nun einige Präzisierungen vornehmen und eine noch 
weitreichendere Beschlusslage erreichen, um Kapitalerträge künftig fair und sozial gerecht besteuern zu 
können. Ausnahmen von einer regulären Besteuerung sollen künftig nur bei sozialen Gründen (wie 
beispielsweise zur Altersvorsorge) möglich sein. Eine pauschale Bevorzugung lehnen wir ab, da diese 
häufig finanziell bessergestellten zugutekommt. Ebenso sollen besonders hohe Kapitalerträge diese 
Vorteile nicht genießen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag STF03: Eat the Rich: Steuerflucht erschweren
Laufende Nummer: 71

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: STF - Steuern und Finanzen

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich dafür ein, dass jeder deutsche Bundesbürger,
 2 der im Ausland lebt, dazu verpflichtet ist, seine Steuerbescheide beim deutschen
 3 Finanzamt einzureichen. Sollte er im neuen Land weniger Steuern, als in Deutschland
 4 abgeführt haben, ist die Differenz an das deutsche Finanzamt zu zahlen.

 5

 6 Bei nicht einreichen der Steuerbescheide setzt sich die SPD-Bundestagsfraktion dafür
 7 ein,

 8 dass dies strafrechtlich so behandelt wird, wie Steuerhinterziehung und bei der
 9 nächsten

 10 Einreise so vollstreckt wird.

 11

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag STF04: Abschaffung der Verschonungsbedarfsprüfung
Laufende Nummer: 72

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: STF - Steuern und Finanzen

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Abschaffung der Verschonungsbedarfsprüfung im Erbschaft- und Schenkungssteuerrecht.

Begründung

Die aktuelle Ausgestaltung der Erbschaftsteuer für Großbetriebe zeigt, wie Vermögende durch 
komplizierte Rechtskonstruktionen Privilegien zementieren. Die sogenannte 
"Verschonungsbedarfsprüfung" nach §28a ErbStG ist ein Instrument zur systematischen Steuervermeidung 
für die reichsten Erben unserer Gesellschaft.

Während normale Arbeitnehmer*innen jeden Euro ihres Einkommens versteuern müssen, ermöglicht 
diese Regelung Großerben eine nahezu vollständige Steuerbefreiung - und das ohne jede 
volkswirtschaftliche Rechtfertigung. Die Verschonungsbedarfsprüfung ist damit ein klassisches Beispiel 
für die zunehmende Ungleichheit in unserem Steuersystem.

Besonders skandalös:

1.         Die Regelung greift gerade bei den größten Vermögen über 26 Millionen Euro - also genau dort, wo 
eine gerechte Besteuerung zur Finanzierung unseres Gemeinwesens am wichtigsten wäre.

2.         Durch geschickte Gestaltung können Erben von Großvermögen ihre angebliche "Bedürftigkeit" 
konstruieren und sich so der gesellschaftlichen Verantwortung entziehen.

3.         Die komplexe Rechtskonstruktion begünstigt ausschließlich diejenigen, die sich teure 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer leisten können.

Prominentes Beispiel ist die Schenkung großer Aktienpakete von Friede Springer, ehemalige 
Hauptaktionärin der Axel Springer AG an Mathias Döpfner, den Vorstandsvorsitzenden. Dieser erwarb 
zunächst 4,1 Prozent der Aktien des Unternehmens mit einem Großteil seines privaten Vermögens. Friede 
Springer schenkte Döpfner 15 Prozent der Anteile, die auf der Grundlage des Aktienkurses mehr als eine 
Milliarde Euro wert waren. Durch den Kauf der ersten Aktien fehlte Döpfner verfügbares Vermögen 
außerhalb seiner Anteile, um die Schenkungssteuer zu zahlen. Damit vermied er eine Erbschafts-/
Schenkungssteuer von rund 500 Millionen Euro, die durch die fehlende Verwandtschaft zwischen Döpfner 
und Springer fällig gewesen wäre. Dem Land Brandenburg entgingen somit eine halbe Milliarde Euro 
Erbschaftsteuer.

Lösung

Die bestehende Optionsverschonung §§13a Abs. 10 und 13c Abs. 1 ErbStG bereits mehr als ausreichend, um 
kleine und mittelständische Betriebe bis zu einem Betriebsvermögen von 26 Millionen Euro zu schützen. 
Sie sichert:

-           Den Erhalt von Arbeitsplätzen durch die 700%-Lohnsummenregelung
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-           Die Unternehmenskontinuität durch die siebenjährige Behaltensfrist

-           Eine faire Behandlung aller Betriebsübergänge

Als ein Baustein zur Verwirklichung des Antrags „Ich will nich’ dein Haus Opi, aber deine Villa würd’ ich 
nehmen! - Über ein sozialistisches Steuersystem“ vom Bundeskongress der Jusos 2023 eignet sich der 
Wegfall der Verschonungsbedarfsprüfung. Es kann sichergestellt werden, dass Betriebsvermögen über 26 
Millionen Euro schrittweise aus der Privilegierung herausfallen und kleinere bis mittlere Unternehmen 
geschützt werden. Betriebe über der Abschmelzgrenze von 90 Millionen Euro würden dabei nicht mehr 
verschont werden und müssten volle Erbschaftssteuer bezahlen. Bei einem Betriebswert von 100 Mrd. 
Euro wären das in Steuerklasse I 30Mrd. Euro. Die bisherigen Stundungsregelungen nach §28 ErbStG sind 
entsprechend anzupassen und/oder zu erweitern, etwa um vorübergehende stille Beteiligungen der 
öffentlichen Hand, um tatsächliche Notverkäufe zu verhindern.

Die Abschaffung der Verschonungsbedarfsprüfung ist ein notwendiger Schritt zu mehr 
Steuergerechtigkeit. Sie beendet ein ungerechtfertigtes Privileg für Großerben und stärkt das Prinzip der 
Besteuerung nach Leistungsfähigkeit. Eine moderne, sozial gerechte Gesellschaft braucht keine 
Sonderregeln für die Reichsten - sie braucht faire Regeln für alle.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag
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Antrag V01: Mehr Zuverlässigkeit und Kapazität für die Deutsche 
Bahn – Infrastruktur ausbauen und strategisch planen
Laufende Nummer: 73

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: V - Verkehr

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Für mehr Zuverlässigkeit und Kapazität der Deutschen Bahn sollen folgende Maßnahmen
 2 umgesetzt werden:

 3

 4 Massiven Ausbau der Schieneninfrastruktur:

 5 Der Bund muss deutlich mehr finanzielle Mittel bereitstellen, um bis 2030 die 15
 6 Schieneninfrastruktur auszubauen. Dazu gehören insbesondere:

 7 Der Bau von zusätzlichen Gleisen auf stark frequentierten Strecken.

 8 Der Ausbau von Bahnhöfen mit mehr Gleisen und Ausweichmöglichkeiten.

 9 Die Schaffung von zusätzlichen Ausfallgleisen, um Verspätungsketten durch den
 10 Dominoeffekt zu vermeiden.

 11

 12 Langfristige Planbarkeit und Finanzierung sichern:

 13  Eine langfristige Finanzierung des Bahnnetzes für mindestens die nächsten zehn Jahre
 14 ist unerlässlich. Hierzu braucht es einen verbindlichen Infrastrukturplan des
 15 Verkehrsministeriums, der die Umsetzung der Bauprojekte garantiert und transparent
 16 gestaltet.

 17

 18 Strategische Planung an internationalen Vorbildern orientieren:

 19 Deutschland sollte sich am „Verlagerungsgesetz“ der Schweiz orientieren, das im
 20 dortigen Parlament einen festen Platz hat. Ziel ist es, den Güter- und
 21 Personenverkehr vermehrt auf die Schiene zu verlagern und dadurch Straßen und Umwelt
 22 zu entlasten.

 23 Ein jährlicher Bericht ähnlich dem schweizerischen Verlagerungsbericht soll im
 24 Bundestag diskutiert werden, um die Fortschritte der Infrastrukturentwicklung zu
 25 überprüfen und notwendige Anpassungen vorzunehmen.

 26

 27 Stärkere Steuerung der Deutschen Bahn durch das Verkehrsministerium:

 28 Das Verkehrsministerium muss verstärkt in die strategische Ausrichtung und Steuerung
 29 des Konzerns eingreifen, um sicherzustellen, dass Investitionen und Maßnahmen
 30 konsequent umgesetzt werden.

 31
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 32 Beschleunigung der Bauprojekte:

 33 Um die gesteckten Ziele zu erreichen, muss der Ausbau der Schieneninfrastruktur
 34 priorisiert und beschleunigt werden. Baustellen und Projekte müssen effizienter
 35 geplant und umgesetzt werden, sodass bis 2030 messbare Fortschritte erkennbar sind.

 36

Begründung

Die Bahn ist am Limit - kaputte Gleise, ständige Verspätungen und genervte Fahrgäste zeigen: Wir müssen 
jetzt handeln! Mit einer Pünktlichkeit von nur 66,3% im Fernverkehr und maroden Strecken brauchen wir 
endlich mehr Geld und einen klaren Plan, damit die Züge wieder verlässlich fahren.

Das Schienennetz in Deutschland ist an seiner Belastungsgrenze angekommen. Zugverspätungen durch 
den Dominoeffekt aufgrund fehlender Ausweichgleise und überfüllter Strecken sind keine Ausnahme, 
sondern Alltag. Diese Probleme sind das Resultat jahrzehntelanger Vernachlässigung und mangelnder 
Investitionen in die Infrastruktur.

Ein Vergleich mit der Schweiz zeigt, dass strategische Planung und eine klare politische Steuerung 
entscheidend für eine funktionierende Bahn sind. Die Schweiz hat mit dem Verlagerungsgesetz und einem 
transparenten Berichtswesen vorgemacht, wie die Schiene erfolgreich gestärkt werden kann. Deutschland 
muss diesem Beispiel folgen.

Ein Ausbau der Infrastruktur und eine strategische Langzeitplanung sind essenziell, um die Deutsche Bahn 
zukunftsfähig zu machen. Dies ist nicht nur für einen zuverlässigen Personenverkehr notwendig, sondern 
auch für die Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene und damit für den Klimaschutz.

Jetzt ist die Zeit zu handeln. Nur durch entschlossenen Ausbau und eine klare Strategie können die 
dringend notwendigen Verbesserungen umgesetzt werden.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Bundesparteitag
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Antrag V02: Landesweiter Ausbau von Sanitäranlagen in 
Industriegebieten für LKW-Fahrende
Laufende Nummer: 74

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: V - Verkehr

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Sanitäranlagen für LKW-Fahrende in Hessen sollen ausgebaut werden. Da der Zugang
 2 zu sanitären Einrichtungen für LKW-Fahrende nicht ausreichend gedeckt wird, muss
 3 sichergestellt werden, dass in jedem Industriegebiet mindestens eine Sanitäranlage
 4 für LKW-Fahrende zugänglich ist. Diese Anlagen müssen Toiletten, Duschen und
 5 Waschmöglichkeiten umfassen und entweder kostenfrei oder kostengünstig nutzbar sein.

 6

Begründung

LKW-Fahrende haben oft keinen Zugang zu sanitären Einrichtungen, da viele Unternehmen den Zugang zu 
betrieblichen Toiletten verwehren. Die Dichte an sanitären Anlagen auf Autobahnen ist ebenso 
unzureichend. Seit 2020 soll, durch das Bundesverkehrsministerium, der generelle Ausbau für Stellflächen 
gesteigert werden, doch dies geht nur schleppend voran und erfüllt längst nicht den Bedarf an 
Stellplätzen und vor allem Sanitäranlagen. Die derzeitige Infrastruktur zwingt die Fahrenden immer wieder 
auf weniger hygienische Alternativen auszuweichen. Daher ist es wichtig, auf Landesebene für einen 
Ausbau der Sanitäranlagen zu sorgen, der dem Bedarf der Fahrenden gerecht wird. Hierfür eigenen sich 
Industriegebiete besonders gut, da sie die häufigsten Ziele der LKW sind.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag V03: Landesweiter Ausbau von Sanitäranlagen in der Stadt
Laufende Nummer: 75

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch V02

Sachgebiet: V - Verkehr

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich für den Ausbau von Sanitäranlagen für LKW-
 2 Fahrende in Hessen ein. Da der Zugang zu sanitären Einrichtung für LKW-Fahrende nicht
 3 ausreichend gedeckt wird, muss sichergestellt werden, dass in jedem Industriegebiet
 4 mindestens eine Sanitäranlage für LKW-Fahrende zugänglich ist. Diese Anlagen müssen
 5 Toiletten, Duschen und Waschmöglichkeiten umfassen und entweder kostenfrei oder
 6 kostengünstig nutzbar sein.

Begründung

LKW-Fahrende haben oft keinen Zugang zu sanitären Einrichtungen, da viele Unternehmen den Zugang zu 
betrieblichen Toiletten verwehren. Die Dichte an sanitären Anlagen auf Autobahnen ist ebenso 
unzureichend. Seit 2020 soll, durch das Bundesverkehrsministerium, der generelle Ausbau für Stellflächen 
gesteigert werden, doch dies geht nur schleppend voran und erfüllt längst nicht den Bedarf an 
Stellplätzen und vor allem Sanitäranlagen. Die derzeitige Infrastruktur zwingt die Fahrenden immer wieder 
auf weniger hygienische Alternativen auszuweichen. Daher ist es wichtig, auf Landesebene für einen 
Ausbau der Sanitäranlagen zu sorgen, der dem Bedarf der Fahrenden gerecht wird. Hierfür eigenen sich 
Industriegebiete besonders gut, da sie die häufigsten Ziele der LKW sind.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag V04: Auch vor der StVO sind alle gleich
Laufende Nummer: 76

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: V - Verkehr

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Um sicherzustellen, dass auch vor der StVO alle gleich sind, werden Bußgelder im
 2 Straßenverkehr nach Einkommen gestaffelt. Es kann geprüft werden, inwiefern
 3 Mindestbeträge bzw. eine Deckelung nach oben sinnvoll sind.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag
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Antrag V05: Mehr Zuverlässigkeit und Kapazität für die Deutsche 
Bahn – Infrastruktur ausbauen und strategisch planen
Laufende Nummer: 77

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch V01

Sachgebiet: V - Verkehr

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die Bahn ist am Limit - kaputte Gleise, ständige Verspätungen und genervte Fahrgäste
 2 zeigen: Wir müssen jetzt handeln! Mit einer Pünktlichkeit von nur 66,3% im
 3 Fernverkehr und maroden Strecken brauchen wir endlich mehr Geld und einen klaren
 4 Plan, damit die Züge wieder verlässlich fahren. Deshalb wollen wir als nordhessische
 5 SPD folgende Maßnahmen vorschlagen:

 6

 7 1.         Massiven Ausbau der Schieneninfrastruktur:

 8 a.         Der Bund muss deutlich mehr finanzielle Mittel bereitstellen, um bis 2030
 9 die

 10 Schieneninfrastruktur auszubauen. Dazu gehören insbesondere:

 11 b.         Der Bau von zusätzlichen Gleisen auf stark frequentierten Strecken.

 12 c.         Der Ausbau von Bahnhöfen mit mehr Gleisen und Ausweichmöglichkeiten.

 13 d.         Die Schaffung von zusätzlichen Ausfallgleisen, um Verspätungsketten durch
 14 den Dominoeffekt zu vermeiden.

 15 2.         Langfristige Planbarkeit und Finanzierung sichern:

 16 a.         Eine langfristige Finanzierung des Bahnnetzes für mindestens die nächsten
 17 zehn Jahre ist unerlässlich. Hierzu braucht es einen verbindlichen Infrastrukturplan
 18 des Verkehrsministeriums, der die Umsetzung der Bauprojekte garantiert und
 19 transparent gestaltet.

 20 3.         Strategische Planung an internationalen Vorbildern orientieren:

 21 a.         Deutschland sollte sich am „Verlagerungsgesetz" der Schweiz orientieren,
 22 das im dortigen Parlament einen festen Platz hat. Ziel ist es, den Güter- und
 23 Personenverkehr vermehrt auf die Schiene zu verlagern und dadurch Straßen und Umwelt
 24 zu entlasten.

 25 b.         Ein jährlicher Bericht ähnlich dem schweizerischen Verlagerungsbericht
 26 soll im Bundestag diskutiert werden, um die Fortschritte der Infrastrukturentwicklung
 27 zu überprüfen und notwendige Anpassungen vorzunehmen.

 28 4.         Stärkere Steuerung der Deutschen Bahn durch das Verkehrsministerium:

 29 a.         Das Verkehrsministerium muss verstärkt in die strategische Ausrichtung und
 30 Steuerung des Konzerns eingreifen, um sicherzustellen, dass Investitionen und
 31 Maßnahmen konsequent umgesetzt werden.

Ord. Bezirksparteitag Hessen-Nord 2025 - Präsentations- und Versammlungssystem
Baunatal, 27.9.2025

144 / 154



 32 5.         Beschleunigung der Bauprojekte:

 33 a.         Um die gesteckten Ziele zu erreichen, muss der Ausbau der
 34 Schieneninfrastruktur priorisiert und beschleunigt werden. Baustellen und Projekte
 35 müssen effizienter geplant und umgesetzt werden, sodass bis 2030 messbare
 36 Fortschritte erkennbar sind.

 37

Begründung

Das Schienennetz in Deutschland ist an seiner Belastungsgrenze angekommen. Zugverspätungen durch 
den Dominoeffekt aufgrund fehlender Ausweichgleise und überfüllter Strecken sind keine Ausnahme, 
sondern Alltag. Diese Probleme sind das Resultat jahrzehntelanger Vernachlässigung und mangelnder 
Investitionen in die Infrastruktur.

Ein Vergleich mit der Schweiz zeigt, dass strategische Planung und eine klare politische Steuerung 
entscheidend für eine funktionierende Bahn sind. Die Schweiz hat mit dem Verlagerungsgesetz und einem 
transparenten Berichtswesen vorgemacht, wie die Schiene erfolgreich gestärkt werden kann. Deutschland 
muss diesem Beispiel folgen.

Ein Ausbau der Infrastruktur und eine strategische Langzeitplanung sind essenziell, um die Deutsche Bahn 
zukunftsfähig zu machen. Dies ist nicht nur für einen zuverlässigen Personenverkehr notwendig, sondern 
auch für die Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene und damit für den Klimaschutz.

Jetzt ist die Zeit zu handeln. Nur durch entschlossenen Ausbau und eine klare Strategie können die 
dringend notwendigen Verbesserungen umgesetzt werden.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag
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Antrag WBA01: Rückzahlung der Corona-Soforthilfen 
Laufende Nummer: 78

Antragsteller*in: Bezirksvorstand
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: WBA - Wirtschaft, Beschäftigung, Ausbildung

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Der Bezirksparteitag begrüßt die Ankündigung des hessischen Wirtschaftsministers
 2 Kaweh Mansoori, den betroffenen Unternehmen im Rahmen der laufenden
 3 Rückmeldeverfahren zu den Corona-Soforthilfen durch höhere Bagatellgrenzen und
 4 Ratenzahlungsmöglichkeiten sowie eine längere Rückmeldefrist entgegenzukommen.

 5

 6 Der Bezirksparteitag stellt fest, dass die Hilfen für Unternehmen während der Corona-
 7 Pandemie seitens Politik und Verwaltungen als niedrigschwellige und verhältnismäßig
 8 leicht zugängliche Unterstützung beschrieben wurden, die der Sicherung von Betrieben
 9 und Arbeitsplätzen dienen sollten. Viele Unternehmen haben diese Hilfen so
 10 verstanden, dass nach ordnungsgemäßer Antragstellung und Auszahlung keine
 11 nachgelagerte Überprüfung mehr erfolgen wird.

 12

 13 Vor diesem Hintergrund und angesichts der überschaubaren Größenordnung etwaiger
 14 Rückforderungen im Vergleich zur Gesamthöhe der Hilfszahlungen ist es von zentraler
 15 Bedeutung, Unternehmen nicht unnötig zu belasten oder Arbeitsplätze in unserer Region
 16 zu gefährden. Andernfalls würde das Gegenteil von dem erreicht, was die Hilfen
 17 bezwecken sollten.

 18

 19 Unklarheiten, die zum Zeitpunkt der Antragstellung zu möglicherweise fehlerhaften
 20 Anträgen geführt haben, dürfen nun nicht dazu führen, dass die Unternehmen jetzt im
 21 Nachhinein in finanzielle Schwierigkeiten oder gar die Insolvenz getrieben werden.
 22 Dies betrifft nicht zuletzt die Anrechenbarkeit von Lohnkosten oder anderen
 23 Zahlungsverpflichtungen.

 24

 25 Wir fordern die Landesregierung und die Bundesregierung auf, hier pragmatische
 26 Lösungen zu finden und das Vertrauen der UnternehmerInnen in die Politik nicht zu
 27 schädigen.

 28

 29 Der Parteitag fordert die SPD-Fraktionen in Bund und Land auf, sich ebenfalls für
 30 eine wirklich wirksame Untergrenze (sog. Bagatellgrenze) der Rückforderungsbeträge
 31 einzusetzen. Die Belastung der Verwaltungsgerichte ist bereits jetzt sehr hoch. Bei
 32 einer zu erwartenden Klagewelle, auch bezüglich geringer Rückforderungsbeträge,
 33 stehen die anfallenden Kosten und Belastungen der Gerichte in keinem Verhältnis zur
 34 einzufordernden Summe. Unsere Verwaltungsgerichte müssen handlungsfähig bleiben.
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 35

Weiterleitungsempfehlung:

Hessische Landesregierung, SPD-Landtagsfraktion, SPD-Bundestagsfraktion, Bundesregierung
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Antrag WBA02: Meisteranerkennung ausweiten
Laufende Nummer: 79

Antragsteller*in: AfA-Bezirkskonferenz
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: WBA - Wirtschaft, Beschäftigung, Ausbildung

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD wird aufgefordert, sich auf allen politischen Ebenen dafür einzusetzen, dass
 2 die Meisteranerkennung auf weitere qualifizierte Berufsgruppen ausgeweitet wird,
 3 insbesondere in Bereichen, in denen berufspraktische Expertise, Ausbildungsleistung
 4 und Fachverantwortung dem Niveau des Handwerksmeisters entsprechen.

 5

 6 Ziel ist es die Gleichwertigkeit beruflicher Bildung weiter zu stärken, Anreize für
 7 berufliche Qualifizierung und Weiterbildung zu schaffen und die Attraktivität nicht-
 8 akademischer Berufslaufbahnen zu erhöhen.

 9

 10 Hierzu soll die Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern und Sozialpartnern ein
 11 Programm zur „Erweiterten Meisteranerkennung“ auflegen, das unter anderem folgende
 12 Punkte umfasst:

 13 •           Einführung eines bundeseinheitlichen Titels (z.B. „Berufsmeister/in“) für
 14 qualifizierte Fachkräfte in nicht-handwerklichen Berufen mit vergleichbarer
 15 Verantwortung und Ausbildungsleistung.

 16 •           Anerkennung dieser Abschlüsse auf DQR-Niveau 6 (gleichwertig zum Bachelor
 17 und Handwerksmeister), wenn entsprechende Qualifikationen und Berufserfahrung
 18 nachgewiesen werden.

 19 •           Öffnung bestehender Förderprogramme (wie Aufstiegs-BAföG) für betroffene
 20 Berufsgruppen.

 21 •           Prüfung gesetzlicher Anpassungen im Berufsbildungs- und Kammerrecht, um
 22 eine strukturierte Anerkennung zu ermöglichen. 

 23

Begründung

Der Meistertitel steht in Deutschland traditionell für Qualität, Fachwissen und Ausbildungsleistung. 
Allerdings profitieren bisher fast ausschließlich Handwerksberufe von dieser gesellschaftlichen und 
rechtlichen Anerkennung. Viele Fachkräfte in Industrie, Dienstleistung, Pflege, Erziehung und weiteren 
Sektoren erbringen vergleichbare Leistungen – etwa als Ausbilder/innen, Teamleitungen oder in 
verantwortlicher Fachfunktion. Die Erweiterung der Meisteranerkennung auf geeignete Berufsgruppen ist 
ein wichtiger Schritt hin zu mehr Bildungsgerechtigkeit, Fachkräftesicherung und Gleichstellung von 
beruflicher und 39 akademischer Bildung. Gerade im Zeichen des demografischen Wandels und des 
wachsenden Fachkräftemangels muss berufliche Qualifikation attraktiver werden – mit Aufstiegschancen, 
Ansehen und besserer Vergütung.
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Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag WBA03: Verantwortungsvolle Textilwirtschaft fördern – 
Gesetzliche Maßnahmen gegen Fast Fashion entwickeln
Laufende Nummer: 80

Antragsteller*in: SPD-Unterbezirk Kassel-Stadt
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: WBA - Wirtschaft, Beschäftigung, Ausbildung

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Eine umfassende gesetzliche Regelung zur Eindämmung von Fast Fashion und Ultra-
 2 Fashion in Deutschland soll erarbeitet werden. Diese soll unter Federführung des
 3 Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz
 4 (BMUV) und unter Einbeziehung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz
 5 (BMWK), des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
 6 (BMZ) sowie weiterer relevanter Ressorts entwickelt werden.

 7

 8 Die gesetzliche Regelung kann folgende Kernelemente umfassen:

 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

Einführung eines Systems für Textilien, das umweltschädliche Produkte mit einer1. 
Abgabe belegt und nachhaltige Produkte begünstigt

Besondere Regulierung für Ultra-Fast-Fashion-Unternehmen, die mehr als 5.0002. 
neue Artikel pro Jahr auf den Markt bringen

Verpflichtende Kennzeichnung mit transparenten Umwelt- und Sozialinformationen3. 

Werbebeschränkungen für besonders umweltschädliche Textilprodukte4. 

Förderung von Kreislaufwirtschaft und Recycling in der Textilbranche5. 

 17 Frankreich hat im April 2024 ein Gesetz verabschiedet, das gezielt gegen Fast Fashion
 18 vorgeht und unter anderem eine Umweltabgabe von bis zu 10 Euro pro Kleidungsstück für
 19 besonders umweltschädliche Produkte vorsieht. Deutschland sollte diesem Beispiel
 20 folgen und dabei die Besonderheiten des deutschen Marktes berücksichtigen.

Begründung

Die Fast-Fashion-Industrie hat sich zu einem der umweltschädlichsten Wirtschaftszweige entwickelt. In 
Deutschland werden jährlich rund 1,3 Millionen Tonnen Textilien gekauft – das entspricht etwa 15 kg pro 
Person. Davon landen schätzungsweise 230.000 Tonnen direkt im Restmüll, während die Nutzungsdauer 
von Kleidungsstücken kontinuierlich sinkt. Besonders problematisch ist der rasante Aufstieg von Ultra-
Fast-Fashion-Anbietern wie Shein, Temu und anderen Online-Plattformen. Allein Shein hat seinen Umsatz 
in Deutschland zwischen 2021 und 2023 mehr als verdreifacht und erwirtschaftet mittlerweile über 2 
Milliarden Euro jährlich auf dem deutschen Markt. Das Unternehmen bringt täglich bis zu 6.000 neue 
Artikel auf den Markt – zu Preisen, die eine nachhaltige und sozial verantwortliche Produktion unmöglich 
machen. Die ökologischen Folgen sind gravierend: Die Textilindustrie ist für etwa 10% der globalen CO2-
Emissionen verantwortlich und verbraucht enorme Mengen an Wasser und Chemikalien. Zudem fördert 
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das Geschäftsmodell der Fast Fashion eine Wegwerfmentalität, die im direkten Widerspruch zu den Zielen 
der Kreislaufwirtschaft steht. Eine wirksame Regulierung von Fast Fashion würde nicht nur einen wichtigen 
Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz leisten, sondern auch faire Wettbewerbsbedingungen für 
nachhaltig produzierende Unternehmen schaffen. Zudem würde sie Verbraucherinnen und Verbrauchern 
mehr Transparenz bieten und einen bewussteren Konsum fördern.

Die Komplexität des Themas erfordert einen ressortübergreifenden Ansatz, der Umwelt-, Wirtschafts-, 
Entwicklungs- und Verbraucherschutzaspekte gleichermaßen berücksichtigt. Eine koordinierte 
Zusammenarbeit verschiedener Ministerien ist daher unerlässlich, um eine wirksame und ausgewogene 
Regelung zu entwickeln.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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Antrag WBA04: Lohngerechtigkeit
Laufende Nummer: 81

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: WBA - Wirtschaft, Beschäftigung, Ausbildung

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich dafür ein, dass in Hessen für alle Unternehmen ab
 2 50 Beschäftigten jährlich eine verbindliche intersektionale Entgeltanalyse eingeführt
 3 wird. Diese Analyse soll Lohnunterschiede nicht nur entlang des Geschlechts, sondern
 4 zusätzlich nach Migrationshintergrund, Behinderungsstatus und Care-Verpflichtungen
 5 (z. B. alleinerziehend, pflegende Angehörige) aufschlüsseln. Die Ergebnisse sind in
 6 einem landesweiten „Entgeltgerechtigkeits-Bericht Hessen“ zu veröffentlichen, damit
 7 Politik, Beschäftigte und Öffentlichkeit transparent prüfen können, wo
 8 Handlungsbedarf besteht. Überschreitet eine Gruppe eine Lohnlücke von mehr als 3 %,
 9 muss das Unternehmen gemeinsam mit den Gleichstellungsbeauftragten einen
 10 verbindlichen Maßnahmenplan vorlegen, der von einer externen Fachkommission evaluiert
 11 wird.

Begründung

Frauen verdienen in Deutschland 2024 im Schnitt 16 % weniger pro Stunde als Männer – der unbereinigte 
Gender Pay Gap liegt damit unverändert auf hohem Niveau. Rechnet man bereits erklärte Faktoren wie 
Qualifikation und Branche heraus, verbleibt immer noch eine bereinigte Lücke von etwa 6 %, die 
systemische Benachteiligungen abbildet. Doch dieser Durchschnittswert verschleiert, dass etwa Frauen 
mit Migrationshintergrund im Schnitt weitere 5–8 % weniger verdienen als nicht�migrantische Frauen – 
ein eigener „Migrant-Pay-Gap“, der ohne intersektionale Betrachtung unsichtbar bleibt.

Internationale Erfahrungen belegen, dass reine Gender-Audits oft bürokratisch verpuffen, wenn sie nicht 
zugleich intersektional ansetzen und klare Schwellen- und Sanktionsmechanismen enthalten. In 
Schweden etwa müssen Unternehmen ab zehn Beschäftigten detaillierte Lohnberichte erstellen und 
Ungleichheiten auf der Geschlechterebenen ausgleichen – Pilotprojekte zeigen, dass sich dort durch 
Lohnlücken in bestimmten Sektoren binnen weniger Jahre um bis zu einem Drittel verringern ließen.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Landesparteitag, SPD-Landtagsfraktion
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Antrag WBA05: Verantwortungsvolle Textilwirtschaft fördern - 
Gesetzliche Maßnahmen gegen Fast Fashion entwickeln
Laufende Nummer: 82

Antragsteller*in: Juso-Bezirkskonferenz Hessen-Nord
Status: eingereicht
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung erledigt durch WBA03

Sachgebiet: WBA - Wirtschaft, Beschäftigung, Ausbildung

Der Bezirksparteitag möge beschließen:

 1 Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für die Erarbeitung einer umfassenden
 2 gesetzlichen Regelung zur Eindämmung von Fast Fashion und Ultra-Fast-Fashion in
 3 Deutschland ein. Diese soll unter Federführung des Bundesministeriums für Umwelt,
 4 Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) und unter Einbeziehung
 5 des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK), des Bundesministeriums
 6 für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) sowie weiterer relevanter
 7 Ressorts entwickelt werden.

 8

 9 Die gesetzliche Regelung kann folgende Kernelemente umfassen:

 10 -           Einführung eines Systems für Textilien, das umweltschädliche Produkte mit
 11 einer Abgabe belegt und nachhaltige Produkte begünstigt

 12 -           Besondere Regulierung für Ultra-Fast-Fashion-Unternehmen, die mehr als
 13 5.000 neue Artikel pro Jahr auf den Markt bringen

 14 -           Verpflichtende Kennzeichnung mit transparenten Umwelt- und
 15 Sozialinformationen

 16 -           Werbebeschränkungen für besonders umweltschädliche Textilprodukte

 17 -           Förderung von Kreislaufwirtschaft und Recycling in der Textilbranche

 18

 19 Frankreich hat im April 2024 ein Gesetz verabschiedet, das gezielt gegen Fast Fashion
 20 vorgeht und unter anderem eine Umweltabgabe von bis zu 10 Euro pro Kleidungsstück für
 21 besonders umweltschädliche Produkte vorsieht. Deutschland sollte diesem Beispiel
 22 folgen und dabei die Besonderheiten des deutschen Marktes berücksichtigen.

Begründung

Die Fast-Fashion-Industrie hat sich zu einem der umweltschädlichsten Wirtschaftszweige entwickelt. In 
Deutschland werden jährlich rund 1,3 Millionen Tonnen Textilien gekauft – das entspricht etwa 15 kg pro 
Person. Davon landen schätzungsweise 230.000 Tonnen direkt im Restmüll, während die Nutzungsdauer 
von Kleidungsstücken kontinuierlich sinkt. Besonders problematisch ist der rasante Aufstieg von Ultra-
Fast-Fashion-Anbietern wie Shein, Temu und anderen Online-Plattformen. Allein Shein hat seinen Umsatz 
in Deutschland zwischen 2021 und 2023 mehr als verdreifacht und erwirtschaftet mittlerweile über 2 
Milliarden Euro jährlich auf dem deutschen Markt. Das Unternehmen bringt täglich bis zu 6.000 neue 
Artikel auf den Markt – zu Preisen, die eine nachhaltige und sozial verantwortliche Produktion unmöglich 
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machen. Die ökologischen Folgen sind gravierend: Die Textilindustrie ist für etwa 10% der globalen CO2-
Emissionen verantwortlich und verbraucht enorme Mengen an Wasser und Chemikalien. Zudem fördert 
das Geschäftsmodell der Fast Fashion eine Wegwerfmentalität, die im direkten Widerspruch zu den Zielen 
der Kreislaufwirtschaft steht. Eine wirksame Regulierung von Fast Fashion würde nicht nur einen wichtigen 
Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz leisten, sondern auch faire Wettbewerbsbedingungen für 
nachhaltig produzierende Unternehmen schaffen. Zudem würde sie Verbraucherinnen und Verbrauchern 
mehr Transparenz bieten und einen bewussteren Konsum fördern.

Die Komplexität des Themas erfordert einen ressortübergreifenden Ansatz, der Umwelt-, Wirtschafts-, 
Entwicklungs- und Verbraucherschutzaspekte gleichermaßen berücksichtigt. Eine koordinierte 
Zusammenarbeit verschiedener Ministerien ist daher unerlässlich, um eine wirksame und ausgewogene 
Regelung zu entwickeln.

Weiterleitungsempfehlung:

SPD-Bundesparteitag, SPD-Bundestagsfraktion
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